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Erster Abschnitt 



Eänleitang. 
§1. 

Geschichtlicher Rückblick und Allgemeines. 

Das am 14. Juli 1904 erlassene Reichagesetz betreffend die 
Entschädigung für unschuldig erlittene Untersuchungshaft hiit eine 
schon seit langer Zeit in Theorie und Praxis heiß umstrittene 
Frage zu gesetzgeberischer Lösung gefilhrt. 

Bereits seit dem 18. Jahrhundert hat sich die Öffentlichkeit 
mit diesem Gebiete beschäftigt Je mächtiger sich der Gedanke 
der allgemeinen Menschenwürde, des persönlichen Rechtes des 
Bmxeben auf Gtonuß der idealen Gater des Lebens, in den ver- 
schiedenen Enltorländem Bahn brach» nm so nnertrftglicher mnßte 
es erscheinen, daß der Staat» wenn er einen seiner Bürger nnter 
dem Verdachte eines Deliktes semer FreSieit auf Zeit beraubt 
hatte, ohne doch schließlich zur überzeugang seiner Schuld ge- 
langen zu können, dem Verhafteten gleichwohl eine Genugtuung 
für die ausgestandenen Unbilden der Untersuchungshaft in keinerlei 
Weise zuteil werden ließ. Mit großer Tieidenschaftlichkeit wurde 
die Versagun» einer solchen (icmigtuung als Nichtachtung dos 
Rechtsgutes der persönlichen Freiheit, als Antastung der allge- 
meinen Staatsbürgerwürde gebrandmarkt, weil die Staatsgewalt 
damit beweise, daß ihr in Wahrheit an der Freiheit ihrer Börger 
doch recht wenig gelegen sei, da sie eine Entschädigung für Ent- 
ziehung derselben als ftberflOssig und darum unangezeigt erachte. 
Bezeichnend ist es, daß diese Stimmen zuerst nachhaltig in Frank- 
reich laut wurden, wenn man von einem yorhergehenden, wohl aus 
ähnlichen Erwägungen entstandenen, aber yereinzelt gebliebenen 
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gesetzgeberiBchen Versuche Friedriche des Oroßen absehen will.' 
Jedenfalls charakterisiert es die Zeit Ludwigs XVI. mit ihren die 
sp&tere Aufstellung der ^^Menschenrechte" ankündigenden freiheit- 
lichen Strömungen, daß im Jahre 1781 eine französische Akademie» 

diejenige der Künste und Wissenschaften in Chalons sur Marne, 
ein Preieaiisschreiben für die beste Beantwortung folgender Frage 
erlassen konnte: 

„Wenn die bürgerliche Gesellschaft eines ihrer Mitglieder 
durch das Organ des öffentlichen Ministeriiuns angeklagt hat nnd 
das letztere in dem Prozeß unterliegt, welches wären die aus- 
führbarsten und am wenigsten kostspieligen Mittel, um dem 
für unschuldig erkannten Bürger die Entschädigung zu ?er- 
schaffen, welche ihm nach natürlichem Rechte gebührt?", 
worin also eine Entschädigungsverpflichtung des Staates für 
die ünbflden einer Untersuchung gleichsam als selbstverständlich 
vorausgesetzt wurde.* Auf dieser Grundlage beruhen denn auch 
die beiden mit dem Preise der Akademie gekrönten Arbeiten des 
Bbissot de Wabville und des PiiiLfppE de la Madelaine, indem 
sie von einer „Schuld der Gesellschaft'- (une dette de la soci6t6) 
sprechen und die Verpflichtung des Staates aus einem zwischen 
ihm und seinen Bürgern bestehenden GeseiischaftsYertrage her- 

^ „Neue Verordnung um -die Piozesse zu verkürzen" vom 15. Januar 1766, 
ZifTer 9 : „Ist eine des Verbrechens verdächtige Person in Untersuch uiitr ge- 
raten, und T-t, ^veil sie nicht hat überwiesen werden können, von fernerer 
üntersucliuDg ttijgt .-^t unien worden, so soll, wenn im Verlauf der Zeit, durcli 
nachherige Begebeuhoiteu, die vöUige Unschuld dieser Person entdeckt wird, 
solche nicht nur vollkommene Restitution der Kosten, sondern auch ans 
der Sportulki^se deqeuigeu Kollegü, wo die Untenmohimg geschwebt, eine 
naeb BewandtniB der UmstSnde. und der Yeieehiedeiilieit des Standet m 
arbitriereade Vergfltangsaamme erhalten, damit die nachher entdeckte 
Unschuld, wegen allen bei der ersten Untersuchung erlittenen Ungemacha, 
Bchadlos gestellet werde." Abgedruckt im Novum corpoe oonstitationam 
PruMico-Brandenburgensium, Berlin 1781, Bd. VI S, 

' Vgl. übrigens die Erklärung, die Ludwir^ XVI. bei Vorlage der 
„declaratiou du roi relative 4 l'ordonnance cnminelle" am 8. Mai 17ö7 
seinen Justizminister vor den Generalständen abgeben lieü: „Zum größten 
Erstaunen hat Se. Majestät gesehen, daß die Gesetze des KÖnigreiclis 
noeh keine Bestimmungen an Gknwtnk der nnaehuldig in Untmnchnng 
Geratenen enthalteii.'* 8. anch BnoLsiiBDua S. 8. 
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leiten.^ Die also in FlvB gekommene Frage wnrde in Frank- 
reich in großer Ausdehnung und mit vieler Parteileidenschaft 
debattiert, wobei die weitgehendsten Forderungen zu Gunsten der 
Verhafteten gestellt wurden (Imtte doch bereits Majdelaine sogar 
eine Dekorierung des für unschuldig ErkVarten verlangt!*) Immer- 
bin wurde eine gesetzliche Regelung bezüglich der unschuldig 
erlittenen Untersuchnngshaft nicht erzielt» selbst nicht während 
der Revolutionszeit nnd sp&ter.'^ — Dagegen hatte in Italien, 
wobin sich die Bewegung alsbald Übertrag, die WiBsenBcbaft* 
eine Reibe gesetsgeberiscber Erfolge zn verzeicbnen; . zu nennen 
ist in erster Linie das toskamscbe Kriminalgesetabncb Yön 1786 
(§ 46) nnd das Stra^esetzbttcb fUr das E6nigreicb beider Sizilien 
(Kap. 6, Art. 3), welche eine EntschÄdigungspflicht für jede un- 
schuldig erlittene Haft aiicrkimiiteu.^ 

Als dann die Zeit der großen Umwälzungen, aus denen 
heraus der Gedanke der hier behandelten Entschädigung grlMiren 
wurde, vorüber war und mit der Wiederherstellung der alten 
Ordnung vielfach auch die neu gewonnenen Ideen und An- 
schauungen wieder bei Seite geworfen wurden^ lag es gleichwohl 
in der Natur der Sache, daß die einmal angeschnittene Frage 
der staatlicben Entsdiädigungspflicht anch weiterbin Gegenstand 
der wissensobafUicben Forschung nnd praktiscben Gesetzgebung 
bleiben mußte. Denn die Fordemng einer staatlicben £nt- 
scbädigung ftlr ooscbnldig erlittene Untersnchungsbaft b&ngt mit 
einem der wichtigsten staatsbürgerlichen Rechte, dem Rechts- 
gute der persönlichen Freiheit auf das engste zusammen; 



* Vgl. RirrEB S. 10. — Nach dieaem Gesellscliaftsvertrage hat der 
Bürger das Recht auf Freiheit; der Staat darf dieses Eeubt uur dem Dclia- 
quenten eutEiehen; enteiefat er dasselbe auch dem Unschnldigen, so ist er 
mm SohedenflefBatse yerpflichtet. 

* YgL SiTTsi a. a. 0. 

* Das fraasdeiscbe Gesetz vom 11. Juni 1895 (Loi sor la leTision des 

proc^s criminels et correctionels et des indemnit6s anx victimes d*wreurs 
jndiciaires) billigt nur nnschaldig Verurteilten eine Entschädigung zu. 

* Auf demselben Standpunkt steht Belgien in dem Oes. vom 18. Juni 1894. 

* Z. B. FiLANOiERi , T.a Hcif'Tica della legislatione üd. 2 Kap 22. 

^ Vgl. hierüber Berolzheiueb 8. 9, Kittsh S. 12 j auüerdetn U.äaal 
Bd. 36 S. Ö6G. 

1* 
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ja. sie entspridit in gewifiser Bediehirag dem Anspindie des 
Staates» seinerseitB den Staatsbfirger zur Sicherung eines Straf- 
▼eifahFens jenem Secht anf Freiheit ungeachtet in üntersnehnngs- 
haft nehmen zu dürfen. So erschienen denn bereits im Jahre 1821 
— wiederam in Frankreich! — die ^^ObserrationB sor plusienrs 
poiiits importants de notre lögislation criminelle" von Dup qnt, 
im wesentlichen auf den gleichen Grundlagen beruhend wie die 
frühere französische Literatur^; im Jaliru 1855 folgten Bonnevillb 
DE Maksagny und im Jahre 1871 Pein s - Perg amen i mit Aus- 
führungen ähnlichen Inhaltes. Inzwischen hatten aber auch 
Deutschland, Österreich und die Schweiz sich mit der Materie 
zu befassen begonnen, wie unten' noch des näheren dargelegt 
werden soll. — Allmählich verbreiteten sich diese Bestrebungen 
über die ganze zivilisierte Welt; in England wurde die Eni* 
Schädigung unschuldig Verhafteter wiederholt in den Parlamenten 
gefordert; in Italien hat zuletzt Lüohini in seinem Werke ,,I1 
carcere preventivo" (1872) Untersuchungen auf dem genannten 
Gebiete angestellt. 

Die Frage, ob der Staat unschuldig Verhaftete entschädigen 
müsse, ist bei der wissenschaftlichen Krörtornng' violfarh mit der 
anderen zugleich behandelt worden, ob der Staat zur Entschädigung 
unschuldig Bestrafter, im späteren Wiederaufnahmever- 
fahren Frei pjesprochcner verpflichtet sei Nicht ganz mit 
Unrecht ist darauf hingewiesen worden daß sich eine theo- 
retische Nebeneinanderbehandlung jener Fragen nicht recht em- 
pfehle, weil der Zwedc der Strafe von dem der Untersuchungs- 
haft doch allzu verschieden sei, weil es sich im letzteren Falle 
auch begrifflich allein um Freiheitsentziehung, im ersteren da- 



* Vgl. insbesondere die Anifldiniiigett 8. S89ff. das., ab^edrackt bei 

BOMEN S. 16. 

» S. 6 ff. dieser Abb. 

" So V. Schwarze, G.Saal Bd. 84 S. 101 ; ikuk rd i gs besonders scharf 
auch Hamm, D.J.Z. 1004, S. 178 f: „Durch di»; Eiit8chtidiguug der in Unter- 
suchungshaft genommenen Person wird nicht ein Fehler der Justiz, ein Un- 
recht, wieder gut gemacht, sondern einem Unschuldigen der Schaden er« 
Betet, den er durch eine gegea ihn als verdächtig reehtmifiig verhSogte 
Unteisaehungsbiift erlitten hat'* 
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gegen um jede möglidie Strafe (GeldstrafOi Todesstrafe , Neben- 
strafen!) bandeln kOnne. Immerbin erachtete aber .die Wissen- 
schaft im Hinblick anf viele den beiden Ansprüchen bezflglich 

ihrer theoretischen Grundlagen gemeinsamen Gesichtspunkte zu- 
meist eine gemeinschaftliche Behandlung beider Fragen für zu- 
lässig und zweckmäßig. Auch in dem endlichen Resultate, oh 
Entschädigung vom Staate zu gewähren sei oder nicht, entscheiden 
sich die meisten Schriftsteller bezüglich beider Ansprüche gleich- 
mäßig für Gewährung oder Versagung. ^ 

Mit der Entwicklung der Wissenschaft auf diesem Gebiete 
in den Terscbiedenartigsten Kaltnrländem hat nun aber die Ge- 
setzgebung dieser Staaten zumeist ma höchst unznr^cbend Schritt 
gehalten. Entweder versagt der Gesetzgeber Ansprüche der be- 
zeichneten Art dem Staatsbürger gnmdsätzlich — so z. B* in Eng- 
land* — oder aber es gewährt das Gesetz nnr den unschnldig 
Verurteilten, nicht auch den unschuldig Verhafteten einen 
Rechtsan Spruch auf Schadensersatz (so z. B. Osterreich — Gesetz 
vom 16. März 1892 — und Belgien — Gesetz vom 1 8. Juni 1894). 
Entschädigung für iinschuldijEr erlittene Untersuchungshaft wird 
danach nur gewährt in Schweden (Gesetz vom 12. März 1886), 
Norwegen (Strafprozeßordnung vom 1. Juli 1887 §§ 469 ff.), Däne- 
mark (Gesetz vom 5. April 1888)^ Ungarn (Strafprozeßordnung vom 
4. Dezember 1896, §§576£)« sowie in einigen Kantonen der 
Schweiz (vgl. z. B. das Gesetz des Kantons Basel vom 9. Dezember 
1889); in Österreich wird ein entsprechender Gesetzentwurf vor- 
bereitet 

Der deutsche Gesetzgeher betrat somit, als er es unternahm, 

einen Gesetzentwurf betreffend die Entschädigung für unschuldig 
erlittene Untersuchungshaft zu Stande zu hringen, einen von der 
Legislatur noch ziemlich unbebauten Boden, Das ist dem Ge- 
setze an einzelnen Stellen auch anzumerken.^ Vorausgegangen 
war demselben bereits unter dem 20. Mai 1898 das „Reichsgesetz 
betreffend die Entsdiädigung der im Wiederaufnahmeverffthren 

* Vgl. auch die Juristentage (s. u. S- fi f.). 

' Gleichwohl scheint (fort in praxi Ahuliches geübt zu werden j vgl. 
Bsiouraiina 8. 9 Anm. 2. 

* Vgl darUber die Abhandluog selbst. 
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freigeqiToclLeneii Penon«ii'<, welches eine EntflchAdigiiBgspflicht 
des Staates gegenUber nnschiddig Verurteilten unter bestinimten 
YoraussetzuDgen geeetslich festlegte. Mit dem Gesetz vom 
14. Juli 1904 ist daher das Beich nunmehr in die Reihe der 
Staaten eingetreten, in denen die Gfesetzgebung den Wttnsehen 
der Wissenschaft und der Parlamente nach beiden Richtungen 
hin entsprochen hat. 

Lange Zeit freilich hat diese Gesetzgebung auf sich warten 
lassen. Nachdem bereits im Jahre 1830 ö-estkrding * die Ge- 
währung einer Entschädigung an unschuldig Verhaftete aus Staats- 
mitteln gefordert hatte, bemächtigte sich die Wissenschaft der 
Frage allgemein, als Heinze im Jahre 1865 sein grundlegendes 
Werk: ,^as Eeoht der Untersnohungshaft^' yerdffentlichte. Eine 
Au&fthlnng der zum Teil hochhedeutenden Aufs&tse, die nunmehr 
innerhalb der nächsten Dezennien ans der Feder yon Theoretikern 
wie Ton M&nnern der praktischen Bechtspflege hervorgegangen 
sind, erübrigt sich an dieser Stelle*; darauf hingewiesen werde 
jedoch, daß dieselben mit fast völliger EinhelHcjkeit die Elnt- 
schädigungBverpflichtung des Staates bejaht und damit etwaijje 
theoretische Bedenken, die gegen eine gesetzliche Festlegung des 
erwähnten Anspruches sprechen könnten, zerstreut lial)en.'* Im 
Einzelnen gehen ^eilich die Meinungen bezüglich der verschiedensten 
Fragen weit auseinander.^ Hier war es das Verdienst der Juristen- 
tage, eine Aussprache zwischen den streitenden Anhängern wider- 
sprechender Theorieen herbeigeführt und damit mancherlei Mei- 
nungsverschiedenheiten beseitigt oder doch wenigstens abgeschwächt 
zu haben. Während die Jmristentage you 1874 und 1875 zu einem 
Resultate dieser Besprechungen noch nicht gelangten, nahm der 
Gedanke einer Entschädigung für unschuldig Verhaftete auf der 
Tagung dos .Jahres 1876 (XllL Deutscher Juristentag) durch dio 
Annahme des Antrages Jacques und ÖxisutHiJSin eine bestimmtere 



* GESTKitniNu, Auabeute vou Nachforßclmugeu, Bd. 3 S. 281, 

' Vgl. die auaführliche Ijiteraturüberaicbt bis 1890 bei Bkkulzukimeb 
8. 30 S,f andererseits das Litecalurverseichuis dieser Abhandlung. 

* Unter den Wenigen, die den Ebtsebädigungsanspraeh flberluMtpt ab- 
lehnten, Bei hier Vollebt (einer der Gutachter zma 11. D.J.T.) geoannt. 

*■ Vgl darüber besonders § 2 dieeer Abhandloof . 
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Gestalt an.^ Auch der Juristenta^ von 1892 Terdient hier noch 
erwähnt 2a werden, wenngleich dieser sich lediglich mit der 
Frage der Entschädigung für unschuldige Vernrteilnng be&Bte; 
derselbe hat sich in hervorragender Weise mit dem bei Geltend- 
machung des Anspruches zu beobachtenden Verfahren beschäftigt, I 
ohne daß freilich seine Beschlüsse sich später in der Gesetz- ' 
gebuDg Geltung hätten verschaffen können.^ 

Was die Gesetzgebung der deutschen Staaten im Tjaufe des 
19. Jahrhunderts betrifft, so enthielten dieselben im aligemeiueu 
Vorschriften über Entschädigung unschuldig Verhafteter und Ver- 
urteilter nicht» Wohl die einzigen Ausnahmen bilden die Straf- 
prozeßordnungen von Baden (Str.P.O. vom 18. Milrz 1864, § 184) 
und Württemberg (Str.P.O. von 1808, Art. 484 Abs. 2> Letztere 
bestimmte — gewi&lioh unter Anlehnung an das drei Jahre vorher 
erschienene HEiNZBsche Werk — in der angezogenen Vorsdunft, 
daß „einem Verurteilten, dessen Schuldlosigkeit an den Tag 
käme, der von ihm nicht verschuldete Schaden durch die Staats- 
kasse zu ersetzen" sei. Indessen haben diese Beispiele partiku- 
larer Gesetzgebung, die sich übrigens auf die unschuldig Ver- 
hafteten nicht mit bezogen, Nachahmung in der Legislatur der 
übrigen deutschen Staaten nicht gefunden. X^amentlich enthielt 
auch die Preußische Kriminalordnung einer der eingangs erwähnten 
Ordre Friedrich des Großen entsprechende Bestimmung in keiner 
Weise. 

* Derselbe lautete: „Im Falle der Freisprechung oder der Zurück nah ine 
der Anklage ist für die erlittene Untersuchungshaft eine angemessene Ent- 
schädigung za leiBten, es sei denn, daß der Angeklagte durch sein Ver- 
BcholdMi wlhread des VeiliiihvenB die Unteraacbungshaft odw die Yerlänge- 
mng derselben Tenmaebt bat" 

* Die dort att^esteUten Thesen Unteteii: |f 

1. Zur Entscheidung über den Anspruch sind die Gerichte auf Omiid 
einer öffentlichen kontradiktori sehen Verhandlung berufen* 

2. Der Anspruchsberecbtigte ist nicht verpflichtet, vor Betretung; des 
Rechtsweges eine verwaltungsbehördliche Vorentscheidunt]: herbf^i-^iiftihren 
(vgl. dagegen § 5 Abs. 2 des Ges. von 1898, § 6 Ahs. 2 unseres Gesetzes). _ 

3. Die Entscheidung über den Ansjirurh erfolgt durch das Strafgericht 
im tunlicbsten Anschiuü au^das Wiederaufnahme verfahren (dagegen die dritten 
AbiitM der litiateii Paragraphen). 

Im Einselnen vgl. die Ahhandlang selbst 
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Aber auch di« BeichB-Strafprozeßordnung vom 
1. FelNmar 1877 unterließ es, die mm bereitB aeit so langer Zeit 
die'G^müter beschäftigenden Fragen zu irgend welcher Entscheidung 
zu bringen. Freilich war ja gerade zu jener Zeit die wissen- 
BohafUiche Dnrchdringang des Stoffes noch keineswegs abge- 
öcblosseii uiid konnte darum em gtisetzgcberisches Vorgeheu noch 
nicht ratsam erscheinen.^ Nachdem aber einmal der Juriatentag 
eine endgültige Meinung ab^^egi heu hatte, die gesetzgeberische 
Materie also als fundiert gelten durfte, hat der Reichstag fast 
in jeder Session sich mit der Entschädigangsfrage in beiderlei 
Gestalt aaf das eingehendste beschäftigt. Die erste Anregung 
gab im Jahre 1882 der Abgeordnete Frohme mit einem ent- 
sprechenden Antrage an den Beichskanzler: dieser Antrag kam 
jedoch wegen des Schlusses der Session nicht mehr zur Beratung. 
Nach Erdffikung der nenen Session — im Jahre 1882 — brachten 
die Abgeordneten Dr. Phillips und Lenzmann einen „Gesetzentwurf 
zur EJrgänzung der Strafprozeßordnung-* ein, welcher eine obliga- 
torische Eutschädigungspliicht für unschuldig Verurteilte, eine 
fakultative für unschuldig Verhaftete vorsah. Dieser Antrag 
wurde nach vorberiger erster Beratung im Plenum einer Kodi- 
mission überwiesen, welche sich im April 1883 (vgl. den ausführ- 
lichen Bericht des Abjieordneten v. Schwarze^ für die Entschädigung 
sowohl der unschuldig Verhafteten wie der unschuldig Verurteilten 
in bestimmten Grenzen aussprach und damit die von der Wissenschaft 
fast allgemein Torgenommene theoretische Gleichstellung beider 
Fragen auch bezüglich der praktischen Gesetzgebung zur An« 
Wendung gelangen ließ. Indes kam jener Kommissionsentwuif im 
Reichstage nicht zur Beratung; ab er später wiederholt als Initiativ- 
antrag beim Bundesrat eingebracht wurde, Tersagte ihm der 
letztere seine Zustimmung. — Infolgedessen sah sich iler Ab- 
geordnete Lenzraann in der zweiten Session der sechsten Legis- 
laturperiode (1885/ 188G) zur Wiederholuncr seines Antrages ?er- 
anialit, worauf wiederum die Einsetzung einer ii^ommission erfolgtOi 



' Gerade in den Jahren 1S74 und 1875 ging ja der Juriatentag ergebids- 
loB auaeioander. 

* Dmekaachea dea Beichatagea 1888, Nr. S67. 
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in deren Namen der Abgeordnete Spahn später Beiicht erstattete.^ 
Diese Eonunission entschied sich, im Gegensatze zu deijenigen 
Ton 1882/1883 lediglich ftr eine Entschädigaog unschuldig Ver- 
urteilter — weniger aus theoretischen Rücksichten, als weil de 

glaubte, durch Abtrennung der Entschädigung unschuldig Ver- 
hafteter und die daraus bicli ergebende Vereinlacliuüg der Frage 
um so sicherer zur Befriedigung wenigstens eines Teiles ihrer 
Wünsche zu gelangen. Jedocli aucli diesmal versagte der Bundes- 
rat dem Antrage seine Zustimmung, obwohl die Annahme des 
letzteren im Plenum des Reichstages fast einstimmig erfolgt war. 
In seinem ablehnenden Beschlüsse hob der Bundesrat hervor, 
daß er theoretisch den Standpunkt des Reichstages teile, gleich- 
wohl aber beflBrchte« daß nicht nur die wirklich Unschuldigen» 
sondern auch Personen^ die wegen mangelnden Beweises ihre 
Freisprechung ^TeichteUi einer Entschädigung teilhaftig werden 
würden, ein Ergebnis, das im iTiteresse einer gesunden Rechts- 
pflege durchaus zu vermeiden sei. Es vyurde aber das Vertrauen 
ausgesprochen, dali für besonders eklatante Fälle in den einzelnen 
Bundesstaaten ausreichende Mittel zur Ijlntschädigung Unschuldiger 
bereit gehalten werden würden. 

Von diesem seinem prinzipiell ablehnenden Standpunkte ist 
der Bundesrat erst im Jahre 1895 abgewichen^, und zwar auch 
hier zunächst nur bezüglich der Frage der Entschädigung un- 
schuldig Bestrafter. Der äußere Anlaß zu diesem Umschwung 
war wohl das Vorgehen Österreichs auf diesem Qebiete in dem 
bereits oben erwähnten Gesetze vom 16. März 1892. In dem am 
18. Dezember 189& dem Reichstage Torgelegten ,,Entwurfe eines 
Gesetzes, betreffend Änderungen und Ergänzungen des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und der vStraii)r()zeßordnung" fanden sich als 
Zusatzparagraphen zu § 413 Str.P.O. eine Reihe von Bestiniiniingen 
(§§ 413b bis n3f), welche eiiu' Entschädigung für uiiscliuldig 
Bestrafte vorsahen; gleichzeitig wurde jedoch in Verfolgung des 

^ Drucksachen des Reichstages 1885/1886, Nr. 155. 

' Auch der in der Session 1887/1888 itn Reichatage angenommene Antrag 
Muukel wurde vom Buudearat abgelehnt. Der Antrag Munkel-Lercbe vom 
Jahre 1889 und derjenige des Ab^. Rtntelen von 180S golangten im Beiebs- 
tage'flberhwipt niebt sur Erledigung. 
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Beatrebens, nur Unschuldigen eine EiDtschftdigung zukommen za 
lassen, § 899 Nr. 5 Str.P.O. dabin geändert» dad die Wieder- 
an&abme nnr ziüAssig sein sollte» wenn neue Tatsachen nnd 
Beweismittel, aus denen sieh die Unschuld des Verurteilten 
ergäbe, beigebracht würden. Namentlich mit Blicksicht auf diese 
Änderung scheiterte die gesamte Vorlage. 

Aber die Frage drängte nunmehr zur endlichen Erledigung. 
Nachdem der Versuch, zu einer Lösung des Problems durch 
Aii(lt'r;:ng grundlegeuder Bestimmungen der Strafprozeßordnung 
zu gelangen, mißlungen war, beschloß der Bundesrat im Jahre 1897, 
das Gebiet durch Binzelgesetzgebung auf der Grundlage der 
Strafprozeßordnung zu regeln. Unter Vermeidung jeglicher 
Änderungen dieses Gesetzes erging daher zunächst das Tor- 
erwfthnte Gesetz Yom 20. Mai 1898 „betreffend die Entsch&dignng 
der im WiederaulnahmeTerfiihren fireige^ocbenen Personen", zu 
welchem jedoch gleichzeitig im Beichstage eine Besolution an- 
genommen wurde, die auch die Entschädigung unschuldig Ver- 
hafteter forderte.^ Nachdem diese Resolution am 23. Februar 1899 
und am 21. März 1901, und zwar zuletzt in Gestalt eines 
,, dringenden Ersuchens", wiederholt worden war, legte der Reichs- 
kanzler unter dem 28. Januar 1004 dem Keichstag den „Entwurf 
eines Gesetzes, betreffend die Entschädigung für unschuldig er- 
littene Untersuchungshaft'^ zur Ter&ssungsmäbigen Beschlußnahme 
Yor.' Derselbe wurde nach einer zwei Tage in Ansprach 
nehmenden ersten Lesung im Plenum — am 3. und 4. Februar 
1904 — ' der aus 14 Mitgliedern bestehenden VH Kommission 
zur Vorberatung überwiesen, welche unter dem Vorsitz des Ab- 
geordneten Himburg zwei Lesungen des Gesetzentwurfes Tomahm 
und das Ergebnis in einem von dem Abgeordneten Burlage 
verfaßton iicrichte niederlegte.* Die zweite Beratung im Plenum 
fand sodann am 4. und 5. Mai 1904, die dritte^ am 13. Mai 1904 



» Druckaachen des Reichatages 1B9Z/1898, Bd. 3 Nr. 119 S. 14, 16. 

* Drackaachen des Keichstages 1903/1904, Nr. 202. 

* 28. und 24. Sitzong. Stenogr. Ber. S. 644 ff., 667 ff. 

* Drocksaehen des Betdutiigea 1008/1904, Nr. 870. 

* 88. und 84. Sitemig. Stenogr. Ber. 8. 2681 ff., 2681 tt, 

* 80, Sitsong. Stenogr. Ber. 8. 2888 fL 
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statt Der Bandesrat trat der teilweue Tet&nderten Fassung -des 
Gesetzes am 23. Juni 1904 beL Naehdem es sodann am 14. Juli 
Yom Kaiser ausgefertigt war^ wurde es am 29. Juli im Reichs- 
gesetzblatte' verkündigt 

Der Entwurf ist zum Teil den beftigsten Angriffen ausgesetzt, 
aucii iiii Laufe der EutwickluDg starken Schwankungen in Bezug 
auf die Entaciieidung gi'undlegender Fragen unterworfen gewesen. 
Nachdrücklicher, als es für gewöhnlich der Fall zu sein pilegt, 
haben sich im Plenum und in der Kommission die Parteigegen- 
sätze geltend gemacht; weitgehende, zum Teil den Kähmen des 
Entwurfs übei-schreitende Forderungen sind aufgestellt worden; 
leider aber ist auch manch berechtigtes Verlangen an dem Wider- j 
Stande der verbündeten Regierungen geaeheiterti snimal diese 1 
namentlich in Fragen grundlegender Natur mit auBerordentlicher ^ 
Starrhett an dem einmal eingenommenen Standpunkte festhielten. 1 
Aus alledem erscheint das Gesetz von den Beratungen im | 
Parlamente nur unwesentlich beeinflußt und ist daher den 
Regibi iiiigen der Vorwurf nicht ganz zu ersparen, daß sie infolge 
ihres geringen Entgegenkommens manche wirkliche Verbesserung 
des Entwurfes verhindert und so bewirkt haben, daß dem Gesetze 
eine lieihe schwerwiegender Mängel des Entwurfes ohne große | 
Not verblieben sind. So sehr man sonst das Gesetz als kulturellen i 
Fortschritt begrüßen mag; dieser Umstand ist namentlich mit 
Rücksicht darauf daß die Gesetzgebung Deutschlands allmfthlich 
in der Welt vorbildlich zu werden beginnt, auf das tiefiste zu 
beklagen. 

Gegenstand dieser Abhandlung ist eine Besprechung des 
Gesetzes im systematisch -kritischen Sinne. Es wird daher ihre 

Aufgabe sein, auch jene Schattenseiten an gegebener Stelle mit 
zu ei'oru 1 !i. Schwerer als alle diese wie^rt ja ohnehin der Fort- 
schritt, den das Deutsche Reich mit der ijesetzlichen Festlegung 
eines Entschädigungsanspruches überhaupt in seiner kulturellen 
Entwicklung gemacht hat. 

Die beiden Fragen der Entschädigung unschuldig Verurteilter 
und Verhafteter sind in Deutschland in zwei getrennten Gesetzen 



* B.G.BL S. 881, 
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entschieden. Gleichwohl hahen bezfiglich heider die gleichen Grund- 
sätze obgewaltet' und ist namentlich hezflglich der Fassung das 
Gesetz von 1898 für unser Gesetz yorbildlich gewesen. Bs wird 
daher, so oft es erforderlich erscheint, das Gesetz betreffend die 

Entschädignng der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen mit zur Erläuterung herangezogen werden, wenngleich 
sich die nachfolgenden Erörterungen in der Hauptsache nur mit 
dem Gesetz von 1904 beschäftigen s'jUen,^ 

Die beiden Gesetze sind ihrem innersten Wesen nach straf- 
prozessualen Charakters. Denn beide sind völlig in den 
Kähmen des Strafrerfahrens hineingefugt und haben in einem 
solchen ihre Grundlage: auch ist von dem Augenblicke an, wo 
die Gesetzgebung sich mit diesen Fragen praktisch hefoßte, 
herrorgehoben wordeui daß es sidi um eine Verbesserung des 
StrafVer&hrens handele. EudHch stimmt das Gesetz von 1898 
im wesentlichen mit der Regiernngsrorlage w<m 1895 „betreffend 
Änderungen und Ergänzungen des GeiichtsvLilassungsgesetzes 
und der Strafprozeßordnung" überein und haben die Vor- 
schriften über die Entschädigung militärgerichtlich Verurteilter 
in der Militärstrafgerichtsordnung ihren Platz gefunden.^ 
Daü die Bestimmungen beider Gesetze nicht in die Strafprozeß- 
ordnung selbst mit aufgenommen worden sind, beruht» wie bereits 
oben angedeutet^ lediglich darauf daß eine Änderung der Straf- 
prozeßordnung vor ihrer — jetzt bereits begonnenen — all- 
gemeinen Refbrm durchaus vermieden werden sollte. Aus alle- 
dem folgt» daß unser Gesetz wie das vorangehende von 1898, 
als Ergänzung zur Stra^rozeßordnung» welche völlig unberührt 
bleibt^, anzusehen ist und daher die gesetzestechnischen Begriffe 

* Die Geset^gehuDg ist alao im Grunde der dentechen in^asensehaft 

gefolgt, welche zumeist beide Gebiete nach den gleichen Groiulaiteeii be- 
hendelte. Vgl. S. 4 dieser Abhandlung. 

« Bezügl. des Ges. von 1898 vgl. z, B. 8. 51, 72, 84, 110, 118. 

^ Den strafprozessualen Charakter bftoneti auch Lessing zu 1898 S. 55 
und KoMKN zu § 11 Note 5, sowie die Kommentare vom Lobwk und Mambotu 
im Komm, zur Str.P.O. 

^ iS. 10 dieser Abhandlung. 

» Daß dut etnlpTosewaale Ywßüutn nfttennv dmeh des Gesell be- 
eiofliißt wird, darüber vgl. besondere § 20 dieser Abhandlung, 
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desaelbeii, soweit sie dem Strafverfahren überhaflipt angehören^, 
aas der StrafprozeßordniiDg heraus zu erUftren emd.* 

Gleichwohl steht nicht ohne weiteres fest^ daß unsere Gesetze 
eine Reform des gesamten Strafprozesses überdauern werden. 

Zwar scLcmt der Umbtaud, daß die in denselben behandelten 
Materien eine Sonderregelung erfahren haben, für die erwähnte 
Annahme zu sprechen: immerhin darf aber die in der Reichs- 
lagssitzung vom 4. Mai 1904' von dem Staatssekretär des Reichs- 
justizamtes abgegebene Erklärung, die verbündeten Regierungen 
st&nden der weiteren Ausgestaltung der in den Gesetzen nieder- 
gelegten Grundgedanken wohlwollend gegenüber, sowie der Um- 
stand, daß die Beratungen der zur Vorbereitung einer neuen 
Strafprozeßordnung niedergesetzten Kommission im kommenden 
Winter, wie man hört, sich auch auf die ESntscb&digungsfragen 
mit erstrecken werden, als ein gewichtiger Beweis für das Gegen- 
teil angesehen werden. Eine derartige Neugestaltung des gesetz- 
gebensclien Stoffes wäre aber im Hinblick auf die beiden Gesetzen 
anhaftenden Mängel auf das freudigste zu begrüßen.^ ^ 

§2. 

Theoretische Gnandlaoen des Eirttcbäiligungsanspruches. 

Die wesentlichste -Errungenschaft, welche mit der fiirlassung 

unseres Gesetzes für Deutschland erreicht worden ist, ist zweifel- 
los diese: der Verhaftete hat durch daböelljc unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Recht, und zwar ein gerichtlich ver- 
folgbares Hecht auf Entschädigung für die unschuldig erlittene 
Untersuchungahalt erlangt 

> Der Begriff der ,»UiiBchnld" in § l dw G«. iat a. B. dem Strafver^ 
fahren fremd. Vgl. dsrUber insbesondere § 8 dieser Abb. (bauptofteblicb 
& 47flP). 

* Vgl. aneb L5we, Vorbem. zu dem Ges. von 1898 auf S. 1007 Note 2. — 
Die Beziehungen, die das Gesetz mit anderen Reichsgesetzen verbindet, sollen 
unten an den einzelnen Stellen noch näher dargestellt werden. Vgl. hierzu 
bezüglich des B.G.B. § 14, bezüglich des Ges. von 1898 § 24 dieser Abhandl. 

* Stenogr. Ber. S. 2671. 

* Über Vorschläge du U^ge ferenda vgl. dip Abhandl. selbst. 

' Zur Geschichte des Gesetzes vgl. noch die Ausführungen von Kittku, 
Boxur, BsBOLMBiMER, FiABCHHAiur i. d. Kr.V.J.Scbr. Bd. 25 S. 278 ff. 
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Ein solches Recht hesaß der Verhaftete bisher nur im Falle 
unrechtxn&ßiger Verhaftung infolge Verschuldens des in- 
haftierenden Beamten^ wie unten noch des Näheren zn zeigen 
sein vird^; in allen übrigen Fällen, also namentlich, wenn die 

Verhaftung in aller Form Rechtens und auf völlig geseLzmaßiger 
Grundlage vor sich gegangen war, blieb er lediglich auf den 
Weg der Gnade angewiesen, welcher wohl nicht allzu häufig 
beschritten worden sein mag. Das Gesetz vom 14. Juli 1904 
hat diesem Übelstande — allerdings unter weitgehenden Be- 
schränkungen — abgeholfen und nunmehr auch den unschuldig 
Verhafteten der zweiten Kategorie einen Becbtsanspmch anf 
Ersatz des ihnen durch die Untersuchungshaft entstandenen 
Schadens zugebilligt 

Unter den Männern der Wissenschaft^ die sich vor dem 
Entstehen unserer Gesetze mit der Entschädigangsfrage be&Bt 
haben, herrschte, soweit sie sich überhaupt für Erlassung von 
Entsciiadiguiigs Vorschriften aussprachen, unausgeglichener Streit 
darüber, ob die Entschädigung eine Rechtspflicht des Staates 
sei oder ob sie lediglich aus Billigkeitsrücksichten zu erfolgen 
habe. Die Anhänger der letzten Theorie verneinten eine solche 
Rechtspiiicht des Staates, verlangten aber eine Entschädigung 
aus einer filrwägung des allgemeinen Mitleids mit Personen, die 
infolge räies besonders bedauerlichen falschen Anscheins zu 
Sdiaden gekommen sind*; die Vertreter der Theorie Ton der 
y^Becbtspflicht'* waren dagegen der Anschauung, daß eine ans 
dem System des Rechtes herzuleitende Verpflichtung bereits 
bestehe und lediglich gesetzlich anerkannt bezw. näher geregelt 
werden müsse. 

* Vgl. § 8 dieser Abhandlnng. 

* So KdHia«, a.8aal Bd. 64 S. 345. 

• Vgl. Pleischmann, Kr.V.J.Schr. Bd. 25 S. 275. 

♦ Für Rechtspfliclit: v. Liszt, Pol.Wocb.Schr. 1882, Nr. 29; Geyfr, 
G.Saal Bd. 34 S. 827; Zucker S. 189 ff. und 12.J.T. Bd. 2 S. 147 ff ; Wahl- 
BSRO, 11. J.T. }ki. 1 S. 42 ff. und viele andere. Für Billigkeit: v. Schwarze, 
G.Saal IM :;i S 127 ff.; Ullmänk, G.Saal Bd. 27 S. 80 f., 8. 389 f., 11.. J.T. 
Bd. 1 S. b'J i. u.a.; neui'iUing.s auch Kühlkr, G.Saal ßd. 04 S. 345; Hamm, 
D.J.Z. 1904 S. 179} BiBKjffiYBB in den Manchener Neuesten Naehriditeii 100# 
Kr. 167. 
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Aber auch unter den Schriftstelleni, die sich für eine solche 
Bechtspflicht ausgesprochen haben, waren die Ansichten darttber 
geteilt, auf welcher Grundlage jene Rechtspflicht theoretisch 
au&ubauen sei. Eine gewisse Einhelligkeit der Meinungen be- 
stand nur bezüglich der Ausgangspunkte: einerseits war man der 
Ansicht, daß bei der Betraclitung die oben genannten Fälle aus- 
zusclx id' ri Reien, in denen sich die Freiheitsentziehung als eine 
unerlaubte Handlung (des Straf- oder wenigstens des Civil- 
rechtes) darstelle, weil hier die Frage nach der Grundlage des 
Anspruches bereits entschieden sei; andererseits aber wollte man 
eine Entschädigung generell dann versagen, wenn eine gewisse 
Schuld des Angeklagten bezüglich der Herbeiführung seiner 
Verhaftung vorliege (der Umfang dieser Schuld war gleichfalls 
bestritten). Innerhalb der so gesteckten Grenzen bildeten sich 
nun im wesentlichen folgende Theorien^: 

1. Man hat eine RechtspHicht zur Entschädigung aus einer 
dem Expropriierenden obliegenden Ersatzpflicht abzuleiten 
versucht. Dabei ward folgendermaßen argumentiert: Wenn die 
staatliche Entscliädierungsptiicht schon bei einem bloßen Eingriffe 
in die Privatrechtssphäre des einzelnen, bei bloßer Entziehung 
des Eigentums bestehe, um wie viel mehr müsse bei Eingrififen 
in die wichtigsten liechte des Menschen — Recht auf Freiheit, 
Kecht auf körperliche Integrität — eine Entschädigung Platz greifen.' 

* Vgl. auch die Zusammenatellunfi; bei Berolzheimer 8. 15 Ö\ 

* So namentlich Oevek, Zeit- und äStveitfr. S. 26; Zucker S. 138 f.; 
Waulbbhu, 1 1. J.T. Bd. 1, S. 44. Die Vertreter der BilligkeiUtbeorie verneinen 
die Znl&ssigkeit einer solchen Analogie, da durchgreifende Verschiedenheiten 
zwieche» dem stutlidiea Ansprach auf sweogs weise Inansprachnahine fremden 
Venn9gens und dem staatlichen Eingriff in die Betätiguiig der Handlnngs* 
freiheit Torhandeit seien. Dmn im ersteren Falle erlange der Staat das von 
ihn erstrebte tauschwerte Gut selbst und zwar in der Regel für unbe- 
grenste Zeit, im letzteren Falle erlange der Staat die von ihm erstrebte 
Sicherung des Prozcßgcgcnstandea, die keinen Vermögens- oder Tausch- 
wert: habp, rmr für die vorübfM-ijchciide Dauer des Prozesses. Zndem 
entschädige der Staat durchaua nicht alle persönlichen Opfer, die er von 
seinen Untertanen verlange (vgl. Wehrpflicht, Stout rpflicht, EntHchärliirung 
des Vormundes eiaC6 veruiögenslofieu Mündeln iür seine Mühewaltung — 
Vgl § 1886 insbesondere Abs. 1 Sats d das.). So neben ^elen im 
wesentlichen abereinstimmend neuerdings KÖbub, G.Saal Bd. 64 S. 840f. 
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2. Die staaÜiGb anerkannte Entsch&digmigspäidit gegenftber 
Zeugen und Sachverständigen ist als Beweis fOat die staatlidie 
Enfsch&diguQgspflioht anob gegenftber nnachuldig Inhaftierten heimn* 
gezogen worden. Wenn der Staat» so wurde argumentierty jenen 

Personen, die doch nur eine allgemeine Staatshfirgerpflicht erfüllten^ 
gleichwohl eine Entschädigung lür den ilmeu durch Ei tüUuiig jener 
Pflicht erwachsenen Schaden zuteil werden lasse, so müsse w folge- 
riclitic auch für unschuldig erlittene Untersuchungshatt Krsatz 
gewähren, welche den Staatsbürger ohnehin weit schwerer tretie.* 

3. Auch aus dem Üeichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 
ist eine Entschädigungspflicht für unschuldig erlittene ünter- 
snehungshaft gefolgert worden; wie dort der Unternehmer für 
UnglttcksfUlOy welche seine Arbeiter beträfen^ aufkommen mü88e> 
so bestehe für den Staat die Verpflichtung, dem ünschnldigen 
für das Unglück der Untersuchungshaft und die sich daraus 
erl^ebenden Folgen ESraatz zu leisten.* 



* Z. B. Wablbero, 11. J.T. Bd. 1 S. 48. Von den Anhängern der Billig- 
ke&tsüieorie ist z. B. eingewendet word«i: Wenn man diese Abwftlmng der 
Kosten von den streitenden Partei^ auf unbeteiligte Dritte nicht fHr be- 
rechtigt ansieht, braucht man deshalb noch lange nicht ansunehmen, dsft 
ebenso der einen streitenden Partei selbst von der anderen alle Nach- 
teile auch dann zu ersetzen sind, wenn die eine Part< i 1)' i ihrem Handeln 
(der Geltendmachung des Strafanspruehea und dem Betreiben der Verhaftung-) 
nicht die freie Wahl hatte, Kondern dazu im luterease der gesellschaft- 
lichen Sicherheit durch die Gebote des Legalitätäprinzipea und des üflizial- 
prinzipea nach Maßgabe des materiellen Strafrechtca und der Prozeßordnung 
verptiichtet war. So Köhler a. a. 0. S. 343. Gegen die Arguumutution des 
Teites übrigens ancih t. Bab, Deutsche Be?ue VII 12 S. 85S. - 

* Dieser Ansicht sind Chsm, Zeit- und Streitfr. S. 86 f.; KnomcKBR 
S. 18. Die Anhinger der Billigkeitotfaeorie stellen die Zolfissigkeit anch 
dieser Analogie in Abrede. Die neuesten Betracbtnngeii yon Köhlbs (a. a. 0. 
S. 8i4 Anm. 1) fähren hierzu aus: Zunächst gehöre die Auferlegung einer 
von der Verschuldung absehenden Haftung im heutigen Rechte noch zu den 
Ausnahmen. Kechtsaingularitäten sei^ti auch im al1<rpmeinen zu analoger 
Anwendung überhaupt nicht hcranziehbar. Zudem bleibe 63 ein Unding, 
die staatliche Strafrechtäpflege als eine Art von gewerblichem Unternehmen 
hinzustellen, bei welchen die meist auf einer Überlegung der Sachlage 
beruhenden Verhaftungen als eine Betriebsgefahr figurieren würden, welche 
ihrer GrSfie nach im Einselfalle nicht an ermessen sei Vgl. auch UuMAim 
Beilage rar Allgem. Zeilg. 1904 Nr. 68 8. 490 £ 
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4. Weiter ist die rechtliche Verpflichtung des Staates auf 
dem Satze aufgebaut worden^ daB der Staat für den Irrtum 
seines Bichters einsusteben habe. Denn um einen ^Jrrtam^ 
einen ^^MifigziF^ des inhaftierenden Beamten handele es sich in 
allen den Fallen, wo sich im Laufe des Strafrer£B.hrens die Un- 
schuld des Verhafteten' herausstelle (sog. Justisirrtum).^ 

5. Von anderer Seite wieder ist yersucht wordeut eine Ent- 
schädiguiigsverpflichtuug des Staates aus einer von Staats wegen ein- 
zurichtenden gegenseitigen Zwangsversicherung der Staats- 
angehörigen gegen unschuUlig zu erduldende Haft herzuleiten.* 
Geyer bemerkt hierzu, „der Gedanke habe etwas sehr plausibeles, 
daß alle Steuerzahler gleichsam .eine kleine Versicherungsprämie 
zahlten für den Fall, daß ein Staatsbürger das Opfer eines Irr^ 
tums der Strafgerichte würde". Als Prämien würden bei dieser 
Versicherung die Quoten anzusehen sein, welche von dem einzelnen 
dnrch direkte oder indirekte Steuerzahlung zu der für die Ent- 
schädigung notwendigen Gfesamtsnmme beigetrageil würden.^ 

6. Vereinzelt ist noch auf eine Inkonsequenz hingewiesen 
worden, welche fn der Anrechnung der Untersuchungshaft 
aui die Strato des SciiuMigen gegenüber der Xichteutschadi^^ung 
des Terhafteten Unschuldigen gelegen sein würde: auch daraus 
hat man versucht, eine Kechtspflicht des Staates zur Entschädigung 
herzuleiten.^ 

Die Anhänger der Billigkeitstheorie heben herYor, daß 



* So JAcavBfl, 18. J.T. Bd. 2 S. 874; Gbteb, G.Saal Bd. 84 8. 284 f. Die 
Anhttnger der BiUigkeitatheorie fabren dagegen ans, daß der Irrtum dea 
Richters mir in aeltenen Fällen mx Verhaffcang Anlaß gegeben habe. Denn 

die Verhaftung geschehe nicht, weil der Untersuchungsrichter von der 
Schuld des Verhafteten überzeugt sei, sondern weil dringende Verdachts- 
gründe vorlägen. Dio Verdaclit^irründe habe der Haftrichtfr richtig be- 
urteilt: die Schuldfrjige habe seiner Kognition f;ar nicht unterstanden. Die 
Existenz (ies Vtidachtes zur Zeit der Verhaftung werde durch die spätere 
Freisprechung nicht widerlegt. So v. Scuwakze, G.Saal Bd. 34 S. 100 ff. 

* Hbinze, Untersuchungshaft 8. 80. 
' Zeit- nnd Streitfingen S. 28. 

* Bbbouhbimb S. 26.. 

* Vgl. Hnim, Ij^terBuehangshaft 8. Qkybb, Zeit- nnd 8treitfr. 
S. 27; V. SonwAasE, G.8aai Bd. 84 S. 108 ff.; Nimbn, 12. J.T. Bd.l S. 55. 

BBAinns, Entidiidignng. 2 
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für den ünschuldip^en der Eintritt von Haltgründen, welche er 
nicht verschuldet habe, die aber gleichwohl zur Freiheitsentziehung 
und möglicherweise Vermögenseinbuße geflilirt liätteu, bezüglich 
jener Schäden caBns sei; zwar bedeute jene Verhaftung auch f)Lr 
den Staat gewissennaßen einen casus, da infolge der Durchführong 
der Haft Kosten entstünden, welche im Falle der Nichtrerarteilnng 
(abgesehen von den §§ 501, 504 Str.P.O.) auf dem Staate üegen 
blieben ; gleichwohl aber sei es in einem Staatswesen mit reicheren 
finanziellen Mitteln als ein soziales Bedilrfnis anzusehen, daß der 
Staat aus einer Erwägung des allgemeinen Mitleids heraus dem 
Verhafteten jene Nachteile ersetze, zumal er ihm und seiner per- 
söuliclien Ehre zu nahe getreten sei und dafür eine Genugtuung 
billig erscheine.^ 

Indessen haben bei dem bestehenden Rechtszustande alle 
diese Theorien im wesentlichen ihre grundsätzliche Bedeutung 
verloren. Dies gilt in erster Linie Ton der Frage, ob dne be- 
reits früher Toirhandene Bechtspflicht oder reine Billigkeitsrück- 
sichten als Grundlage unseres G^etzes anzusehen sind; denn 
ganz abgesehen davon, daß für ein erst zu erlassendes Ge- 
setz nur mit großer Vorsicht Ton BechtsgrQnden gesprochen 
werden darf, weil diese ihre unterste Basis strenggenommen tiui 
in dem schon bestellenden (Gesetzes- oder Gewohnheits-) lieohte 
haben, und daß, wenn die Billigkeit ein Gesetz diktiert, diese 
erst zum Hechte sich steigert*, kann es für das jetzige Recht 
gleichgültig erscheinen, ob der Staat die rechtliche Verpflichtung 
zur Entschädigung aus Billigkeitsrücksichten oder weil er sich 
bereits vorher dazu verpflichtet glaubte, ausgesprochen hat — 
Damit verlieren aber auch die (Ihrigen Theorieen im Großen und 
Ganzen ihre frühere Bedeutung; wenn früher aus ihnen eine 
Bechts» oder Billigkeitspflicht des Staates heigeleitet und damit 



* So neuerdings Köhleb a. a. O. S. 344 f. BezügUuh der übrigen Au- 
hinger dieser Theorie vgl die oben S< 14 Aimi. i angeföhrten Qtftte. — Die 
Yertveter der BUligkeilafheorie' gehen aelhtlveratändlieh gleicli&Ils davon aus, 
daß nur M casns des Veifaafteten besttglich der Verhaftang eme Ent- 
BcbSdigiuig angebiiligk werden könne. Denn bei VersehnldeB des Inhaftierten 
wSre es eben anbillig, Entschädigung^ zu gewähren. 

* So FisuCBHAVN, Kr.yj.Schr. Bd. 25 & 215. 
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ein T&tigwerden der Gesetzgebtmg herbeigeftilirt werden sollte, 
60 haben sie heule lediglich bistoriflchen Wert nnd können allen- 
falls zu interessanten Vergleichungen unserer Materie mit anderen 

Rechtsgebieten herangezogen werden. Da sich die voriie^^ende 
Abhandlung hauptsächlich mit dem geltenden Rechte hefassen 
soll, kann sich ein näheres Eingehen aul den Inhalt jener 
Theorieen aus alledem wohl erübrigen.^ 

§3. 

Entschädigung bei widerreclitliciier Freiiieitsontzieiiung. 

Bei der allgemeinen Besprechung der Bedeutung unseres Ge- 
setzes wurde obeo^ darauf hingewiesen^ daß der Zweck des 
letzteren vor allem der sei, Personen Entschädigung zu gewähren^ 
die in aller Form Becbtens und auf völlig gesetzmäßiger Grund- 
lage verbaitet worden seien; es wurde aber i^eichzeitig bemerkt, 
daß ein solches Entsohädigungsrecht für den Verhafteten bisher be- 
reits im Falle unrechtmäßiger Verhaftung infolge Verschuldens 
des inhaftierenden Beamten bestanden habe. Dieses Recht 
ist, bevor wir zur Besprechung des Gesetzes im einzelnen selbst 
übergehen, au dieser Stelle noch einer kurzen Betrachtung zu 
unterziehen. 

Ein Fundamentaisatz des deutschen Staatsrechtes ist, daß 
dem Staatsbürger das Recht der persönlichen B'reiheit gewähr- 
leistet wird. Dieser Satz gilt zweifellos auch da, wo ihn eine 
Landesverfassung nicht ausdrücklich ausspricht^ Eine Beschrän- 
kung oder Entziehung jenes Bechtsgutes ist also nur insoweit 
zulässig, als besondere, mit dem Wortlaut oder dem Sinn der 
VerfSusnngen oder, in Ermangelung dieser, mit dem obigen 
Grundsatz in Einklang zu bringende Vorschriften bestehen, welche 
eine solche Antastung der Freiheit unter bestimmten Voraus^ 
Setzungen gestatten. Jede sonstige Verkümmerung dieses Rechts- 



• Vgl. die Literatur selbst bezüglich dieser Fragen. 

' Vgl. S. 14, 15 dieser Abhaudlung. 

^ Die Beichsverfasäuug giebt kciue beaoudere Vorächi-ift; der ubige Satz 
liegt jedoch gldebwohl im Sinae deitelbeii. 

2» 
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gutes ist viderrechtliGh uod ziehti ^eichnel ob die FreUieitB- 
beraubung als eine strafbare Handlung im Sinne des Stra^gesets- 
bnches sich darstellt oder nicht, die zivürechtiiche Haftung des 
Tftters ans § 823 B.G-.B.s nach sioh, vorausgesetzt nur, daß diesen 
ein Verschulden trifft. Naeh § 823 hat aber jeder, dessen 
i^'reiheit vorsätzlich oder fahrlässig von einem Dritten wider- 
rechtlich verletzt wird, einen Anspruch auf Ersatz des ihm durch 
diese Freiheitsverletzuug entstandenen Schadens in dem aus 
§4 249 ff., 842, 845, 846, 847 B.G.B.s sich ergebenden Umfange. 

Besondere Vorschrifteu gelten« wenn ein Beamter in Aus- 
übung seines Amtes sich einer widerrechtlichen fYüeiheitsentziehung 
schuldig macht Hierher gehören im Rahmen unserer Betrach- 
tung Tor aUem die FäUe» in denen der Bichter, obwohl er die 
HafkToraussetzungen der §§ 112, 113 Str.P.O. nicht für vorliegend 
erachtet, gleichwohl die Untersuchungshaft über den Beschuldigten 
Terhängt oder aber es Tor^^ch oder fahrlässig unterl&Bti den 
Haftbefehl gemäß §§ 123, 126 a. a.0. wieder aufzuheben. Auch die 
Nichtentlassung eines Verhafteten durch den Gefängnisbeamten 
trotz Aufhebung des Haftbefehles ist hierher zu rechnen. — In 
allen diesen Fällen verstößt der Beamte in schuldhafter Wp!<;p 
gegen die zum Schutze dos Staatsbürgers gegebenen VorschrütcTi 
der Strafprozei^rdnung über die Zulässigkeit und Fortsetzung 
der Untersuchungshaft und verletzt damit die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht (§§ 823 Abs. 2, 839 B.G3.s).^ 
Er haftet daher gemäß § 839 B.G.B.s' in dem oben erwähnten 
Umfange^ jedoch unter der Einschränkung des Abs. 3 daselbst'; 
dabei kommt es^ wie Köblbb^ richtig bemerkt, nicht darauf an, 
ob der rechtswidrig Verhaftete ein Delikt begangen hat oder 
nicht Landesrechtlich kann diese Haftung des Beamten von 
dem Staat übernommen werden (Art. 11 K.G. zum B.G.B.). 

Es bleibt endlich noch zu erörtern, in welchen Beziehungen 



< i>icäeu Zusummeubaug zwiächeu 823 Abs. 2 uud 889 betont be- 
sonders Planck zu § 839 Note 1 Abs. 2. 

^ Die Mitglieder eines Rollegialgerichtea als Gesamtschuldner (§ 840 das.). 

* Nicht aber der Einschiflnkuug des Abs* 2; denn der HallbefiBlil ist 
kein Urteil. So richtig Boiav su §7 Note 3b und die dort Giticrten. 

« G.B8al Bd. 64 S.888. 
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diese Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches zu den Be- 
stimmungen unBeres Gesetzes stehen.' Hier gelten folgende 
Sätze: 

Der Verhaftete hat die WaU, ob er den yon unserem 
Gesetze Torgeschriehenen Weg. beschreiten oder den schuldigen 
Beamten im CiTÜTerfithren belangen will. Denn einerseits um&ßt 
§ 1 des Gesetzes alle möglichen F&Ue unschuldig erlittener 

Untersuchungshaft, also auch den widerrechtlicher Freiheits- 
entziehung, da sonst eine Ausnahmehestimmung getroffen sein 
müßte, auch § 7 Abs. 2 des Gesetzes vorschreibt, daß der Staat, 
der nach §§ 4 ff. a, a. 0. belangt worden ist, an dem rechtswidrig 
yerhaften den Beamten Regreß nehmen kann. Andererseits braucht 
man den Weg unseres Gesetzes nicht einzuschlagen; denn letzteres 
kann und will Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches in 
keiner Weise antasten. Hat der Verhaftete sonach die Wahl 
zwischen den beiden genannten Ver&hrensarten, so steht ihm die 
Beschreitung des ZiTÜrechtsweges selbst dann noch zu, wenn er 
EntBchädigungsansprttche bereits in dem Verüfthren unseres Ge- 
setzes geltend gemacht hat^; dies ergibt sich aus § 7 Abs. 2 a. a.0., 
wonach der Staat lediglich bis zum Betrage der geleisteten 
Entschädigung in die Kechte eintritt, welche dem Verhafteten 
gegen den rechtswidrig verhaftenden Beamten zustehen, worin also 
ausgesprochen wird, daß der Verhaftete außer der geleisteten 
Entschädigung noch Ansprüche besitze. Praktisch wird diese 
Frage namentUch durch den Umstand, daß der in § 1 unseres 
Gesetzes begründete Anspruch lediglich auf Ersatz des Ver^* 
mögensschadens bescbr&nkt ist (§ 3 a. a. 0.)» nach §§ 839, 823^ 
847 B.G.B.B aber Entschädigung auch f&r den sogenannten im- 
materiellen Schaden verlangt werden kann." 



' Dies ist im aUgemeinoD ausgeBehloMen;; vgl. § 2S dieser Abhsnd- 
loqga-E. 

> Vgl. darüber auch §§ 16, 28 dieser Abbaodl. 

' Auch durch diese AuBdehnung unseres Gesetzes auf widerrecht- 
liche FreiheitaODfenehuiilien verlieren eine Reihe der in § 2 aa%efiibrtea 
Tbeorieen für unser Gesets ihre allgemeine Bedeatnng. 
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Zweiter Abschnitt 

Voraussetzuugen des Eatschädiguugöanspraches. 

§4. 

Zum Begriffe der ,,Uiitereuciniiig8liafl". 

Das Gesetz wül unter bestimmten Voraussetzungen Ent- 
schädigung fttr ^unschuldig erlittene tJntersuehungshait'' gewähren. 
Es bedarf zunächst einer kurzen Besprechung dieses Begriffes. 

Nach den Ausftihrungen am Schlüsse des ersten Paragraphen 
dieser Abhandlung ist der Begriff der ,,Üntersnchnngshaft'< aus 
der Strafprozeßordnung heraus zu erklären. Danach aber ist 
„Untersuchungshaft" jede auf der Grundlage eines richterlichen 
Haftbefehles vorgenommene Festhaltung eines Verdächtigen zur 
Sicherung eines Strafverfahrens; der Begriff umfaßt also nicht 
nur die Haft nach Erhebung der öffenthchen Klage, wie der 
Wortlaut des § 112 in Verbindung mit § 155 Str.P.O. erscheinen 
lassen könnte, sondern auch jede Freiheitsentziehung, welche der 
Amtsrichter gemäß § 125 a. a. 0. über einen Verdächtigen ver- 
hängt Zwar bedient sich die letztere Bestimmung nicht des 
Wortlautes Ton § 112, indem sie lediglich yon der „Erlaasung 
eines Haftbefehles'', nicht aber vom ^Verhängen der Ünter- 
suchungshaft" spricht; gleichwohl aber läßt bereits Abs. 2 dieses 
Paragraphen die Ausdehnung des Wortes „Untersuchungshaft" 
auch auf die amtsrichterlicke Halt zu.^ 

Aber auch hiervon ganz abgesehen, abgesehen auch von 
dem Sprachgebrauche der Praxis wie von der Bedeutimg unseres 

* Vbd. 125 Ab». 2 mit 124 Abs. 1 Str.P.O. Vgl. auch »Ue Entstehungs- 
geschichte dos § 125; diu daselbst zugelassene Verhaftung sollte ursprüng- 
lich „Verwahrung" heißen. Die Reichstagskommission hat aber bei der 
matoriellen Übereinstiminnng ancli diese ala ^jUntersachangahaft'' be- 
Michnet. So v. ScnwABza, Vorbem. zum 1. Abschn. des 9. Baches der Str.P.O. 

Übereinstimmend Löwb an § 12S Note 5 (nproTisorische Unter- 
suchungshaft"); Rellkk zu § 125 Note 1 („Untersuchungshaft vor Er* 
hebung der dffentUchea Klage'*); U&uujnr S. 300 („Untersuchungshaft im 
engeren Sinne'O. 
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Begriffes in § 60 Str.Ö.B.8 ^ wo derselbe doch zweifellos auch die 
amtsrichterliGhe Haft mit umfaßt: es kann der Begriff „Unter- 
saohmigshaft'' zum mindesten fSat unser Gesetz nicht anders als 
in jenem weiteren Sinne angefaßt werden. Denn wenn in § 3 
für die Untersuchungshaft entschädigt, diese Entschädigung aber 
auf die Zeit einer dem Haftbefehl vorausgängigen, durch Vor- 
führung oder vorläufige Festnahme bewirkten Freiheits- 
entziehung ausgedehnt werden soll, so tülgt, daß das Gresetz die 
Untersuchungshaft mit dem Erlasse des Haftbefehls beginnen 
lassen will, ohne fvikksicht darauf, ob letzterer vor oder nach 
Erhebung der öffentlichen Klage erlassen wurde. ^ 

Weiter aber mflssen auch die auf Grund von §§ 229, 285 StrJ?.0. 
erfolgenden BVeiheitsentziehungen durch Haftbefehl — wenn sie 
auch ihre Stellung nicht im 9. Abschnitt des 1, Buches der 
8tra4»rozefiordnung haben — als Untersuchungshaft im Sinne 
der Strafprozeßordnung und dieses Gesetzes betrachtet werden.' 

Mit der Begrenzung des Entschädigungsanspruches auf die 
Untersuchungshaft der Strafprozeßordnung wird ein Ersatz- 
anspruch von vornherein bei allen denjenigen Freiheitsentziehungen 
ausgeschlossen, welche entweder den Zwecken der Untersuchungs- 
haft, nämlich denen der Verfolgung geschehenen strafbaren 
Unrechtes im Inlande, überhaupt nicht dienen, oder welche diesen 
Zweck zwar haben, aber der der Untersuchungshaft eigentümlichen 
Grundlage eines Haftbefehles entbehren. Zu den erste reu 
Fällen* gehören die Freiheitsentziehungen zwecks Auslieferung 
an das Ausland, die polizeiliche Festnahme in Ansflbung der 
Präventivpolizei die sitzungspolizeilichen Freiheitsentziehungen 



' Olshausen zu § 60 Note 1. 

» So mich Rom EN zu 3 Note 2 h, vbd. § 1 NoU^ 3. 

^ ÜberciiiHtiiiiTiund BiNoiNu S. 118 zu Il2a; Löwe zu 112 NoteSa 
und § 229 Note öa. — limnerhin wird hier rnoist — aber nicht immer! — 
eiue Eutschädigung aua § Abs. 1 zu versageu sein; vgl. darüber Genaueres 
in § 10 dieser Abhandlung. 

* Civil- und Strafhaft Men aelfiBtventtndlkh gftudich aus dem 
Rahmen. 

* welche die 8tra%»roaefiordnttng nieht au%6lioben hat (vgl. B. für 
Pirenfien Ab»t, Ptr.Y. Art. fi). 
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des Gehchtsveifassungsgesetzes und der Straf]prozeßordnung^; zu 
den letzteren Fällen die Vorführung und die vorläufige Fest- 
nahme, wenn sich an dieselben ein Haftbefehl nicht anschliefit.' 
Insbesondere kann eine Freiheitsentziehnng, welcbe im Wege der 
Torl&nfigen Festnahme durch eine nicht richterliche Beh5rde 
(§ 127 Abs. 2 3tr.P.O.) oder gar eine Privatperson (Abs. 1 daselbst) 
bewirkt worden ist, hier gar nicht in Betracht kommen: denn 
abgesehen davon, daß unter „Untersuchungshaft" lediglich eine 
richterliche Freiheitsentziehung verstanden werden darf, würde 
ja die HpBtmimung des § 3 Abs. 1 Satz 2 völlig überÜiissig sein, 
wenn die vorläuti^^e Festnahme der Untersuchungshaft i)rinzipieU 
gleichgestellt werden dürfte.^ Aus gleichen (Gründen ist auch 
die richterlich verfügte Vorführung des § 134 Str.P.O., so- 
fern der Vorgeführte alsbald wieder entlassen wird, nicht hierher 
zu rechnen I wenn anch die Vorführung im Gegensatze znr Yor- 
läufigen Festnahme auf richterlicher Anordnung beruht, der 
Vorftdtrungsbefehl auch die gleichen Grundlagen hat wie ein 
Haftbefehl« 

Wo der Angeschuldigte in Haft gehalten wird, ist gleich 
gültig''; auch wenn er zeitweise außerhalb des Gefängnisst's 
gehalten wird, eine Untersuchunjrshaft aber weiterbesteht, niu& 
für diese Zeit entf^cliädi^^t werden; es kommt lediglich auf die 
reilieitsentziehuüg an. Deshalb unterbricht auch die Unter- 
bringung des Angeschuldigten in eine öffentliche Irren- 
anstalt gemäß % 81 Str.P.O. die Untersuchungshaft an sich 
nicht; wird dagegen der Haftbefehl aufgehoben, so kann für die 
nun folgende Zeit der Unterbringung Entschädigung nicht etwa 
ans dem Gesichtspunkte beansprucht werden* dem Internierten 

> Vgl. 178, 179, 182 G.V.G., sowie der inhaltlich verwandte §162 
Str.P.O. Aucli das ,,nalt.'n h\ r^owahraam" des § 230 Str.P.O. ist eine 
sitzungspolizeiliche MuBnahme, was schon daraus hervorirfiht, daß der Vor- 
sitzende d\f Ents(h(Mdung zar Ermöglichung einer orduungsge* 
mäßen Verhandlung; trifft. 

* Vgl. 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes. 

* Dies wurde aUerdings wiederlioU bei der Reiebsti^^ratang gefordert 
vgl. Stenogr. Ber. S. 652 u. a. — Siehe anch Wxmkueb S. 97. 

* Ygl § 184 Str.P.O. 

* So aoeh Lews sa $ 112 Note 1. 
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sei gleich dem Verbafteten zum Zwecke der Untereuchiiiig seine 
Freiheit entzogen gewesen. Denn wenn auch zugegeben werden 
kann^- daß eine Ünterbnngnng gem&fi § 81 Str.P,0. den An- 
geechnUligten oft schwerer treffsn kann als seine VeIllaftung^ 
so darf doch diese' Intemierang — ganz abgesehen davon, daß 
sie entgegen der Untersuchungshaft eine Wohltat für den 
Aiii^eschuldigten bedeuten soll — schon um deswillen der 
Untersuchungshaft nielit q'loichgestellt werden, weil ein Neben- 
einanderbestehen beider reiheitsbeschränkungen begrifflich mög- 
lich ist.' 

Nach § 117Str.P.O. kann der Angeschnldigte unter bestimmten 
Umständen gegen Sicherheitsleistung „mit der Untersuchnngs- 
haft Terschont'S d. h. auf freiem Fuße belassen werden, ohne 
daß jedoch der Haftbefehl gleichzeitig aufgehoben wird. In diesem 
Falle wahrt zwar der Angeschuldigte seine persönliche Freiheit; 
es können ihm aber durch die Stellung der Sicherheit 
(z. B. durch Beschalfiang einer betrftchtlich hohen Geldsumme 
die empfindlichsten Vermögensnachteile erwachsen. Gleichwohl 
wird er auf Grund unseres Gesetzes eine Entschädigung für diese 
Nachteile nicht verlangen können; denn wenn er durch die Hin- 
gabe der Sicherheit mit der Untersuchungsliaft „verschont" worden 
ist» so hat er sie eben nicht ;,erlitten" (Überschrift und § 1 des 
Gesetzes). Ein Eatschädignugsanspruch kann hier yielmehr nur 
dann in l^Vage kommen, wenn dem Angeschuldigten auf Grund 
des Haftbefehles wenigstens eine Zeitlang tatsftchlich die Frei- 
heit entzogen worden ist* 

§5. 

Unschuldig erlittene Unterauehungshaft. 

Nachdem mit Vorstehendem der Begriff der ,,üntersuchungs- 
haft'' für unser Gesetz festgelegt is^ fragt es sidi nunmehr; 



* So LOWB m § 81 Note 1. 

* Übereinstimnieiid Löwk «n § 81 Note 2 a. K; Kbiakb daaellMt Note S. 

* Vgl. hienm sseh Bokbn zn g 8 Note 2b. Dereelbe will aoaeheioeiid 
in allen Fftllen EntscbSdigung gewttbren. 
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unter welchen Umständen kann eine Untersuchungshaft als „un- 
schuldig' erlitten" bezeichnet werden?' 

L Unschuldig erlitten könnte eine Untersuchungshaft an 
sich zunächst dann genannt werden, wenn der Haftbefehl nach 
Lage der Sache zur Zdt der Verhaftung objektiY (d. h. nach der 
Überzeugung des über die staatliche Entschädig uugsverpflichtung 
befindenden Richters) nicht erlassen werden durfte oder wenn 
er zwar erlassen werden durfte, aber später nach Eintritt ver- 
änderter Umstände hätte wieder aufgehoben werden müssen, was 
nicht geschehen ist, ., Unschuldig verhaftet" in diesem Sinne 
ist gleit 'deutend mit: ohne ausreichenden Rechtsgrund 
verhaftet^ Ob der Verhaftete materiell schuldlos ist, darauf 
kommt an sich nichts an. 

Hiernach hätte die Untersuchungshaft schuldlos erlitten auch 
der schlieftlich materiell schuldig Befundene, gegen den die 
Untersuchungshaft verhängt wurde, ohne daß objektiv (d. h. nach 
der Überzeugung des Entsch&digungsrichters) Fluchtrerdacht 
zur Zeit der Verhaftung gegen ihn h&tte angenommen werden 
dürfen j oder bezüglich dessen zur Zeit der Verhaftung das 
Beiastuiigsuiaterial noch nicht ein derartiges war, daß der ver- 
haftende Richter objektiv gerechtfertigt einen Tatverdacht hahen 
konnte, oder daß, wenn er ihn haben konnte, dieser Verdacht 
doch noch nicht als der gemäß § 112 erforderliche dringende 
hätte bezeichnet werden dürfen. Daher würde auch unschuldig 
verhaftet worden '^ein, wer, gleichviel ob später als materiell 
schuldig oder schuldlos befunden, festgehalten wurde, obw<dil die 
Personen, mit Bficksioht auf welche er wegen SoUusions- 
verdachtes verhaftet wurde, inzwischen aus iigend welchen 
GrOnden für ihn unerreichbar geworden waren. — Besonders her- 
vorgehoben verdient noch der Fall zu werden, daß jemand wegen 
Verdachts eines Verbrechens oder im Hinblick darauf daß er 



^ Bemerkt sei hier vorweg, daß das Gesetz in seinem Text den Aus- 
dnick „unschuldig erlittene Untersuchungshaft" nicht kennt, sondern nur 
seine Überschrift. 

* Diese GleicfasteHung maeht besondeiB nsehdrOckUch BfttfoKMAmr, 
J.Woch^hr. 1904 S. 83 flP. Vgl. su dem Folgenden noch KOblib a. a, O. 
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zu den in § 112 Abs. 2 Nr. 2 und 3 bezeichneten Personen 
gehört» verhaftet worden ist; denn hier kann selbst der materiell 
Schnldigei gegen den zudem zur Zeit seiner Verhaftung objektiv 
gerechtfertigt dringender TatTerdacht vom yerhafteten Richter 
angenommen worden ist, unschuldig yerhaftet worden sein — 
Dämlich dann, wenn der Haftrichter nur um deswillen Flucht- 
verdacht angenommen hat, weil ein Verbrechen vorliegt oder der 
Verhafiete zu den a, a. 0. genannten Personen gehört — ein 
Fall, der in der Praxis vielleicht nicht allzu selten sein dürfte.^ 
Das Gesagte leidet aber auch eine ümkehrong. Wie es 
denkbar ist, daß eine Verhaftung ungerechtfertigt ist trotz 
endlich sich ergebender materieller Schuld, so ist die Möglichkeit 
gegeben, daß der Verhaftete schließlich sich als materiell un- 
schuldig erweist, aber doch mit Fug und Recht verhaftet war. 
Es steht fest: der verhaftete Richter hat allemal dann objektiv 
zu Becht verhafteti wenn er auf Grund des zur Zeit der Ver- 
haftung vorliegenden Belastungsmaterials objektiv zu Bedit 
dringenden Tatverdacht, anf Grund des Verhaltens des Angeklagten 
zur Zeit der Verhaftung oder auf Grund sonstiger Umstände 
objektiv ebenso zu Recht Fluclit- usw. -Verdacht des Verhafteten 
annehmen durfte^; dabei ist es auch hier gleichgültig, ob der 
Verhaftete schließlich als materiell schuldig oder schuldlos be- 
fanden wird. 

Nach alledem ergeben sich aus dem Gesagten folgende vier 

Möglichkeiten: 

a) der Verhaftete ist materiell unschuldig, auch oligektiv 
zu Unrecht verhaftet (in dem genannten Sinne unschuldig 
verhaftet); 

b) der Verhaftete ist materiell unschuldig, aber die Ver- 
haftung ist objektiv zu Becht erfolgt; 

c) der Verhaftete ist mateneli achuldig, auch objektiv zu 
Recht verhaftet; 

d) der Verhaftete ist materiell schuldig, aber seine Ver- 

* ÜberdenPassua: „Der Verdacht der flacht bedarf keiner weiteren 
Begründung" vgl. L6wb zu § 112 Note 4b; beaondexs scharf ScHOisxfuB, 
Ztschr. f. ges. Str. Wiaa. Bd. 88 & 689. 

* So dem Sinne oach y. Schwabsii oben S. 17 Anm* h 
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haftung ist objektiv zu Unncht erfolgt (er ist in jenem Sinne 
unschuldig yerhaftet). 

n. Das Gesets Terbindet jedoch mit den Worten „onsoholdig 
erlittene üntersnchnngshaH;^* den yorstehend angedeuteten Sinn 
nicht Hit der in § 1 ausgesprochenen Begrenzung des Ereises der 

entscbädigungsberechtigten Personen auf die Freigtjsprochenen 
und die a. a. 0. den FVeigesprochenen Gleichgestellten hat es deut- 
lich und klar zum Ausdrucke gebracht, daß es nicht seine Absicht 
ist, für unschuldig erlittene Untersuchungshaft als solche 
(Nr. a und d) Entschädigung zu gewähren, sondern daß es lediglich 
die schließhch materiell Unschuldigen (Nr. a und b) fttr die Unbill 
der Untersuchungshaft entschädigen will. Daraus aber ergeben 
sich die folgenden beiden Grundsfttie: 

1. Den materiell Unschuldigen wird Entschädigung ge- 
währt — auch dann, wenn sie zu Kecht in Untersuchungshaft 
genommen waren; 

2. den materiell Schuldigen wird Entschädigung nicht 
gewährt — auch dann nicht, wenn sie zu Unrecht in Unter- 
suchungshaft genommen waren. 

Die Torstehenden beiden Sfttze bedürfen noch einer nähecen 
Erörterung. 

Aus ihnen ergiebt sich zunächst, daß der Name des Gesetzes 

strenggenommen ein ungenauer ist Das Gesetz entschädigt nicht 
und will nicht entschädigen für „unsciiuküg erlittene Unter- 
suchungshaft", sondern es wiii Entschädigung geben „Uiischuldigen 
für erlittene Untersuchungshaft".' Dies führt ohne weiteres auf 
den Inhalt des ersten Satzes, nach welchem der Unschuldige 
stets der Entschädigung teilhaftig werden soll, wenn auch seine 
einstmslige Verhaftung noch so sehr zu Becht erfolgt ist' Nicht 



* So im Besoltat auch Brunneb, Alig. Usterr. Ger^tg. 55. Jahrg. Nr. 15 
8. 115 a. £. 

* Unter Umstfinden wird hier freilich auf Grand des § 2 des Geeetses, 
nsmentlieli 4^ Abs. 1 daselbet, eine Entaeh&diguug ausgeaebloeeen werden 
müssen. Indes kann der Haftriehter sehr wohl ol^ektiv sa Becfat Terhaftet 
haben, ohne dafi V oisats oder grobe Pahrlgssigheit auf Seiten des Verbaftelen 
vorlag; ygL § 10 dieser Alibindliing. 
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lud Unrecht nennt Bbückmasv dies einen der preisenswertosten 
Gedanken des ganzen Geeetses,^ 

Aber der Gedanke ist aneh gesetigeberiaGli ans einem rein 
praktisdien Gesichtspunkte naheli^end nnd empfehlenswert Bs 
wttrde etwas nngemein Bedenkliehes haben, wollte man dem über 
die Entschädigung befindenden Richter eine Entscheidung auch 
darüber anvertraaen, ob denn der Halt befehl des iiihattierenden 
Richters, der vielleicht ein Jahr und darüber hinaus ziiriickliegt, 
damals zu Recht oder zu Unrecht erlassen war. So iieimt auch 
Obtloff^ „den heikelsten Punkt für eine gesetzgeberische Be- 
grenzung der Beurteilung, ob die Untersuchungshaft rechtmäßig 
bestanden habe, den Umstand, daß es für das auf Grund der 
üntersnchnngsakten allein entscheidende Gericht deijenigen auf 
die- Entschließung Uber die üntersuchungshaft einwirkenden , un- 
beschriebenen und unbeschretbbaren Bestimmungs- und An- 
schauungsgründe ermangelt, welche dem die Untersuchungshaft 
Yerhüngenden oder fbrt^hrenden Richter bezw. Richterkollegium 
außerhalb der aküich gemachten Haftgründe zu Gebote gestanden 
oder mitgewirkt hätten." „Miiilich sei es, rückwärts aus den 
Akten zu beurteilen, ob die Verdachtsgründe in ihrem Zusammen- 
wirken genügend gewesen seien, um einen dringenden Verdacht'* 
annehmen und als fortdauernd ansehen zu können." 

Und diese Gesichtspunkte sind es wohl auch, diese rein 
technischen Schwierigkeiten > welche veranlaßt haben, daß ein 
Satz wie d« zweite zur Qmndlage eines EntBchftdigungsgesetzes 
fiQr unschuldig Verhaftete erhoben werden konnte, ein Satz, in 
dem ausgesprochen wird, daß der materiell Schuldige eine Ent- 
schädigung niemals erhalten soU, auch wenn seine Verhaftung 
objekÖT das größte Unrecht war. So lobenswert die Präsumtion 
des ersten Satzes erscheint, wonach der Terhaflutc Unschuldige 
stets als zu Unrecht verhaftet angesehen werden soll, eine so 
überaus bedenkliche Vermutung enthält der zweite: der Schuldige 
gilt — wenn auch nur bezüglich der Entschädigungsptiicht des 
Staates — stets als zu Recht seiner Freiheit beraubt Ein solcher 



* S. 88 1^ 0. 

* ZlBehr.f.get.Str.WiM. Bd. 88 & 717. 
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QnmdsatK mii0 Befremden zumal in einem Gesetze erregen^ das^ 
wie unten noch des Näheren gezeigt werden soll', nickt etwa dem 
Unschuldigen einen billigen Ersatz fftr die Antastung seiner Ehre, 
seiner Freiheit gew&hren will, sondern das lediglich bezweckt, 

den durch die Untersuchungshaft verursachten Vermögens- 
schaden auszugleichen; wenn die Untersuchungshaft objektiv 
ungerechtfertigt verhängt war, so trifft der dadurch entstandene 
Vermögensscbaden den Schuldigen doch nicht minder ungerecht 
wie den Schuldlosen! 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß eine Entschädigung nicht 
verlangen kann, der wegen Verdachtes der Notzucht verhaftete und 
lange Monate im Gewahrsam der Untersuchungshaft behaltene 
Mann, der schließlich wegen tätlicher Beleidigung zu 20 Mark 
Geldstrafe yerurteilt wird', auch wenn der Bichter den ,3ucht- 
verdacht" lediglich auf das Vorliegen eines Verbrechens gegründet 
hatte!' Ähnlich geht auch der wegen EollusionsYerdaehtes Vei^ 
haftete leer aus, wenn sich bei seiner endlichen Verurteilung 
zu einer geniigen Geldstrafe herausstellt, daß der Zeuge, mit 
Rücksicht auf den er verhaftet wuide, bereits seit langem ver- 
storben ist* 

Man wird sich fragen müssen, ob diese Ubelstände, die das 
Gesetz hat bestehen lassen, vielleicht auf anderem Wege zu be- 
seitigen oder doch wenigstens einzuschränken sind. Hier bietet 
allein das Strafgesetzbuch ein, noch dazu sehr bescheidenes 
Mittel: die Anrechnung der Untersuchungshaft auf die 
erkannte Strafe (§ 60 das.). 

Es steht dem Bichter frei, von dieser ihm in § 00 Str.G.B.s 

^ § 15 dieser AMumdlimg. 

* Deun er ist nieht „freigesprochen", sondern seine Tat stellt sich nur 
als eine andere strafbare Handlung dar. Vgl. dartfber § 7 dieser Abliaadlaiig. 

3 Vgl. oben S. 26, 27 dinser Abhandlung. 

* Weitere Beispi^lf" bei KöHiEn, G.Saal Bd. 64 S. 859 ff., welcher de 
lege ferenda hier Entschädignng fordert. Beachtlich auch der "Vorschlag 
de Icc^c ferenda von Winklek, Keclit 8. Jahrgang S. 9.5: Es ist zu § 1 hiuzu- 
zuliigeu: „Der Anspruch ist auch zu gewähren, wenn eine Verurteilung er- 
folgt oder der Yerdaeht nach Sat2 1 bestehen bleibt, aber nur wegen 
einer so geringen Straftat, da6 die YerhSugung oder Verlängerung der 
Untennchangshaft als mebt gerechtfertigt sieh heran^estellt bat** 
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gewährten Befugnis in jedem Falle nnd aus jedem beliebigen 
Grande Gebranch zn madien; daher ist ihm auch nicht y erwehrt» 
in F&Uen, wo der Schuldige m Unrecht (d. h. „unschuldig** in 
dem genannten Sinne) Untersuchungshaft erlitten hat, die Unter- 
suchungshaft ganz oder teilweise auf die erkannte Strafe zur 
Anrechnung zu bringen. — Immerhin kann das Institut des 
§ 60 Str.G.B.s eine gesetzlich statuierte Entschädigungspflicht 
des Staates nur in höchst imvollkommenem Maße ersetzen. Nach- 
stehend seien die wichtigsten ünt* rscintidL' aulgeführt: 

1. Der JEiichter hat, wenn er verurteilt, nicht die PÜicht, 
zu prüfen, ob die Untersuchungshaft zu Recht oder Unrecht ver- 
hängt war, um eventuell von der Anrechnungsbefugnis Gebranch 
zu machen, insbesondere hat er keine ausdrückliche Entscheidung 
zu treffen, weldie die Anrechnung entweder ausspricht oder ver- 
sagt (dagegen § 4, wonach audi im Fall der Versagung der 
Entschädigung dn Beschluß zu fassen ist). 

2. Selbst wenn der Eiohter diese Fra^e prüft und findet, dafi 
die Untersuchungshaft zu Unrecht veihaDi_'t war, ist er nicht 
verpHichtet, anzurechnen^ (dagegen § 1, in dem ein Eecht des 
Verhafteteten auf Entschädigung statuiert int). 

3. Da der Richter, auch wenn er tindet, daß die Unter- 
suchungshaft zu Unrecht verhängt war, trotzdem nicht anzurechnen 
braucht, so ist er naturgemäß, falls er überhaupt Yon der An- 
reclmungsbefugnis Gebrauch macht, bezüglich dessen, wieviel er 
anrechnen will oder wie er die Untersuchungshaft in einen ent- 
sprechenden Teil der erkannten Strafe umrechnen will, durch 
keinerlei Vorschrift gebunden. IL a. W.: selbst wenn er anrechnet, 
braucht er nicht so anzurechnen, daß der Schaden, der durch 
die ungerechtfertigte Untersuchungshaft dem Verhafteten entstanden 
ist, ausgeglichen wird (z. B. von acht Monaten Untersuchungshaft 
braucht er nur einen anzurechnen). Vielfach wird dies ja auch 
ganz unangängig sein; sechs Monate Gefängnis sind scliwerer als 
sechs Monate Untersuchungshaft (vgl. § 16 Str.G.B.s vbd. § 116 
Str.P.O.); also wird der Richter, wenn er nach einer sechs- 
monatige ungerechtfertigten Untersuchungshaft auf sechs Monate 

* Eine aoleiie Verpfliebtung zur Anredinung beiteht nur nach § 488 
StrP.O., der aber bier gar oiebt in Betracht kommt 
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GefÄngxüs erkennt^ im Sinne des Gesetzes höchstens etwa vier 
Monate anrechnen dürfen! Den Schaden, den der Verhaftete 
dnroh die objektiT zwei Monate zu lange aasgedehnte Freiheiten 
entziehung etwa erlitten hat^ ersetzt ihm Niemand, 

4, In vielen Fällen ist die Anrechnung der Untersnchnnga- 
haft überhaupt nicht imstande, den entstandenen Schaden völlig 
auszugleichen, weil der durch die erkannte Strafe entstehende 
Vermögensnachteil geringer ist als der durch die Untersuchnngs- 
haft bereits erwachsene Vermögensschudeii. Hierher gehöieü z.B. 
die oben S. 30 erwähnten Fälle; selbst wenn die Geldstrafe von 
20 Mark aul die erlittene halbjährige Untersiirhungshaft „ganz" 
angerechnet wird, so wird dadurch im Eegelfalle ein großer Teil 
des erlittenen Vermögensschadeus nicht ausgeglichen sein. 

5. Aber auch seihst wenn der Bichter den durch die un- 
gerechtfertigte Untersuchungshaft entstandenen Schaden durch die 
Anrechnung völlig wieder ausgleichen kann, so kommt diese Aus- 
gleichung nur dem Verhafteten» nicht aber dessen ünterhalta- 
berechtigten zu Gute (dagegen § 1 Abs. 2 unseres Gesetzes). 

Das Resultat ist» namentlich im Hinblick auf Nr. 8, 4 und 5, 
daß die Anrechnung der Untersuchungshaft gemäß § GO Str.G.Ks 
ein nur sehr unzulängliches Surrogat für eine ordentliche Ent- 
schädigung darstellt. Dem erkennenden Richter bleibt damit, 
wenn nicht die Keclitsptlicht, so docli das nobile ofticiuin, auch 
im Falle der Verurteilung die vorhergegangene Untersuchungs- 
haft daraufhin zu betrachten, ob sie in allen Stadien des Ver- 
fahrens (vgl. § 123 Str.P.O.^) eine gerechtfertigte gewesen ist, 
und wenn er an dieser Berechtigung ganz oder teilweise Zweifel 
hegt» von der Befugnis des § 60 Str.G.B^ in ausgedehntem Maße 
Gebrauch zu machen, immer dessen eingedenk, daß in sehr vielen 
Fällen eine gerechte Ausgleichung überhaupt nicht zu erreichen 
sein wird. 

Der Reform unseres Strafveil ihieus, welche, wie bereits oben* 
gezeigt wurde, wohl auch uus» i Gesetz ergreifen wird, muB es 
vorbehalten bleiben, den hier bet^jjrociienen Ubelstand nach Möglich- 
keit zu beseitigen. Au Vorschlägen fehlt es ja nicht: Ü&iloff 

' Vgl. hierzu auch Sühultetcs, Ztscbr. f. ges. Str.WiSB. Bd. 28 S. 698. 
' Vgl. oben § 1 dieser Abhandlang a. £. 
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meiiiti daa ans den Akten urteilende Gericht rnftese sieh ehen 
in die Lage desjenigen Gerichtes yersetzen, Ton welchem die 
YerdachtswürdiguDg Yorzonehmen gewesen sei, wobei die Wahr- 
scheinlichkeit einer möglichen Absöhw&chnng nach Lage der üntei^ 
snchuDg berücksichtigt werden müsse.^ 

Bbückmann^ will de lege ferenda auch im Falle einer Ver- 
urteilung einen .,die gesamte Sachlage beurteilenden Beschluß" 
entscheiden lassen darüber, ob das deliktische Verhalten ein die 
Untersuchungshaft verdienendes gewesen sei oder nicht. Der 
Vorechiag ist vor endgültiger Verabschiedung unseres Gesetzes 
gemacht worden, er sucht dem System dieses Gesetzes möglichst 
gerecht zu werden; ob man ihn aber de lege ferenda zu einer 
neuen gesetzlichen Regelung machen soll» kann wohl bezweifelt 
werden, da jenes Beschlußverfahren wie das BeschlußTerfahren 
unseres Gtesetzes auf das engste mit dem Verfahren in der Haupt- 
sache Terknüpft ist' und die Grundzüge des Verfahrens nach einer 
neuen Strafprozeßordnung festere Gestalt noch nicht gewonnen haben. 

§ 6. 

Die einzelnen Vorauesetzungen des Entschftdigungsanepruclies. 

Wenden wir uns nunmehr zu den Voraussetzungtn des Ent- 
schädigungsanspruches, so enthält das Gesetz in den §§ 1 und 2 
eine Reihe von Erfordernissen, deren Vorhandensein das Zustande- 
kommen jenes Anspruches bedingt, ii^s sind dies in erster Linie 
die beiden positiven Voraussetzungen des § 1: 

a) Der Verhaftete muB ,,freigeBprochen<' oder «^durch Be- 
schluß des Gerichtes außer Verfolgung gesetzt sein; 

b) es muß in dem Verfahren sich die „Unschuld" des Ver- 
hafteten ergeben haben oder doch dargetan sein, daß ein ^be- 
gründeter Verdacht*' gegen denselben nicht vorliegt.* 

» S. 777 a. a. 0. - S. 84 a. a. 0. 

" Vgl. dieser Abbaodlung. — Vgl. aaeh 1, 4 des Gtosetsee, §§ 1, 4 
Gesetzes von 1898. 
* Wegen dieser GleichsteUuug darf da» NichtvorUegen des begrün- 
deten Verdachteft als positives Erfordernis beseichnet werden. Die Un- 
sehiild ist sweifeUos ein poeitiveB Moment; „anscliuldig" ist ja gerade 
Tencbieden Ton „ nicht echuldig'* (& u. S. 47 fp,). 

BvAttM», EntBohldlgung. 3 
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Danach ist, sobald eine Freisprechung oder Außerverfolgung- 
setznng im Sinne des Gesetzes Torliegt, zunächst die Unschuld 
des Yerhafteteii zu prttfen, bezw. festzustellen, ob noch begrün- 
deter Verdacht Yoriianden ist ' Ist die Unschuld des Verhafteten 
nicht zu erweisen, liegt zum mindesten noch begründeter Verdacht 
gegen ihn vor, so haben die lUmgen Erfordernisse überhaupt 
keine Bedeutung. 

liie^. aber die Unschuld des Verhafteten 711 Tage, kann zum 
mindesten von einem geireu ihn bestehenden begründctcu Verdacht 
nicht mehr gesprochen werden, so ist die blntschädigungsvcrpflich- 
tung des Staates von weiteren, negativen Erfordernissen^ abhängig 
ccemacht. Dieselben können nach dem Wortlaut des Gesetzes in zwei 
Klassen zerlegt werden: A. in notwendige, B. in solche Erforder- 
nisse, deren Beachtung demBichter freigestellt ist (nicht notwendige). 
Diese negatiyen Voraussetzungen sind im Einzelnen folgende: 

A. Notwendige: Der Verhaftete darf die Verhaftung nicht 
vorsätzlich herbeigeföhrt oder durch grobe Fahrlässigkeit ver- 
schuldet haben (§ 2 Abs. 1); 

ß. Nicht notwendige: 

a) Die zur Untersuch 11 nti; gezoj?ene Tat «les Verh.ifteten darf 
nicht in ein.iii die freie Willensbestimmung ausschiietiendtiu 
„Trunkenheitszustande" begangen sein; 

h) die zur Untersuchung gezogene Tat des Verhafteten darf 
nicht eine „gro]>e Unredlichkeit^' oder ,^robe Unsittlichkeit'^ in 
sich geschlossen haben; 

c) der Verhaftete darf nicht die Vorübung eines Verbrechens 
oder eines Vergehens „vorbereitet'' haben; 

(zu a bis c: § 2 Abs. 2 des Gesetzes); 

d) der Verhaftete darf auch nicht zu den in § 2 Abs. 8 be- 
zeichneten vorbestraften Personen l^i ht»ren. 

Die ßedeutuni? dieser einzelnen Krtordernisse soll in den 
folgenden Paraijrapheu (§§ 7 bis 12) einer näheren Betrachtung 
unterzogen werden, 

^ Dieses Ausdruckes „ucgatives Erfordernis'* bedient sich für das Ge- 
setz von 1888 LowB § 1 daselbst Note Id, Lbssinq § 1514. Denelbe er- 
scheint namentiicb mit Rücksicht daninf zutreffend , daß das Glicht das 
Vorliegen aueh der Momente des § 2 von Amts wegen prüfen mu6. 
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§ 7.* 

Freisprechung. Außerverfoigungsetzung. 

Die GewühruDg einer Eutscbädiguiig hängt in erster Linie 
davon ab. daß der Verhaftete freigesprochen oder durch Be- 
schluß des Gerichtes außer Verfolgung gesetzt wird (§ 1 
Abs. 1 des Gesetzes). 

1. Sobald daher nur eine Freisprechung (im Sinne des §259 
nsw, Str.P.O.) vorliegt, so ist die Möglichkeit einer Entschädigung 
gegeben. Wenn wegen Diebstahls das Hauptverfahren eröffnet 
wird\ die eyentuell begangene Tat aber in der Hauptverhandlung 
als Unterschlagung sich darstellt, imd wenn dann der Verhaftete, 
weil seine ünschuld sich herausstellt, freigesprochen wird, so ist 
er auch bezüglich der wegen Diebstahls erlittenen Untersuchungs> 
haft zu entschädigen (das Urteil lautet hier zweckmäßig einfach 
auf Freisprechung, oljne Bezeichnung efner striiioaieii Handlung 
überhaupt). — Dagegen ist in allen den Fällen eine Entschädigung 
auszuschließen, in denen der Verhaftete verurteilt wird, wenn 
auch die Tat, wegen deren Verurteilung erfolgt, rechtüch oder 
tatsä( hlich anders beurteilt vdrd als sie in dem Haftbefehl oder 
dem üröfifnungsbeschlusse beurteilt worden ist. Denn es findet 
in diesen Fällen nicht eine Freisprechung bezüglich der Tordem 
angenommenen strafbaren Handlung und eine Verurteilung wegen 
des an seine Stelle getretenen Deliktes statt, sondern es kann 

Ansehung einer und derselben Tat eines und desselben An- 
geklagten" lediglich Verurteilung erfolgen.* Daß dies, wenn 
wegen eines Verbrechens verliulU-l und eröÜiiel worden ist, eine 
Verurteilung aber lodicrlieb wegen einer Tlbertretung erfolgt ^ 
unter Umständen große Härten für den Angeklagten mit sich 



• Der Eröftnuugsbescbluli enthält kraft zwingender Vonehrift eine er- 
neute Haftentscheidung fb; 20') Abs. 2 Str.P.O ). 

• So u. H. Löwe zu 259 Note fia; v. Kkiks S. 584. 

^ Dies iöt ganz und gar nicht unrnöglich. Mau dt;ukc an eine Schwur- 
gerichtäsache wegen versuchten loUclilugcs ^s>? 211, 43 Str. G.Bs.), begangen 
durch einen Steinwurf auf einen Menschen; die Geschworenen bejahen ledig, 
lieh die Frage aus § »66 Nr. 7 8tr.G.B8. 

8» 
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bringen kano, ist bereits oben an Beispielen gezeigt worden. ^ — 
Ohne weiteres folgt hieraus, daß auch eine Yerarteiliuig wegen 
Versnches (statt Yollendnng), wegen Beihilfe, B^ünstigung (statt 
Mittäterscluift) einen Entschädigungsanspraoh nicht zur Entstehung 
gelangen lassen kann. — Das gleiche gilt, wenn in dem Hafb* 
befehl bezw. Eröffnungsbeschlusse zwei idealiter konkurrie- 
rende Delikte angenommen werden, aber nur wegen eines der- 
selben verliattet wird — im Urteil (lagcgeu gerade dieses Delikt 
aiisgescliiedeu wird und eine Verurteilung nur wegen des anfleren 
erfolgt. Daß auch hier die Versagung einer Entschädigung ott 
von großen Härten begleitet sein kann, braucht wohl kaum aus- 
drücklich erwähnt zu werden. 

Anders ist es jedoch im B^alle der Bealkonkurrenz. Wenn 
eine Person wegen mehrerer Delikte zur Untersuchung gezogen 
wird, so ist es sehr wohl denkbar, daß sie (ganz abgesehen von 
§ 112 Abs. 2 Nr. 1 Str.P.O.) nur wegen eines Deliktes flucht- 
verdächtig erscheint. Besonders wird dies freilich in dem a. a. 0. 
angeführten Falle vorliegen; ist jemand bescliuldigt, durch zwei 
selbständige Handlungen sicli des Mordes und des groben üniugs 
schuldig gemacht zu haben, so wird siiii der Fluchtverdacht 
lediglich auf das erste Delikt beziehen, auch wenn der HaltbefeW 
dies nicht ausdrücklich zum Ausdrucke bringen sollte. Erfolgt 
also zwar eine Verurteilung wegen groben Unfugs, im übrigen 
aber Freisprechung, so wird eine Bhitschädigung ohne weiteres 
zu gewähren sein*. — Aber auch wenn jemand mehrerer, bezüg- 
lich der Strafandrohung gleichartigerer Delikte dringend verdächtig 
erscheint j z. B. des Diebstahls, der Unterschlagung und des Be- 
truges, so ist es begrifflich denkbar, daß ein Fluchtverdacht nur 
wegen eines dieser Delikte angenommen wird und infolgedessen 
im Hinblick lediglich auf dieses Delikt die ErlaBsuag eines Haft- 
befehls erfolgt. Jedenfalls wird der über die Entschädigungs- 
pflicht lietiudende Richter, sofern der Haltbefehl nicht deutlich 
erkennen läßt, im Hinblick auf welches Delikt verhaftet worden 
ist, zur Prüfung jener Frage verpflichtet sein; denn eine Ent- 
schädigung ist unzweifelhaft zu gewähren^ wenn der Verhaftete 

* S. 80 dieser Abhuidliuig. 

* Vgl. übereinstimmend die Regiemog im Komm.Ber. S. 11. 
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gerade wegen desjenigen Deliktes, bezüglich dessen einst seine 
Verhaftung erfolgte, freigesprochen wird. Ln Torliegenden Falle 
ist es beispielsweise sehr wohl denkbar, daß der Beschuldigte 
lediglich wegen des Diebstahls flnchtrerdächtig ist, weil er dessent- 
halben eine Freiheitsstrafe zu erwarten hat, die er Termieden 
zü sehen wünscht, währeod er bezüglich der anderen Delikte nur 
mit einer Geldstrafe belegt zu werden hoflt. Wird er dann nur 
wegen Unterscblafiruug verurteilt, im übrigen aber freicjesprochen, 
so würde er eine Entschädigung für nnscliuldig erlittene Unter- 
suchungshaft zweifellos beanspruchen dürleu. 

Immerhin dürften Fälle der vorliegenden Art zu den Selten^ 
heiten gehören, da bei Delikten, die ungefähr mit den gleichen 
Strafen bedroht sind, der Fluchtverdacht, wenn er einmal Torliegt» 
meist ein einheitlicher sein wird. Derselbe wird sich n&mlich 
entweder auf jedes einzelne Delikt erstrecken oder aber seinen 
Gmnd eben in der Konkurrenz der Delikte und der damit zu 
erwartenden Strafhöhe haben. Im ersteren Falle wird man dem 
Verhafteten, der wegen des einen Deliktes verurteilt, bezüglich 
des anderen aber freigesprochen wird, eine Entschädigung billiger- 
maßen versagen, da ja die Verhaftung auch wegen des ersten 
Deliktes erfolgte und infolgedessen die Freisprechung in bezng 
auf das andere damit in Realkonkurrenz belindliche Delikt an 
sich keinen Einfluß hat; man könnte allenfalls — sofern nur die 
übrigen Anspmchsroraussetzungen vorli^n — an eine wenig- 
stens teilweise Entschädigung denken, sofern festgestellt werden 
könnte, daß die Dauer der TJntersuchungshaffc im Hinblick auf 
diejenigen Delikte, bezüglich derer fbreisprechnng erfolgte, in 
erheblichem Maße verUngert worden ist — Das gleiche gilt fHar 
den zweiten Fall, wenn die Verhaftung ihren Gmnd lediglich 
in der Konkurrenz der Delikte bat. Wenn bezüglich 15 ver- 
schiedener Delikte Tatverdacht und um dieser hoben Zahl 
willen Fluchtverdacht besteht, auf Grund dessen aber ein Haft- 
befehl erlassen wnrd, und wenn «später bezüglich V2 dieser Delikte 
Freisprechung erfolgt, so erscheint eine wenigstens teilweise Ent- 
schädigung sehr wohl angebracht, insofern eben angenommen 
wird, daß w^en der restierenden drei Delikte der Haftbefehl 
nicht erlassen worden wäre. Es wOide aber bei dieser teilweisen 
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Entschädigung nicht einfach die Zahl der Delikte, sondern ihre 
Schwere und damit ihre Bedeutung für den Haftbefehl ins Auge 
zu fassen sein. Man wird darauf geepaunt sein dürfen, weldie 
Stellung die Praxis zu diesen Fragen einnehmen wird. 

Da im Falle der Gewerbsmäßigkeit^, Gewobnheitsm&ßigkeit' 
und Geschäftsmäßigkeit* eines Verbrechens, desgleichen beim 
forlgesetzten und fortdauernden Yerbredien nur ein Delikt als 
vorliegend angenommen wird, Realkonknrrenz also ausgeschlossen 
ist, so gehören diese Fälle nicht hierher. Entschädigung wird 
hier also, schon im Hinblick darauf, daß eine ausdrückliche Frei- 
sprechung nicht erfolgt, überall zu versagen sein, auch wenn die 
Gewerbsmäßigkeit usw. verneint wird und nur wegen eines ein- 
fachen Deliktes Verurteilung erfolgt.* 

Über die Interpretation des Begriffes „Freisprecbung" für 
unser Gesetz im übrigen vgl. Seite 57 f, dieser Abhandlung. — 

n. Die Entschädigung soll außer im Falle der Freisprechung 
auch dann gew&brt werden, wenn der Verhaftete „durch Be- 
schluß des Gerichtes außer Verfolgung gesetzt** wird. 

Das Gesetz will, indem es den Entschädigungsanspruch auch 
auf diese Personen ausdehnt, nicht nur denjenigen, welche im 
endlichen Haupt verfahren freigesprochen werden, sondern auch 
einem Teile der bereits vorher wieder Freigelassenen einen Ersatz 
für die linbiiden der Untersuchungshaft zuteil werden lassen. 
— Hier könnte es zunächst scheinen, als ob nur solche Personen, 
gegen die eine Voruntersuchung geschwebt hätte, unter den 
genannten Voraussetzungen eine Entschädigung beanspruchen 
könnten; denn in § 202 Abs. 2 Str.P.O. wird die „Außerrerfolgung- 
Setzung'* lediglich auf diesen letzteren Fall beschränkt Indessen 
giebt die Strafprozeßordnung selbst einen Anhalt zur weiteren Aus- 
legung dieses Begriffes/ indem sie selbst ihn in den §§ 123, 
499, 1^03 Abs. 2 mit anderem Sinne bekleidet^: denn wenn 



« Vgl. ».B. Str.Q3. 5^5? 260, 294, 861 Ziffer 6, 302 d und 302©. 

* Vgl. z. a 8tr.G.B. §^ 150, 180, 26ü, 302 d und 8026. 

* Vgl. & B. Str.G.B. g 144. 

* Voiansgesetit natOrlieli, daß die einftche Tat überhaupt strafbar ist 

(vgl. 2. B. 144, 180, 861 ZiflPcr 6). 

* So im Besnltat Borlaox, D.J.Z. 1904 & 839. 
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bereits in den §§ 123 und 499, welche allgemeine Gresichtapnnlcte 
behandeln (Aufhebung des Haftbefehls, Kosten), eine Bezugnahme 
auf die Elinzelbestimmung des § 202 Abs. 2 Str.P.O. als vom 
Gesetzgeber nicht gewollt und auch sonst unbegründet erscheint, 
so muß eine Bezugnahme des § 503 Abs« 2 auf § 202 Abs. 2 
im Hinblick einmal auf den entsprechenden § 499, dann aber 
besonders auf die §§ 27 Nr. 3 G.V.G. vbd. ]TG Abs. B Str.P.O. 
(in denen die l Jnzulässigkeit einer Voruntersuchung im Falle der 
Privatklage ausgesprochen wird), als völhg ausgesclilossen be- 
zeichnet werden. Schwankt sonach bereits die Terminologie 
unserer Stratprozeiiordnung, so ist der Begriff „Außer Verfolgung 
setzen'* im Sinne unseres Gesetzes jedenfalls in weiterem 
Sinne zu'fassep. Auch die Motive sagen zu § 1: ,^Außer Ver- 
folgung gesetzt sind alle Personen, hinsichtlich derer die Er- 
ö&ttug der Voruntersuchung oder des Bauptrerfahrens abgelehnt 
worden ist und zwar im letzteren Falle ohne Unterschied, 
ob eine Voruntersuchung vorhergegangen ist oder nicht."* 

Voraussetzung ist freilich, daß die AulierverfolgungBetzung 
durch Beschluß des Gericbtes erfolgt. Dieser Zusatz ist 
strenggenommen übertiüsbig; er erschien jedoch wünschenswert, 
um zu verhindern, daß — da im übrigen der Begriff des „Außer- 
Verfolgung-Setzens" tunlichst weit gefaßt werden soll — auch 
die ein Strafverfahren aufgebende Tätigkeit der Staatsanwalt- 
schaft als Außerverfolgongsetzung im Sinne unseres Gesetzes an- 
gesehen werde, worüber unten noch des näheren gehandelt werdoi 
solL* „Gericht im Sinne unserer Vorschrift ist, wie sich aus 
den Worten „außer Verfolgung setzen" ohne weiteres ergibt, 
das in der Hauptsache entscheidende Beschlußgericht, also 
insbesondere nicht — wie einmal im Reichstage fälschhch aus- 
geführt wurde ^ — der verbat'teude Amtsricliter, der ja in Sachen 
der Strafverfolgung regelmäßig überhaupt keine Beschlüsse faßt*, 

1 Mot. 8. 8. 

* S. 40 ff. dieser Abhandlung. 

' Stcnogr. Bor. 1904 23. Sitzung S. 656 A. 

* Selbständig haiidelt in Sachen der Strafverfolgung — soweit es 
sieh nicht um ScÜMfenBftdken handelt — der Amtsriditer mir gemftfi § 16S 
Str.P.O.; jedoch auch hier gebUhrt der Staatsanwaltschaft die weitere 
Verfügung (§ 165 da8elbst> 
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sondern lediglich Entscheidungen trifft, die sich auf die Haft 
als solche beziehen. Letzteres gilt auch dann, wenn jener 
Amtsrichter den Verhafteten ohne oder selbst gegen den Antrag 
der Staatsanwaltschaft als unyerdächtig ans der Haft entläßt; 
denn auch in didsem Falle hat er eine Entscheidung über die 
Strafverfolgung nicht getroflPen.^ 

Über den Inhalt des »«AnßerrerfolguDgBetznngs-BeschlusBeB'' 
im einzehien vgl. noch die lAheren Ausführungen auf S. 54ff. 
dieser Abhandlung. 

W o aber ein solcher, das gesamte Veiiahren beendigender 
Beschluß nicht vorliegt, da ist auch kein Raum für einen Ent- 
schädigungsaiisi i ijch vorhanden. Diöb gilt insbesondere dann, 
wenn der Yerhaitete seine Freilassung erreicht, bevor das in der 
Hauptsache zur Entscheidung berufene Gericht mit der Sache be- 
faßt wurde, besonders also im staatsanwaltschaftlichen Ermittelungs- 
Terfahren. Eine Entscheidung des Staatsanwalts, durch welche 
das Verfahren zum Abschlüsse gebracht wird, Yermag einen ISrnt- 
schädigungsanspmch des unschuldig Verhafteten niemals zu be- 
gründen: insbesondere ist daher im Falle des § 168 Str.P.0. 
— der Einstellung durch den Staatsanwalt im Vorverfahren — 
der geiiannte Anspruch grundsätzlich ausgeschlossen. Die Be- 
deutung dieser Sätze verdient hier noch des näheren dargelegt 
zu werden. 

Nach § 168 Str.P.O. erhebt die Staatsanwaltschaft die öffent- 
liche Klage, wenn die angestellten Ermittelungen genügenden 
Anlaß zur Erhebung derselben bieten; fehlt dieser genttgende 
Anlaß, so ist das Verfahren einzustellen (Abs. 2 das.). Nun ist 
es doch offenbar« daß die Staatsanwaltschaft insbesondere dann 
einstellen wird, wenn der Verdacht gegen den Verhafteten so 
schwach ist und so wenig Aussicht auf wirksame Durchfilhrung 
einer Strafklage bietet, daß praktischerwdse nicht einmal das 
Risiko der Anklage übernommen werden kann; an sich liegen 
darum gerade hier die Voraussetzungen zu einer Entschädigung 
für unschuldig erlittene Untersuchungshaft in allerhöchstem Maße 

* Auch in SohöffienMchon trifft der AmtBriditer in Sachen der 8traf- 

verfolgung Entscheidungen erst nach Erhebung der 5ffentlieben Klage; 
§§ 168, 165 Str.P.O. gelten nlimUch auch hier. 



Digitized by Googl( 



Fr^prachmig. Außetverfolgungsetsaiig. 



41 



TOT. — Das Gesetz versagt jedoch eine Entschädigung in diesem 
Falle; es versagt ihn trotz der regelmäßig größeren Würdigkeit 
der im staatsanwaltschaftlichenyer&hren Fkreigelassenen; es ver» 
sagt ihn, obwohl die Untersuchungshaft in diesem Verfahren vier 
volle Wochen hindurch dauern kann (vgl. § 126 Str.P.O.). Diese 
Tatsache muß um so mehr befremden, als der nämliche An- 
geklagte, falls ihn die Staatsanwaltschaft gemäß § 18ö a.a.O. 
für genügend verdächtig zur Anklageerhebimg erachtet und darum 
die Anklage erhoben hätte, einer Entschädigung sehr wohl teil- 
haftig werden konnte, wenn die Beschlußkammer ihn außer 
Verfolgung setzte. Dies alles fClhrt zn dem eigentümlichen Resultat: 
je geringer der Verdacht, je weniger fundiert also die Unter- 
anchungshaft — nm so geringer auch die Aussicht auf Ent- 
schädigung! Nur der kann einer Entschädigung teilhaftig werden, 
gegen welchen wenigstens zeitweise ein etwas erheblicherer Verdacht 
bestand, dergestalt, daß wenigstens eine Sfientliehe Behörde die 
Sache zur Hauptverhandlung für reif erachtete ! Wer nie so verdächtig 
war, iiisbesondere also der gänzlich Unschuldige, geht leer aus! 

Eine Gegenüberstellung zur Illustration. Eine hintschädigung 
erhält nicht der Verhaftete, welcher materiell schuldlos vier 
Wochen in Untersucimngshaft sich befand und gegen den gleich- 
wohl Anklage nicht erhoben wurde, so daß der verhaftende Amts- 
riditer den Haftbefehl nach Ablauf der vier Wochen gemäß § 126 
Str.F.O. von Amts wegen wieder aufheben mußte. Eline Ent- 
schädigung erhält aber der Verhaftete, gegen den bereits eine 
Woche nach Erlaß des Haftbefehls das Hauptverfahren eröffnet 
vnirde (wegen hinreichenden Verdachtes! § 201 Str.P.O.) und der 
eine weitere Woche später seine Freisprechung zu erzielen wußte, 
indem er den gegen ihn bestehenden Verdacht mit Erfolg zerstreute ! 

Man wird sicli fragen, welches die Beweggründe waren, aus 
denen heraus eine derart eigeutümUche Bestimmung getroffen 
werden konnte. Die Frage war eine der heiß umstrittensten in 
der ganzen Vorlage und hat einen beträchtlichen Teil der Be- 
ratungen in der Kommission und im Plenum des Beichstages 
in Anspruch genommen.^ IHe Gründe, welche von fast allen 

* So insbesondere Stenogr. Ber. S. 650, 652, 658, 659, 2681, 2689 usw. 
Komm^Ber. 8. 2 ffi 
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Parteien des Eeichstages gegen eine derartige Einschränkung der 
Entschädi^ungsverpflichtang geltend gemacht worden, waren im 
wesentlichen die folgenden: 

1. Der schon oben angeführte: Erfahrungsgemäß seien die- 
jenigen Angeschuldigton, gegen welche die Anklagebehörde selbst 
das Terfahren wegen mangelnder Belastungsmomente einstelle, 
die Unschuldigsten und deshalb zum Empfang einer Entsdh&dignng 
Würdigsten*. 

2. Die durch das Gesetz bezweckte Kc^^clun::: werde dem 
Volke unverständlich bleiben, deshalb ßechtöunsicherheit und 
damit Unzufriedenlieit hervorrufen. 

3. Auch werde der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit ge- 
geben, dem einen die Entschädigung zu verschaffen, dem andern, 
der TieUeicht eine gleich lange Üntersuchnngsbaft erlitten habe, 
dagegen abzuschneiden, indem sie im ersten Falle einen Gerichts- 
beschluß herbeiführe, im zweiten selbst einstelle. 

ffiergegen wurde seitens der Begierung geltend gemacht': 

a) Wenn eine Entschädigung auch gewährt werden solle 
för den Fall der staatsanwaltschaftlichen Einstellung, wer soUe 
über die Entschädigung befinden? übertrüge man diese Auf- 
gabe der Staatsanwaltschaft selbst, so sei dem Ent- 
schädigungsans])rucli der Charakter eines Rechtsanspruches 
genommen, und einen Rechtsanspruch wolle doch das vor- 
liegende Gesetz gerade gewähren. 

b) Wolle man aber ein Gericht über den Anspruch be- 
finden lassen, welches Gencht solle das sein? Die Strafkammer 
kenne den Sachverhalt überhaupt nicht, und der yerhaftende 
Amtsrichter sei meistenteils auch nicht besser unterrichtet; 
zudem führe ja die Staatsanwaltechaft keine Akten, aus denen 
dieses Gericht -sich zwecks Entscheidung über den Anspruch, 
namentlich über die Frage der Unschuld^ des Verhafteten 
informieren könne; ein besonderes Krmittelungsverfahren des 
GerichteSj ob die Voraussetzungen des Kntschädigungsanspruches 
vorlägen, falle aber aus dem Bahmen der ätrafprozeßordnung. 

> Vgl. auch Hahk, DJJZ. 1904 S. 182; Wwkimb, Becht 8. Jahrg. S. 95. 

* Koimn.Ber. S. 8 f. 

* Vgl §§ 8, 9 dieser Abhandluig, 
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c) Die Einstellung durch die Staatsanwaltschaft bedeute 
keine endgültige Erledigung der Sache, da die Staatsanwalt- 
schaft jederzeit die Untersuchui^; wieder aufiielunen könne^ 
ohne daß es neuer Tatsachen und Beweismittel bedUrfe,^ Die 
Gewährung eines Rechtsanspraches könne daher leicht mit 
dem sp&teren Verlauf der Sache in Widerstreit geraten, dies 
aber leicht eine Verwirrung des RechtsbewuBtseins und eine 
Beeintiachtigung des Ausehens der Keohtspflege im Gefolge 
haben. 

Zur Kritik rlicsn (Tründe wurde bereits oMen^ betont, daß 
die Nichtentschädigung der im Vorverfahreu Freigelassenen eine 
Verwirrung des Eechtsbewußtseins herbeizuführen geeignet ist 
und herbeiführen wird, eben darum, weil sie eine Ungerechtig- 
keit ist Erkennt der Staat durch das vorliegende Gesetz einmal 
eine Be oh ts Verpflichtung an, für unschuldig erlittene Unter- 
suchungshaft zu entschädigen, so erstreckt sich diese Verpflichtung 
auf alle Unschuldigen, welche Untersuchungshaft erlitten 
haben', also auch auf die im Vorverfahren Verhafteten. Das 
hat auch die Regierung selbst zugegeben und erklärt, es werde 
in den einzehieii Bundesstaaten für Mittel gesorgt werden, aus 
denen auch diese „Tcrhafteten Unschuldigen" im Falle ihrer 
Würdigkeit im Gnadenwege entschädigt werden könnten.' Ks 
ist aber eine Kechtsungleichheit, eine Kechtsptiicht auizusteiien 
und gleichzeitig:^ einen Teil der hiemach ßerechtigten auf den 
Weg der Gnade zu verweisen. Bichtig iat, daß hieran nicht 
allzQviel geändert werden würde, wenn die Staatsanwaltschaft 
selbst den Anspruch zubilligen oder versagen könnte: in piaxi 
wOrde dies allerdings einer Entscheidung im Qnad^wege be- 
denklich nahe kommen. Auf der anderen Seite ist flreilich der 
Einwand nicht ganz von der Hand zu weisen, daß auch bei der 
jetzigen Regeluni^^ prinzipiell alles von dem Willen des Staats- 
anwaltes al)hä.nge, da dieser die Entstehung des Anspruches 
je nach Belieben herbeizutühren oder zu verhindern in der 

^ Arg. e eonir. aus §§ 172, 210 vbd. 168 Str.P.O. 

* S. 41 dieser Abhandlung. 

' Diese BegrifiBbeBtinimiuig wurde oben (§ 6) gelhnden. 

* Mot S. 8; Stenogr. Ber. S. 2671. 
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Lage aei^; nur wird man sich gegen die Ausführungen einiger 
Keichstagsabgeordneten, welche der Bef&rditung Ausdrack gaben, 
die Staatsanwaltacbaften vfirden von ihrer eigenen EinstellungB* 
befiignis im Interesse der Finanzen ihrer Staaten Yon nun an 
ausgiebiger Gebrauch machen, auf das entschiedenste yerwahren 
mttssen. — Die Schwierigkeiten sind offensichtlich zumeist im Ver- 
fahren begründet; namentlich jedoch scheinen es die oben zu 
b) und c] genannten Gründe gewesen zu seic, welche die Regierung 
zu ihrer ablehnenden Stellungnahme veranlaßt haben. Indessen 
hätte sich wohl juich hier ein Ausweg unschwer finden lassen, 
zamal es an Vorschlägen aus den Reihen der Theoretiker wie 
von Männern der Praxis nicht gefehlt hat. Dies gilt in erster 
Linie gegenüber dem Hinweise, daß das Verfahren durch eine 
Emstellungsrerfilgung des Staatsanwaltes nicht unter allen Um- 
ständen erledigt sei; hier hätte doch ohne große Schwierigkeit 
eine dem § 5 des Gesetzes entsprechende Yorsdirift Au&ahme 
finden können! Aber auch die Frage» welches Gericht Uber das 
Vorliegen der Anspruchsroraussetzungen entscheiden solle, wtbrde 
sich vielleicht einer gedeihlichen Lösung haben zufuhren lassen, 
zumal wenn man den Beschlüssen der Reichstagskommission in 
ihrer ersten Lesung gefolgt wäre, wonach dem verhaftenden 
Amtsrichter (§ 125 Abs. 2 Str.P.O.) die genannte Befugnis üher- 
tragen war.^ Dieser Richter ist schon um deswillen zur Ent- 
scheidung in diesem Falle durchaus geeignet^ weil er materiell 
in gewisser Beziehung zu der Sache selbst steht^ insbesondere 



* Oppue, Beekt 8. Jahxgaag S. 815 verlangt dämm als «»Au^leidi 
gegenüber dieser das ganze VorveKfakren bedrokenden yenchlechtenmg^ 
eine Yermebniiig der FUle der notwendigen Vonmteisiiehiiog oder eine Yer^ 

kflrzung der Haftfrist des § 126 Abs. 2 Str.P.O. 

* Die Kommiasion hatte in 1. Lesung an § 4 folgenden Abs. 5 hinzn- 
geaetzt: 

„Erfolgt die Einstellung des Verfahrens gemäß § 168 Abs. 2 Str.P.O., 
so t'Titscheidet über die Verpflichtung zur Entechädigung dor Amtsrichter, 
welcher den Haftbefehl erlasseu hat 125 Abs. 2 Str.P.O. j. Die Ötaat«- 
anwaltaebsft legt zu diesem Zwecke Äe Akten mit ikier ErUtrang dem 
G^dkte Tor. Der BeaekloB uaw.*' 

IMeaer Abaata fiel in 2. Leanng wieder, da ibn die Begiemag ffir un- 
annekmbar erkiftcte. 
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denVorschrilten der §§ 126, 125, 123 Str.P.O. — nach welchen 
er jederzeit das NochTorhandensein der materiellen Voraussetzungen 
des Hafltbefehk zu prüfen hat^ — iriibrend der ganzen Dauer 
der Haft unterworfen ist. — Jedenfalls steht einer derartigen 

Regelung nicht der Einwand enti^eL^en, daß die Staatsanwaltschaft 
keine Akten führe, die zur Grundlage dieser Entscheidung dienen 
müßten; denn auf Grund der staatsauwaltschaftlichen Akten 
müssen schon jetzt ergehen die Entscheidungen des Haftrichters 
(§§ 124, 125 Str.P.O.), die des Beschiußrichters im Falle des 
Fehlens der Voruntersuchung (II. Buch. 4. Abschn. d. Str.P.O.), sowie 
endlich die der Beschwerdeinstanzen und des Gerichtes im Falle 
des § 170 Str.P.O. — Was endlich den Einwand hetzifit, es 
werde dadurch, daß der entsdieidende Bichter eventuell bezüglich 
der Voraussetzungen des Anspruches Beweise erheben müsse, ein' 
fremdes Moment in das Strafverfahren hineingetragen, so sei 
einmal an das ähnliche Verfahren in § 170 Abs. 1, sowie an 
dasjenige des § 501 Abs. 2 Str.P.O.* erinnert, dann aber auch 
daraui" hingewiesen, daß das Gesetz ohnedies unser Strafverfahren 
in manchen Punkten nicht unwesentlich beeinflußt, wie unten 
noch des näheren zu zeigen sein wird.^ 

Aus alledem ist zu bedauern, daß die Beschlüsse der 
Kommission in erster Lesung nicht Gesetz geworden sind. Der 
Umstand, daß, wie in den Beratungen des öfteren hervorgehoben 
wurde^, nach der jetzigen Fassung wenigstens der verhafteten 
Unschuldigen entschädigt werden, kann demgegenüber nur wenig 
befriedigen.* 



> Vgl. LOwB m § 126 Note 8 und die dortige litenitor. 

' Diese Yoreehrift zidit aoeli Wiinusa, Recht 8. Jabrgaug S. 95, heran. 

* § SO dieser Abhendlmig. 

* Stenogr. Ber. 8. 647, 657; KomnLBer. & 8. 

* Vgl. «ndi die VoreoUIge yon Bibkmeter in Nr. 169 der Münchener 
Neneeten Nachrichten 1904; Hamm, D.J.Z. 1904 S. 188 schlug de lege ferenda 
vor, an 168 Abs. 2 folgenden Abs. H HnzuHcbließen : .,Der Beschuldigte kann 
in einer Woche von d^m Tage ab, an welchem er von der EinsteDung des 
Verfahrens in Kenntms gesetzt worden ist, von der Staatsanwaltschaft ver- 
langen, daß sie Eröffiiung der v oruutcrsuchuug gegen ihn beantrage, in 
den zur ZaatSndigkeit der Schöffengericbte gehörigen Sachen, daß sie An- 
klage gegen ihn erhebe.'' 
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Es steht zu hoffen, daß die bevorstehende Strafprozeüreform 
diesen wesentlichsten Mißstand beseitigen oder doch wenigstens 
abschwächen möge.^ 

§ 8. 

Unschuld. Besründeter Verdacht 

Wenn das Gesetz den freigeRproclienen oder durch Beschluß 
des (Terichtes außer Verfolgung gesetzten Personen Eutschadigung 
für erlittene Untersuchuugsliaft gewährt, so tut es dies doch nur 
unter einer bedeutenden Einschränkung: es entschädigt diese 
Personen lediglich dann, wenn das Verfahren ilire Unschuld 
ergeben oder doch dargetan hat, daß ein begründeter Ver- 
dacht gegen sie nicht mehr Yorliegt (§ 1 Abs. 1). Bei 
Besprechung der Terminologie ^^unschnldig erlittene üntersuchungs- 
haft" wurde bereits hervorgehoben, daß sich das Wort „unschuldig'' 
nicht auf die Untersuchungshaft als solche beziehe, weshalb der 
Titel des Gesetzes korrekter hätte lauten müssen: „Entschädigung 
UnscliidJiger für erlittene Untersuchungshaft." Auch in dieser 
Formulierung wurde hereits zum Ausdrucke gebracht, daß uicht 
den Freigesprochenen und außer \ » liolgung Gesetzten als solchen 
Entschädigung gewährt werden soll, sondern nur den Unschuldigen 
unter ihnen.' 

Ohne weiteres eigiebt sich hieraus zunächst, daß das Gesetz 
die Freigesprochenen und außer Verfolgung Gesetzten schlechtweg 
in zwei Klassen teilt; es unterscheidet zwischen solchen, deren Un- 
schuld sich im Verfahren sieben hat oder bezüglich derer jeder 
begründete Verdacht zerstreut ist — und auf der anderen Seite 
zwischen solchen, deren strafrechtliche Verfolgung der Staat zwar 
aulgiebt, von deren Schuld er jedoch mucIi weiterljin iil)erzeu,i;t 
bleil)t, gegen welche er zum mindesten dck h l)egründeten Verdacht 
hegt. — I>ie genannte öcheidung findet sich in der neueren 

^ Vgl. auch die Resolution des Reichstages zu unserem Gesetze (Kom- 
missionsber. 8. 30; Stenogr. Ber. Ö/2893). 

* Und den diesem in § 1 des Gesetses Gleichgestellten. Nach dieser 
Biehtnnghin mflfite der Titel des Gesetzes yollstlndig lauten: „EntBcfaftdigung 
Unschaldiger und Unverdächtiger f&r erlittene Untersachnngshaft" 
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BeicbBgesetzgebung bezüglich der FreigesprocheBen bereits in 
§ 1 des Ges. betr. die Entschädigung der im WiederaufSoahme- 
▼erfahren freigesprochenen Personen, vom 20. Mai 1808; diesem 

entstammen auch die Terminologieeu ,,Liischuld" und „begründeter 
Verdiicht^', welche unverändert in unser Gesetz übergegangen sind. 

Die eigenartige Bedeutung dieser Zweiteilung ist hier in 
kurzem darzulegen. 

Festzustellen ist zunächst, daB dieselbe dem System der 
Strafprozeßordnung völlig fremd ist. Die Strafprozeßordnung 
regelt för das Deutsche Beich das Verfohren in Strafsachen; 
Zweck des Strafreifahrens aber ist es, festzustellen^ ob ein staat- 
licher Strafanspruch gegen den Beschuldigten Yorhanden ist oder 
nicht Da jedoch ein staatlicher Strafanspruch nur zur Ent- 
stehung gelangen kann, wenn die Schuld des zur Bechenschait 
Gezogenen sich erweist, so erschöpft sich der Inhalt des Straf- 
prozesses schließlich in der Feststellung der Schuld dieses An- 
p;eklagten. Es handelt sich also nur um die Frage: Ist der 
Angeklagte scliuldig? Wird dies bejaht, so gelangt der staatliche 
Strafanspruch gegen ihn zur Feststellung; anderenfalls erreicht die 
Strafverfolgung und damit das ganze Verfahren ein sofortiges Ende. 

£Ss liegt auf der Hand, daß der Staat nur strafen kann^ wenn 
er zu einer Überzeugung von der Schuld des Angeklagten ge- 
langt ist Auf Grund von Empfindungen oder unbestunmten 
Vermutungen kann eine Verurteilung niemals erfolgen. Zu einer 
Freisprechung genügt also bereits, daß der Bichter yon der Schuld 
des Angeklagten nicht überzeugt ist; daraus folgt jedoch noch 
lange nicht, daß er nun auch von der Unschuld dieses Ange- 
klagten überzeugt sein müsse, in einem holien Prozentsatz der 
Fälle wird er vielmehr gerade hier den bereits vorliandeneii Ver- 
dacht der Täterschaft gegen den Angeklagten weiter hegen und 
nur darum zur Freisprechung gelangen, weil dieser Verdacht 
zu einer Überzeugung sich nicht verdichtet hat. Die Frei- 
sprechung bedeutet darum nicht den richterlichen Ausspruch, 
daß der Angeklagte unschuldig sei, sondern lediglich diesen, 
daß der Angeklagte nicht schuldig, d. h. nicht so schuldig er- 
scheine, daß ein staatlicher Stra&nspruch gegen ihn hätte zur 
Entstehung gelangen können. 
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Das Gesagte ergiebt sich auch aus dem Wortlaut der Straf- 
prozeßordnung selbst. Wenn § 266 Abs. 4 das. bestimmt, daß 
die Gründe des freisprechenden Urteils ergeben müsaen, ob (und 
weshalb) der Angeklagte f&r „nicht überführt" erachtet irird, so 
bringt diese Yorschiift deutlich zum Ausdruck, daß es sich im 
Strafverfahren lediglich um die ,,Oberftihrung'< des Angeklagten, 
um den Nachweis seiner Schuld handelt — daß aber darum zu 
einer Freisprechung desselben bereits die „Nicht-Uberftthrung" 
genügt, ohne daß erst der isacliweis seiner Unschuld erforder- 
licii wäre. — 

Das (jesetz gebt, in gleicher Weise wie das Parallelgesetz 
vom 20. Mai 1898, in der bezeichneten Hinsicht über die Straf- 
prozeßordnung hinaus. Es verlangt den Nachweis der Unschuld, 
zum mindesten die Beseitigung jedes begründeten Verdachtes. 
Hier ist zunächst eingewendet worden^, daß die genannte Teilung 
eine Art von absolutia ab instantia in den modernen Straf- 
prozeß wieder emfOhre* und darum dem gnmdlogenden § 259 
StrJP.O. zuwiderlaufe; ein derartiger Hinweis ist in dieser Fassung 
jedoch verfehlt.' Es faat^ wie allgemein anerkannt ist» § 259 
a.a.O. durch die Fassung: „Das Urteil kann nur auf Freisprechung, 
Verurteilung oder Einstellung lauten" die einstweiligen Frei- 
sprechungen des inqinsilüiischen Prozesses — die absolutia ab 
instantia etc. — ausscliließen wollen*: aber von einer einst- 
weiligen Freisprechung kann doch in unserem Falle nun und 
nimmer die Rede sein. Die Freisprechung oder Außerverfolgung- 
setzung ist, auch wenn der Bichter nichts weniger als von der 
Unschuld des Angeklagten bezw. Beschuldigten überzeugt isl^ 
gleichwohl eine endgültige; abgesehen TOn der Möglichkeit der 
Bechtsmitteleinlegnng ist ein neues Verfahren bei der Freisprechung 



* Sieiiu^r. Ber. S. 651 u. v. a. Vgl, auch die Büratuugeu zu dem Ge- 
setz von lö9ä. 

* In der Literatur vgl. neben vielen anderen auch Bbünneb, Ailg. Osterr. 
GenZlg. 65. Jahrg. Nr. 15 S. 115. 

* Dies betonen auch Köhlb», <l.Saal Bd. 64 S. 856; Külbnakm, G-.Saal 
Bd. 51 S. 116 £ Letsterer hSit eine derartige Vergleichm^ geradezu jßlv 
,»yerwirrong der Begriffe*'. 

* Vgl. Tjöwb sn § 259 Note 4; BnmiMO § 85 HI 1 ybd. § 118 IV. 
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ma durch Wiederaufbahme des Vei&hrens^, bei der Anßerrer- 

folgangsetzuDg nur dnrch y,Wiederaii&ahme der Elage*' (§ 210 
StrP.O.) denkbar. Von einer Vorl&nfigkeit der EntscheiduDg 

kann darum in diesen Fällen keine Rede sein.^ 

Immerhin läßt sich eine Heranziehung der absolutio ab 
instantia in gewissem Sinne aus Folgendem rechtfertigen. Die 
absolutio ab instantia hatte zur Voraussetzung, daß der urteilende 
Üichter eiuerseits zur Verurteilung nicht kommen konnte, ander- 
seits aber eine ITberzeugung von der Unschuld des Angeklagten 
nicht erlangte. Daher lastete auf dem ab instantia absolutus 
der soziale Makel des Verbrechers auch nach der Freisprechung 
weiter forl^ indem der Freigesprochene Ton der Yolksstimme nach 
wie Tor ab schuldig bezeichnet, in der Meinung der Gesamtheit 
also Ton dem wirklich Verurteilten nur dadurch unterschieden 
wurde, daß er eine Strafe nicht Terbftßt hatte. 

Und hier ist nun eingesetzt und erklärt worden: Genau so 
wird es den Freigesprochenen gehen, die keine Entschädigung 
erhalten. Wie der von der Instanz Freigesprochene vor der 
Welt durch Gerichtsspruch als noch verdächtig, jedenfalls als 
y^nicht unscbiüdig'^ bezeichnet wurde, so wird der Freigesprochene 
oder außer Verfolgung Gesetzte, der eine Entschädigung nicht 
erhalt, mit dem Makel des Verbrechers weiter behaftet durchs 
Leben gehen; ist die Freisprechung auch eme endgültige, sie 
bleibt stets eine unToUständige und den Grund^tzen der 
Stro^rozeßordnung zuwiderlaufende. Man wird die Bedeutung 
dieser Einwände zu präfen haben. 

In der Theorie ist unsere Frage stets bestritten gewesen. 
Sowohl auf den Juristentagen als in den Verhandluiigeu des 
Reichstages in den 80 er Jahren, als endlich auch in der zahl- 
reichen Literatur haben sich gleichmäßig zwei Meinungen gegen- 
übergestanden, Ton welchen die eine alle Freigesprochenen, 

* welche Bindisu § 120 T .-sogar mit unter die Recbtsmittelverfaliren zäblt. 

• Vgl. auch V. Schwarbe, fT.Saal lid. 34 S. 134: „Die Bedeutung der 
Freisprochung für die Konsüinfi ti der Anklage wird nicht dadurcli beseitigt, 
daß mau die Frage nach den Gründen aufwirft." — »Der definitive Charakter 
der Freisprechung wird nicht in Zweifel gezogen; die Untersuchungshaft 
und die Entsehidigungafragc sind von ihr völlig unabhängig." 

Bbuohb, fSntnihldlgung. 4 
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die andere nur die Unschuldigen entschädigen wollte.^ Zur 
Begründung der ersteien Ansicht warde regelmäBig angeführt: 

1. Eine Teilung der Freigesprochenen in zwei Klassen 
empfehle sich nicht, ans dem oben angefiihrten Gmnde; wenn 
jemand einmal freigesprochen werde, gleichTiel ans welcher 
Ursache, so solle jeder Makel Toa ihm genommen werden; 

2. die Zweiteilung habe notwendig ein besonderes Ver- 
fahren znr Feststellung der „Unschuld" im Gefolge; dasselbe 
könne nur im Anschluß an den Stratprozeß vor sich gehen, 
aber eben dadurch werde ein neues Moment in das Straf- 
verfahren hineingetragen, weil die Feststellung der Unschuld 
des Angeklagten Gegenstand dieses Siratveriahrens bisher nicht 
gewesen sei. 

Dagegen wurde von der anderen Seite angeführt: 

1. £ine gewisse Zweiteiiong der Freigesprochenen bezüglich 
der Frage der Schuld sei schon jetzt vorhanden, insofern als 
die Qrfinde des Urteils, die Öffentlich verkündet würden ^ 
erkennen ließen, ob der Angeklagte wegen erwiesener 
Unschuld oder lediglich aus Mangel an Beweisen frei- 
gesprochen sei^; auch statuiere § 499 Abs. 2 Sti-.P.O. eine 
solche Zweiteilung, indem er dem Richter lediglich eine Be- 
fugnis, nicht aber eine Pflicht auferlege; 

2. die Gewährung einer Entschädigunor an alle Frei- 
gesprochenen widerstrebe dem Interesse der iStrafrechtspHege; 
denn die Allgemeinheit j,erblicke in der Freisprechung allein 
noch nicht die Berechtigung zu einer Ersatzforderung«'*, sondern 
betrachte als Grundlage dieser Forderung allein die ervriesene 
Unschuld des Verhafteten. Sei also jemand nur wegen »non 
liquet'« freigesprochen, so dürfe er eine Entschädigung nicht 

* Für die ei*stere Ansicht vgl. neuf'rdiiicrs z. B. den Komm.Ber, S. 6; 
für die letztere Mot. B. 5. Vgl. auch den ISteiiogr. Ber. des Keicbstages S. 649, 
654, 674, Ü8Ö u. a. 

« § 267 Str.P.O. vbd, § 174 G.V.G. (Auboabme Aha. 2 letalerer Vorschrift). 

* Oleiehwohl will das Gesets — ebenso wie das Puallelgeseti von 
18ft8 — «Mdracklieh vemeideiii dafi der Angeklagte dnrcli eine solche Ver« 
kttttdnng mit einem Makel behalket bleibt; daher die VoraeliTift des § 4 Al>s. 8. 
VgL unten S. 107 dieser Abhandlung. 

« So y. ScHWABxe, G.äaal Bd. 84 S. 180. 
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erbaiten; eine Entschädigung auch eines solchen würde eine 
YerwirroDg des Rechtsbewnßtsems und damit eine Schädigung 
des Ansehens der Beditspflege zur notwendigen Folge haben. 
Der Gesetzgeber hatte, indem er rieb f&r' die eine oder die 
andere Anriebt entschloß, zu wählen, ob er mit der Ausdehnung 
auf alle Freigesprochenen auch solche Personen, die offenbar 
sciiuldig, aber nicht überführt die Anklagebaiik verließen, entschä- 
digen wollte, — oder ob er durch Beschränkung des Entschädigungs- 
anspruches auf die Unschuldigen dem Strafverfahren einen 
neuen und eigenartigen Bestandteil beigeben wollte. ^ Das Gesetz 
vom 20. Mai 1898 hat sich für die zweite AltematiYe entschlossen 
nnd unser Gesetz ist ihm bierin gefolgt 

Nach beiden Gesetzen werden ximftdist entschädigt die Un- 
schuldigen. Da die Motive in jedem Falle schweigen, wird die 
Aufgabe, eine BegriffiBbestimmung zu geben, der Wissenschaft 
und der Praxis überlassen. Hier erscheint es angezeigt, die 
frühere Literatur, soweit rie bezüglich der vorliegenden Frage 
aui dem Standpunkte unseres Gesetzes stand, zur Begriffsbestimmung 
heranzuziehen. 

V. SciiwAKZE'^ will, in teilweiser Anlehnunsr an üllmann^ 
und Meyer'*, die Unschuld des Freigesprochenen in folgenden 
Fällen als vorliegend annehmen: 

a) wenn sich ergiebt, daß die in Rede stehende Handlung 
überhaupt nicht begangen worden ist; 

b) oder wenn sich ergiebti daß nicht der Angeklagte 
sie bangen hat; 

c) oder wenn sich ergiebt, daß die Handlung überhaupt 
kein Delikt im Sinne des Strafgesetzbuches darstellt' 

* Siebe unten § 20 dieser Abhandlung. 

' G.Saal Bd. 34 S. 100 ff., besonders S. 130 fr. 
« 11. D.J.T. Bd. 1 S. 87 ff., insbesondere S. 90. 

* 11. D.J.T. Bd. 2 S. 171 ff , insbesondere S. III. 

^ Bei ÜLLMANK a. su 0. fehlt der Fall a). 

Meyer a. a. 0. steht auf der Irrtuuistheorie (S. 17 dieser Abhandlung). 
Er führt aus: ),Die Unschuld dtis Verhafteten muß festätehfu^ öö muU also 
ein Intitm des die Untenmehnng erSiheiiden odw Ahrenden Richteis fest« 
stehen; ein soleber Irrtum kann aber in jure oder in facto Torlicgoi. 

L Wenn der Richter in jure irrt, mnß der Angeklagte entmsbadigt 

4* 
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In den FäUen zu a) und b) sind die Grundlagen der Unschuld 
tatsächlicher, im Falle c) sind sie rechtlicher Natur.^ Unsere 
Betrachtung wird sich zweckmäßig zunächst mit den beiden 
ersten bescbältigen, um erst im nächsten Paragraphen zu Fall c) 
zürftckznkeluren. 

Bezüglich des Falles a) und b) ist die Ansicht Sghwabzbs 
auch für den Begriff unserer Gesetze unbedenklich zu akzeptieren. 
Wenn sich ergibt, daß die angeblich begangene Handlung des 
Verbafteten nicbts anderes als ein bösartiges Hirngespinst eines 
Denunzianten ist oder daß die angeblicb „gestohlene", in Wirk, 
lichkeit nur „verlegte" Sache sich wieder aufgefunden hat (Fälle 
zu a); desgleichen wenn der Angeklagte sein Alibi nachweisen 
kann oder wenn ein Zeuge die im Vorverfahren erklärte Wieder- 
erkennung des Verhafteten im Hauptverfahren eidlich und glaub- 
haft für irrig erklärt (Fälle zu h), so kann die Unschuld des 
Verhafteten, falls nicht besondere Umstände entgegentreten, für 
Tdllig bewiesen gelten. 

Dieser Nachweis wird aber in den meisten Fällen nicht in 
so strikter Weise, wie zu a) und b) gefordert wird, zu erbringen 
sein. Damit mm nicht einer großen Zahl wirklich Unschuldiger, 
bezüglich derer nur ein positiver Beweis der Unschuld nicht hat 
geführt werden können, eben um deswillen ein Entschädigungs- 
anspruch versagt bleiben muß, hat die für das Gesetz vom 
20. Mai 189S bestellte Eeichstagskommission einen Entschädigungs- 
anspruch auch denjenigen Freigesprochenen gewährt, bezüglich 
derer ^,das Verfahren dargetan hat» daß ein begrfindeter Ver- 
dacht gegen sie nicht mehr vorliegt'^ und dieser Begriff ist 

werden; denn der Angeklagte kann doch nteht die Folgen dee Beehts- 
irrtuins des Richters tragen; 

II. Wenn der Richter in facto irrt, so sind swei Fälle zor Entschädigung 

geeignet: 

u) die Tat ist überhaupt nicht begangen (Widerlegung des objek' 
tiveu Tatbeataudes); 

b) Angeklagter hat die Tat nicht begangen and kann sie nicht 
begangen haben (Widerlegung des subjektiven TatbestandesV* 

Mbtsb läßt also in den zu I. nnd IL genannten Fällen Unsehuld 
vorliegen; saehlieh stimmen diese Fälle mit denen y. Scbwauxbs fiberein. 
^ So Hbtbb a. a. 0. (vorige Anmerkung). 
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in jenes Gesetz selbst imd van da in das yorliegende über- 
gegangen. 

Mit dem Begri£Ee ^»begründeter Verdacht'^ haben die Gesetze 
einen neuen Grad des Verdachtes nicht aufetellen, namentlich 
änen Gegensatz zu den Begriffen des ^^hinreichenden^ Verdachtes 

in § 201 und des „dringeaden • Verdachtes in § 1 1 2 Str.P.O. 
nicht statuieren wollen. Sind nach Löwe^ bereits die genannten 
BegiiÜe der Stratprüzeßordnung sich nicht entgegengesetzt, viel- 
mehr jeder aus sich selber heraus zu erklären, so soll mit dem 
Begriffe „begründeter Verdacht*', unabhängig von jenen vor- 
genannten Gesetzesausdrdcken, ,jeder Verdacht'' getroffen werden, 
,,der auf tatsächlichen Unterlagen und nicht auf vagen Mut- 
maßungen beruht, imd eben deshalb allein fttr strafprozessuale 
Maßnahmen in Betracht kommen kann<'.^ Ähnlich will L6ws — 
zu dem Parallelgesetz von 1898' — „begrandeten Verdacht'' 
nicht als vorliegend annehmen, „wenn erhebliche VerdachtsgrUnde 
gegen den Angeklagten nicht mehr vorhanden sind". Wille und 
iSlun der Gesetze ist jedenfalls der: einerseits soll bloße Frei- 
sprechung nicht genügen, andererseits aber der positive Noch- 
weis der Unschuld nicht erforderlich sein; es genügt bereits, 
wenn der Richter von der Unschuld des Angeklagten dergestalt 
überzeugt ist, daß er einen Verdacht von Erheblichkeit gegen 
ihn nicht mehr zu hegen vermag. 

Es könnte nun noch die Frage aufgeworfen werden: Weshalb 
die Boppelterminologie ^Unschuld" und „begründeter Verdacht*' 
in unseren Gesetzen? Schließt nicht vielmehr die Wendung 
,,wenn dargetan ist^ daß ein begründeter Verdacht nicht vorliegt" 
den Satz: „wenn die Unschuld dargetan ist** begrifflich mit in 
sich? — Hier ist zu entgegnen, daß unser Gesetz sich der Termi- 
nologie des Gesetzes von 1898 anschließen mußte, wenn nicht 
die Befürchtung hervorgerufen werden sollte, es werde im Wege 
des argumentum e contrario ein Gegensalz zwischen beiden 

Gesetzen von der Kechtsprechuug konstruiert werden» der nicht 

, » 

» Zu § 112 Note 3 a. 

* So im wesentlichen die Regierungen in der Kommission (K.omm.Ber- 
S. 7 zn luiBMem Oesetse). 

* A.a.O. ra § 1 Notelb. 
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beabsichtigt ist Indes ist auch der Sache nach die Doppel- 
terminologie gereditfertigt, insofern sich der Begriff „begründeter 
Verdacht'* eben nur auf die oben genannten Fälle tatsächlicher 
Art (Buchstabe a) und h), schwerlich aber auch auf Fall c) erstrecken 
sollf wie auch die Regierung in der Reichstagakommisaion ausgeführt 
hat^ Es emp&hl sich daher eine Besprechung jenes Begriffes 
bereits an dieser Stelle, während ftber den a. a. 0. zu c) genannten 
Fall der „Unschuld", auf welchen der Begriff sich nicht mit 
bezieht, erst im näclisten Pai'agraphen gebandelt werden soll. 

§ 9. 

Fortsetzung. 

Nach den Ausführungen des vorigen Paragraphen erübrigt 
es noch, den bei der obigen Resprechimq^ (Jes Begriffes „Unschuld" 
zunächst beiseite gelassenen Fall c zu behandeln, an den sich 
wichtige Ausführungen knüpfen, t. Schwabze wollte daselbst 
Unschuld annehmen nicht nur, ^vcnn sich ergibt, daß die Tat 
nicht getan ist oder daß der Angeklagte aie nicht begangen 
hat, sondern auch, wenn sich herausstellt, daB die be- 
gangene Handlung eine strafbare Handlung im Sinne 
des Strafgesetzbuches nicht darstellt 

Er sagt zur Begründung dieser seiner Ansicht*: „Dem Staate 
stellt in allen Fällen ein Anspruch auf die Bestrafung des Täters 
niciit mehr zu; der Angeschuldigte kann und darf nicht bestraft 
werden; strafrechtlich ist die Tat nicht mehr vorbanden." Aus 
diesem Grunde soll Unschuld des Angeklagten generell angenommen 
werden, beispielsweise wenn die Strafverfolgung wegen Verjährung 
oder wegen Fehleos des (auch später nicht nacligebrachten) Straf- 
antrages aufgegeben wird; iugleichen wenn die Tat nach dem 
zur Zeit der Verhaftung geltenden Gesetze wohl strafbar, nach 
dem zur Zeit der Verurteilung geltend^ aber straflos ist und 
deshalb das Strafverfahren mit Notwendigkeit sein Ende erreicht' 

Beide Entschädigungsgesetze nehmen zu dieser Frage einen 
völlig abweichenden Standpunkt ein. Während die Motive zu 
dem Gesetze von 1898 schweigen, erklärt die Begründung zu 

^ Koiniii.B«r. & 11. * A. a. 0. 8. ISUf. * t. Schwabxb a. a. O. 
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unserem Gesetze j^es bedttrfe keiner Herrorhebung^ daß bloße 
StrataasschließnnRSgrOnde (im Gegensats zu Schnldausschließungs» 
granden) nnd der bloße Mangel an Voraussetzungen oder Be- 
dingungen der Strafverfolgung nicht geeignet seien, die Unschuld 
und damit einen Anspruch auf Entschädigung zu begründen.*« — 
Als Grund hierfür wird aageftihrt: es würde der Billigkeit nicht 
entsprechen, Entschädigung an Personen zu gewähren, welche an 
sich strafwürdige Handlungen begangen haben und nur deshalb 
freigesprochen werden, weil Umstände vorliegen, welche die 
Straflosigkeit begründen oder die Strafverfolgung ausschließen.^ 
Offensichtlich ist hiemach, daß die Ansicht v. Sohwabzes, 
wonach in diesen Fällen grundsätzlich Unschuld anzunehmen sein 
soll, weil eben der Staat zu Unrecht yerfolgt habe, in den Gesetzen 
nicht akzeptiert worden ist Sie widerspricht namentlich dem System 
unseres Gesetzes, das ja auch nicht entachädigti wenn der Staat 
zu Unrecht verhaftet hat', sondern nur einem solchen Ent- 
schädigung gewähren will, gegen den bezüglich der ihm vor« 
geworfenen Handlungsweise vom Standpunkte nicht allein des 
Strafrichters, sondern — wie unten noch näher zu zeigen sein 
wird* — ganz allgemein vo?i) Standpunkt der Moral ein Einwand 
nicht erhohen werden kann. Und da in allen diesen Fällen, 
welche einer eingehenderen Besprechung unten ^ noch unterzogen 
werden sollen, äußerst häufig der Staat die Strafverfolgung nur 
aufgeben wird, weil er es kraft positiver Vorschrift muß, gleich- 
wohl aber von der moralischen Verwerflichkeit des Tuns des 
Angeklagten überzeugt bleibt, so würde der Standpunkt von 
ScHWABZES, auch wenn die Motive schwiegen, als dem Sinn des 
ganzen Gesetzes zuwiderlaufend unter keinen Umständen fthr 
dasselbe angenommen werden dürfen.*^ Liegt danach einerseits 

• Mot. S. 6. « Mot. a. a. 0. 

^ Vgl. § 5 dieser Abhandlimg. 

* § 11 dieser Ablmudlung. 

* S. 78 f. dieser Abhandlung. 

• WiNKi.Eu, Recht 8. Jalir^uug S. 95 meint, daß in diesen Fällen die 
uiaterielle öchuidfrage ganz außer Betracht bleiben inüi^se; hier habe der 
Verhafteto stets Unrecht erlitten, weil das Strafverfahren von vornherein 
oder rückwirkend ungesetstieh gewesen sei. — Inhaltlich steht Wimeleb 
damit auf dem Standpunkt v. Souwabzbs. 
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in allen diesen Fällen nicht notwendig Unschuld vor, so darf 
aber auch umgekeht nicht notwendig Schuld als generell vor- 
liegend erachtet werden. Letzteres ton — slvl dem Gesetze von 
1898 — LöWB^ LE88IKG^ Wobbbiann' und Romen*; Löwb 
fuhrt zur Begründung aas, daß in diesen Fällen (abgesehen von 
§ 55 Sir.G.B.8, & n.) ja in der Sache selbst nicht erkannt werde, 
darum auch Unschuld nie festgestellt werden kdnne. Diese I 
Ansicht ist aber, namentlich ftlr unser Gesetz, in keiner Weise 
zu halten. 

Sehr treliend drücken sich hier die Motive aus.^ Sie sagen: ^ 
„bloße Strafausschließnntjsfi^ründe und der bloße Mangel an 
Voraussetzungen oder Bedingungen der StrafTerfoigunu' sollen die 
Unschuld nicht begründen können", und weiter: „Entschädigung 
soll nicht gewährt werden, wenn nur deshalb freigesprochen 
wird, weil Umstände vorliegen, welche die Straflosigkeit begründen 
oder die Strafverfolgung ausschließe.'' Das scheint, anders aus- 
^drückt, dies zu bedeuten: Das Vorliegen aller solcher 
Momente begründet — mit einzelnen bei der unten folgenden 
Einzeldarstellung TOianzustellenden Ausnahmen — an sich weder 
die Unschuld noch die Schuld. Es ist vielmehr auch hier, 
unter gleicher Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände, 
zu prüfen: ist der Angeklagte unschuldig oder liegt noch ein 
begründeter Verdacht gegen ihn vor? Stellt sich danach heraus, 
daß gegen den Angeklagten in allen diesen Fällen die Straf- 
verfolgung nur um deswillen aufgegeben wird, weil Umstände 
vorliegen, welche die Straflosigkeit begründen oder die Straf- 
yerfolgung ausschließen, daß er aber im übrigen schuldig ist^ so 
geht er der Entschädigung Terlustig; erweist sich aber seine 
Unschuld oder fUlt jeder begründete Verdacht gegen ihn 
fort, so ist nicht abzusehen, weshalb er, auch wenn eine Ent- 
scheidung in der Sache selbst nicht ergeht, eine Entschädigung 
nicht eriialten sollte! — Dieses Besultat entspricht auch der 

1 G«8efeB von 1898 sa § 1 Hoto la. 
> S.40ff. 

* S. 47 ff. 

* Gosets von 1898 § 1 Note 3b; Gesets von 1904 § 1 Note 4b. 

* S.6. 
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Billigkeit. Die Freisprechung ans den genannten Gründen, die 
das Gesetz als eine Wobltat gedacht hat« würde anderen&Us 
einem Unsdinldigen einen empfindlichen Nachteil hereiten.^ 

Es könnte hier noch der BÜnwand erhoben werden, daß in 
§ 1 des Gesetzes lediglich Ton f^FreisprcchuDg'^ gehandelt wird, 
die „Einstellung" des Verfahrens durch Urteil gemäß § 259 Str.P.O.* 
aber uuberucksichiigt bleibt. Wenn hieraus der Schluß gezogen 
werden sollte, daß in diesem Falle ^ eine Entscbüdigung prinzipiell 
versact werde, so ist dies aus tollenden Erwägungen heraus nicht 
zutreöeud: Eine Entschädigung wird gewährt bei jeder Außer- 
verfolgungsetzun durch Gerichtsbeschluß, also auch bei einer 
solchen, die auf Kechts gründen beruht (§ 202 Abs. 1 Str.P.O.); 
eine Entschädigung wird daher — Toransgesetzt, daß nur die 
übrigen Erfordernisse des Entschädigungsanspruches Torliegen — 
prinzipiell auch nicht versagt, wenn die Eröffiiung des Haupt- 
▼erfahrens wegen Mangels des Strofontrages* abgelehnt wird^; 
nun wäre es aber doch widersinnig, die G^ewährung des Ersatz- 
anspruches spiiter, wenn sich der Mangel erst in der Haupt- 
verhandlung herausstellt, prinzipiell mit der Begründung abzu- 
lehnen, es liege ja keine, .Freisprechung'', sondern eine „Einstellung 
des Verfahrens*' vor. Wenn oben S. 88 f. ausgeftihrt werden konnte, 
dsJ^ der Begriil des ,^Auß6rverfolgungssetzens durch 
Gerichtsbeschluß" möglichst weit gefaßt werden dürfe und 
solle, so bewirkt eine derartige Ausdehnung naturgemäß auch 
eine begriffliche Erweiterung des Freisprechungsbegriffes 



' Man denke sor Erlftnterung an folgendes grundlegende Beispiel: Es 
stellt alch herans, daß der Stva&ntrag von einer fklschen Person gestellt 
ist, aber angleieh, daß nicht der verhaftete A, sondern B dar Titer war. 

• Desgl. der in der Praxis vielfach verwendete, auch theoretisch ge- 
stützte Urteilstenor „EddSrnng der Strafvotfolgung for nroralfiasig** (siehe 
Anm. 1 S. 58). 

' Und in den Anm. 2 in Bezug genommenen Fällen. 

* Auch bei Möglichkeit nachträglicher Aiitragstellung ist ein Ent- 
schftdigiiiigshcscWnß zu fassen. Denn die Antragstellun^ steht im Belieben 
des Autragätelleudeu; es wäre abur unbillig, wenn man dem unschuldigen 
Verhafteten eine Entschftdigung am deswillen versagen wollte, weil eine 
naehtrigliehe Antngatellang möglich sei. Vgl. hiersn den parallelen Fall 
auf 8. 66 dieser Abhandlung, Buchst f) a* £. 
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dergestalt, daß dieser die gesamte, der Tätigkeit des Be- 
schlußgerichtes entsprechende, die Strafverfolgung 
durch Urteil aufgebende Tätigkeit des erkennenden 
Richters umfaßt^ 

« 

Wenden wir uns nnnmehr zur Betrachtung der einzebien 
Möglichkeiten, in denen das Anheben der Strafverfolgung aus 
einem anderen Grunde erfolgt, als weil die Schuld des An^ 
geklagten (,,Schuld'' im engsten Sinne verstanden) nicht festgestellt 

werden kann. 

Dabei ist vorweg zu bemerken: Einzelne dieser Fälle sind 
80 geartet, daß allein aus der Natur des Falles heraus die 
Schuld oder die Unschuld des Angeklagten sich erweist; in diesen 



' Auch dieses Resultat entspricht r\cv Billigkeit. 

Es sei darüuf hingewiesen, daß nur in 259, allenfalls in § 500 Str.P.O. 
eine bestimmte Fassung des Urteilsteuors vorgesehen ist, während bei den 
gonstigeu luer iu Kede stehenden Fällen zumeist unausgeglichener Streit be- 
zOglich der Fassung herrscht — es ist aber niebt angängig, den Angeklagten 
unter diesem Streite leiden su laBseik. 

Der Text hSlt mit Bikdino § 118 I die Einteilung der Urteile doieh 
§259 Str.P.O. fSr ecUeebterdinge ereehSpfimd and stimmt Biwdiiio ancb 
darin bei, daß § 259 „ganz anvoIlsOndig ist besQglich der Gründe der 
Ei 11 Sti llung". Es erschien jedoch angezeigt, anmerkungsweise des in 
Theorie und Praxis vielfach verwendeten Urteilstenors, durch welchen die 
Strafv crfolgung für unzulässii^ erklärt wird, 7m n;edeDken. Denn 
bei den meisten, hier in Rede stehenden Fällen wird diese Tenoriening von 
einzelnen Schriftstellern angewendet. 

Im einzelnen sind hier folgende Ansichten vertreten: 

1. Wenn die Tat Im Ausland begang:en und im Inland nicht straf- 
bar ist: Uuzulässigkeit der Strafverfolgung (Löwe zu § 259 Note 4), 
desgl. -wenn res Jndfeata Torlfegt. 

2. >Veuu der Täter das 12. Lebensjahr nicht Yollendet hatte: Un- 
xulftssigkeit der Strafverfolgung nach LSwjs §269 Note 4; Einstel- 
lung naefa Olshaüsbv S. 258; Freisprechung nach Guscr Bd. 2 S. 645. 

8. FUl der Y«ijlthiii&g: Unsulftssigkeit der Strafverfolgung 
nach L5wB su § 259 Note 4, SmoLmr daselbst Note 2; Einstellung nach 
Daickb 8. 171, PüCKBW S. 824, OtSHAUSM 8. 801; Freispreehung nach 
Kkuw 8. 817, Bnmnro § 118 I, aLUBall S. 545. 

Die Notwendigkeit einer weiten Ausl^ng des Freisprechungsbegriffes 
ist bereite nach diesen Beispielen offionhar. Vgl. neuerdings noch Bon, Recht 
8. Jahit^g S. 185. 
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Fällen erübrigt sieh also eme Prfifang der ünschuldfrage,^ Sie 
seien liier kurz Tonreggenommeti: 

I. Unschuld liegt keiuenfalls vor und ein Entschädigunga- 

beschluß ist darum ausiL^'escblossen, wenn auf Straffreiheit im 
Sinne der §§ 190, 233 Str.G.B.s (vbd. §500 Str.P.O.) erkannt ist; 
denn die Grundlage dieser StraiTreiheit ist beiderseitige erwiesene 
Schuld. 

U. Unschuld liegt jedenfalls vor und ein fintschädigungs- 
beschluß hat darum zu ergehen, wenn die zur Untersuchung 
gezogene Tat des Verhafteten unter kein Strafgesetz fällt 
(vgl anch § 178 Abs. 1 Str.F.O., letzter Fall).' Dem stehen die 
¥We gleich, in denen Freisprechung erfolgt, weil die Tat zur 
Zeit der Begehung straflos war, zur Zeit der Verurteilung 
aber ein Delikt darstellt — und umgekehrt; weil die Tat zur 
Zeit der Begehung strafbar war, zur Zeit der Verurteilung 
aber stratlos ist (§ 2 Abs. 1 und 2 iStr.ö.B.s). ^ 

m. Unschuld liegt auch vor, wenn die Handlung zwar 
begangen ist, aber ein Schuldausschließungsgrund yorliegt 



* Im Falle der Sehitld ist überhaupt kein Beachlnß za erlusen. Im 

Falle der Unschuld erübrigt rteh lediglicli die Prüfung dieser Frage; das 
Vorhandensein der übrigen Voraussctzaiigen des EntschftdigangBanspradies 
(▼gl. § 6 dieser Abhandlung) ist noch zu prQfen. 

' Auf diesem Standpunkt steht das Gesetz zweifellt^^ Es crj^ibt sich 
dies iudbesondere aus § 2 Abs. 2 des Gesetzes, wo dasselbe eine Entschädigung 
versagtauch in Fälh^n, wo gegen ein Strafgesetz nicht verstoBen worden 
ist (siehe ^11 dieser Abhandlung). Diese iiestiiiimuDg könnte entfallen, 
weim in mumreii Falle Sebuld angeiuMikmen würde. 

' Aneh hier kann strafreehtlicb Sc Ii nid nie Torlicgen, da ein Ddikt, auf 
das sidi diese Sehttld beziehen könnte, nach den Vorscbriflen des § 2 Str.6.B.B 
nicht vorbanden ist. 

In diesen Fällen kann immerhin nnter Unstiinden die Entschädigung 
wegen einer in der Tat enthaltenen „groben Unredlichkeit oder Unsittlich- 
keit" an?geschiossen werden 2 Abs. 2). Im erstcren Falle wird das neue 
Gesetz meist aus dem Grunde erlassen werdeu, um eine bereits iSngst als 
„unredlit-li" oder „unsittlich" verwerflich empfundene Handlungsweise nun 
auch zum Delikt zu stempeln. — Im 2. Falle erklärt das spätere Gestitz, 
daß Taten wie die vorliegenden einen Deliktstatbestand nicht mdir erfüllen 
eoUen; damit kann es dieselben jedoch ebensogut nach wie vor als moialisclt 
yerwerf lieh brandinarkcui wie für moralisch unanfechtbar erklären. 
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(z. B.Mangel des erforderlichen subjektiven Tatbestandes, 
§59 Str.G.B.s), ferner wenn Umstände vorliegen, die die Hand- 
lang im Sinne des Str.G.B.8 §§ 52 bis 54 als „nidit strafbar^ 
erschemen lassen. 

IV. 1. Was § 51 Str.G.B.8 anlangt, so liegt Unschnld obne 

weiteres nur dann vor, wenn das Gericlit da^i Vorhandeuseiü des 
Schuldausschließunj?sgrundes für erwiesen erachtet, also fest- 
stellt, daß der Angeklagte m krankhaiter Geistesstörung ge- 
handelt hat; 

2. anders, wenn es (etwa auf Grund widersprechender Gut- 
achten) das Vorhandensein des Schuldausschließnngsgrundes nur 
wegen yorhandener Zweifel zu Gunsten des Angeklagten 
annimmt, also nicht für ausgeschlossen erachtet, daß der 
Angeklagte in krankhafter Störung der Geistestätigkeit gehandelt 
hat: hier ist eine materielle Prüfung des Vorhandenseins der 
Unschuld für die Entschädigungsfrage durchaus am Platze. ^ 

V. Unschuld liegt jedenfalls auch vor, wenn der Tät^r 
zur Zeit der Tat das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hatte (§ 55 Str.G.B.8); denn wenn überhaupt ein Straf- 
verfahren fOr ausgeschlossen bleiben soll, so will das Gesetz 
diesen Jugendlichen generell ihre Tat nicht zurechnen, also 
generell Unschuld annehmen. 

VI. 1. Das Gleiche gilt bei § 56 Str.G.B.s für den Fall, 
daß das Gericht für erwiesen erachtet, daß der angeklagte 
Jugendliche die zur Erkenntnis der Strafbarkeit seiner Tat 
erforderliche Einsicht nicht besaß; 2. wenn es diesen Strafaus- 
schließangsgrund nur wegen vorhandener Zweifel zu Gunsten 
des Angeklagten annimmt, so ist für die Entschädigungsfirage 
die Unschuld zu prüfen. 

In allen diesen F&Uen liegt die Schuld oder Unschuld in 
der Natur der Sache begründet* Anders in allen übrigen Ffillen; 



^ Einen besonderen Fall bezüglich der Bewußtlubigkeit des §51 
8tr.6.B.a bietet § 2 Abo. 2; hier kann der Biohter trotz genereU Torliegen- 
der üaschuld prinaipioll die Entsehidigung versagen. Vgl. unten § 11 
dieser Abhandlung. 

* Hit Auflnahme edbst^eittiiidliclk von IV a und TI2. 
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hier muß bei Aufgeben der Straf?erfolgaog das Vorliegen der 
ünscbuld geprüft werden.^ 
Es nnd dies 

1. die FälJe, in denen die Strafverfolgung deshalb aufgegeben 
wird, weil das Delikt im Ausland begangen ist, ohne daß die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 2^ § 5, § 6 Str.G.B.s vorliegen; 
und zwar 

a) wenn die Handlung zwar ein Verbrechen oder Vergehen 
des KStr.G.B.s (mit Ausnahme der in § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 
genannten^ darstellt, aber nach den Gesetzen des Tatortes nicht 
mit Strafe bedroht ist (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 Str.G.B.8); 

b) oder wenn die Handlung eine Übertretung, auch nach 
den ausländischen Gesetzen strafbar ist, gleichwohl aber das 
in § 6 Str.G.B.B geforderte Gesetz oder ein entsprechender 
Vertrag nicht TOrhanden ist; 

c) oder wenn der in § 4 letzter Satz geforderte Antrag 
der ausländischen Behörde fehlt; 

d) oder wenn die Strafverfolgung gemäß § 5 Str.G.B^ 
ausgescliiossen ist; 

2. die Fälle, in denen das Verfahren gemäft § 259 Str.P«0. 
eingestellt wird, weil der erforderliche Straf an trag nicht oder 
nicht rechtzeitig (8 61 Str.G3.8) oder von einer falschen Person 
(§ 65 daselbst) oder in unrichtiger Form (§ 166 Abs. 2 Str.P.O.) 
gestellt oder aber daß er rechtzeitig zurflckgenommen worden ist 
(§ 64 Str.G.B.8); 

3. die Fälle, in denen die Strafverfolgung wegen Kehlens der 
dem Antrage zu 2. in gewissem Sinne nahestehenden sogenannten 
„Ermächtigung" aufgegeben wird, also in den §§99 Abs. 2, 
101 Abs. 2, 197 Str.G.B.s; desgleichen wenn das Strafverfahren 
mangels einer behördlichen Vorentscheidung gemäß § 11 
E.G. z. G.V,G. beendet wird — vgL auch den Antrag der 
ausländischen Behörde gemäß % 4 Str.GJB.s letzter Satz; 



' lu welcher Weise diese l'rüfuug vor sich geht, in welcher Weise 
namentlich du Btrafprozenaale Verfahren dadurch bccinflufit werden kanO| 
darttber vgl. unten die Ansfahrnngen in § 20 dieser Abhandlung. 

* Und des § 298 Str.G.as. 
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4. die Fälle, in denen die Strafverfolgung au^egeben wird, 
weil der „befreundete Staat" dem Deutschen Reiche die Gegen- 
seitigkeit nicht yerbürgt bat (§§ 102 Abs. X, 103 Abs. 1 
Str.a.B.s); 

5. die Falle, in denen die Strafverfolgung duroh Verjährnng 
ausgeschlossen irird (§ 66 Str.G-.B.8); 

6. die Fälle, in denen die StrafTerfoIgung wegen persdn- 
licber Strafausschließungsgrttnde, welche in der Person 

des Täters vorliegen, aufgegeben wird; z. B. weil der wegen 
Blutschande Verfolgte das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte (§ 173 Abs. 4 Str.G.B.s); weil der beim Zweikampf 
Beteiligte zu den in § 209 Str.(4.B.s bezeichneten Personen 
gehörte; weil der wegen Diebstahls Verfolgte ein Verwandter 
absteigender Linie oder der Ehegatte des angeblich Bestohlenen 
war (§247 Abs. 2 Str.G.B.s); oder weil endlich der wegen 
Begünstigung Verfolgte ein Verwandter war, dem der Straf- 
ansscbließnngsgrand des § 257 Abs. 2 Str.63.8 zur Seite stand 

Einige besondere fäUe seien hier noch hervorgehoben. 

a) Zweifellos ist zunächst, daß von einem Entschädigungs* 
beschlusse keine Rede sein kann, wenn das Staatsoberhaupt im 
Laufe einer gegen einen Verhalteten schwebenden Uutcibucliuug 
von dem ihm zustehenden Abolitionsrechte Gebrauch macht 
und der Verhaftete demzufolge aus der Haft entlassen wird. 
Denn abgesehen davon, daß in diesem Falle zumeist ein grund- 
legender Außerverfolgungsetzungs -Beschluß gar nicht erlassen 
werden wird, vielmehr das Verfahren ohne weiteres sein Ende 
erreicht^ wird doch durch die Abolition das schwebende Straf- 
verfahren auf außerordentlichem Wege zum Abschlüsse gebracht, 
dei^stalt, daß für ordentliche strafprozessuale Maßnahmen — 
und eine solche ist, wie oben gezeigt^, die Fassung des Ent- 
schädigungsbeschlusses — kein Raum mehr bleibt Dazu kommt 
sachlich auch der Umstand, daß durch die Abolition ja gerade 
einer materiellen Prüfung der Sache — also in erster Linie auch 
einer Feststellung von Schuld oder l ■nschuld des Angeklagten — 
vorgebeugt werden soll. — Die der Abolition verwandte Be- 



^ § 1 dieser Abhandlung a. K 
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gnadigung kommt auB naheliegenden GrOnden hier überhaupt 
nicht in Betracht: eine Entschädigung muB von yomhereiD ent- 
eilen, da die Grundlage jeder Begnadigung eine Yerurtei* 
lung ist. 

h) Ein EntschädigungsbeschluB ist femer nicht zu fassen, 
wenn der Beschuldigte gemäß Art 31 der Reichsverfassung „für 
die Dauer der Sitzungsperiode" von dem Strat verfahren befreit 
und derugemäß aus der Untersuchungshaft entlassen wird. ^ Denn 
zunächst ist es auch hier zweifelhaft, ob überhauj)t ein grund- 
legender Eiustelluiigsbeschluß zu erlassen ist oder ob nicht viel- 
mehr das Verfahren ohne weiteres sein vorläufiges Ende erreicht: 
dann aber liegt doch auch in diesem Falle eine außerordentliche 
Beendigung des Strafverfahrens Tor, dergestalt, daß sich die 
Anwendung strafprozessnalischer Normen, insbesondere also eine 
Beschlußfassung in unserem Sinne, von selbst Terbietet Hierzu 
kommt noch der Umstand, daß die Befreiung des Abgeordneten 
▼QU der strafrechtlichen Verfolgung nur für die Dauer der 
Sitzungsperiode gegeben ist, die Einstellung des Strafverfahrens 
also lediglich provisorischen Charakter hat. Es wurde aber 
üben^ darauf hingewiesen, daß das Gesotz Icdij^lich endgültige 
Entscheidungen — d. Ii. solche, weiche die entscheidende Behörde 
nicht selbst wieder aufzuheben vermag — als zur Grundlage 
eines Entschädigungsbeschlusses geeignet angesehen wissen will; 
ließ es danach die Gewährung einer Entschädigung bereits im 
Falle des § 168 Abs. 2 Str.P.0. nicht zu, so erscheint eine Ent- 
schädigung in unserem Fslle, woselbst die Fortsetzung des Ver« 
fahrens in der Regel viel sicherer ist als bei der staatsanwalt- 
schaftlichen Einstellung — unter allen Umständen ausgeschlossen. 

o) Aus dem gleichen Grunde vermag eine gemäß g§ 203, 
208 Str. P.O. ergebende Entscheidung, durch welche das Verfahren 
vorläufig eingestellt'* wird, einen Bintschädigungsun Spruch 
in keinem Falle zu begründen.^ Das Gesetz bezeichnet hier ja 

* Das gleiche ^'ilt landesrechtlich für die Mitglieder einer geaeizgeben- 
deu Körperschaft, vgl. 6 Abs. 2 Nr. 1 E.G. z. Str.P.O. (vgl. z. B. für Preußen 
Axt 84 der Verf.). 

* S. 48 dieser Abhaadlang. 

* So aueb KObu», G.SMa Bd. 64 & 858. 
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selbst die grandlegende £iit8cheidung als nur ,,vorlänfig'' und 
nimmt ihr damit expressis verbis den nach Vorstehendem er- 
forderten Charakter. In der Tat liegt ja auch eine Fortsetzung 
des Verfahrens in beiden Ffillen in dem bloßen Belieben des 
Geriehtes (§ 208)^ bezw. der Staatsanwaltschaft (§ 208 Abs. 2).* 
Übrigens kann im Falle der G-eisteskrankheit das Gericht, wenn 
es materiell von der Nichtschuld des Verhafteten überzeugt und 
eine Verhandl ing mit demselben möglich^ ist, den Verhafteten 
sogleich außer Verfolgung setzen oder freisprechen', da die Vor- 
schrift des § 208 lediglich dispositiver Natur isf*; in diesem Falle 
ist eine BeschlutifassuDg bereits aus den allgemeinen Grundsätzen 
unseres Gesetzes heraus geboten. 

d) Ist der wegen Mangels der sachlichen Zuständige 
keit des Gerichtes zu fassende Beschluß des § 270 StrJ^.O. 
geeignet, eine EntschädigungSTorpflichtang des Staates zu be- 
gründen? Diese Frage ist zu Yemeinen. In formeller Beziehung 
hat der genannte Beschluß den Charakter einer das Verfahren 
ahschlieBenden Entscheidung in keiner Weise; denn wenngleich 
er dieses \'t;iialiicii vor dem beschließenden Gerichte be- 
endet, so hat er doch andererseits die Wirkung eines das Haupt- 
verfalireu vor dem höheren Gerichte eroffDcuden Beschlusses 
(Abs. 2 a. a. 0.), an welchen letzteres nunmehr gebunden ist.^ 
Aber auch in materieller Hinsicht hat ein Entschädigungs- 
anspruch in diesem Falle keinen Baum, da das beschließende 



> Nach LSwE (zu § 208 Note 5) enthält der BeBohlufi in Wahrheit ledige 
lieh eine Aussetxang des Ver&hrens; letsteres kann vom Gericht jederseit 
wieder an^enonunen w^en« 

* Löwe zu § 208 Note 6. 

' Sofern sich nämlich die Geisteskrankheit erst in der Hauptver- 
haudluiig lierausstellt; hier kann das Gericht aualo{^ 203 da? Vorfahren 
durch Beschluß vorläufig einstellen (so Lüwe zu ,^ 259 Note 8). — 
In der Sache selbst kann nur entschieden werden, wenn eine Verständigung 
mit dem AngcklaL^ton möglich ist (so im weseutlichea Lüwb, Vorbem. zu 
Buch II Absehn. 1 iSote 20a). 

* Im Fklle dcB § 208 kann eine materiene Prufhng der Seebe nicht 
er&lgen, da die Staatsanwaltschait eine Anklage nicht erhoben hat Vgl. hierau 
LOwR ja % 208 Note 8. 

* So LSwB ni § 270 Note 10a. 
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Gericht eben durch seinen Beschluß zum Ausdrucke bringti daß 
es den Angeklagten durchaus nicht für unschuldig halte. ^ 

e) Ans dem letzteren materiellen (wenngleich nicht aus dem 
Torhergenannten formellen^ Grunde yerbietet sich die Erlassnng 
eines Entschädignngsbeschlttssesanch im Falle des §429 Str.P.O. 

f) Findet das Qericht im Laufe eines Strafrer&hrenB, daß es 
örtlich nicht zuständig ist, so hat es diese seine Unzuständig- 
keit durch Beschluß auszusprechen.^ * Bei Behandlung der Frage, 
ob dieser BeschluB zur (iruiidlage eines Entschädigungsbeschlusses 
geeignet sei, ist zu unterscheiden, ob die Untersuchung bereits 
von einem Grerichte eröffnet worden ist oder nicht. Hat 
ein Gericht bereits die Untersuchung eröl&iet, indem es das 
Hauptverfahren ohne vorgängige Voruntersuchung eröffnete (§ 201 
Str*P.O.) oder die Voruntersuchung gemäß § 200 daselbst an- 
ordnete, oder endlich indem der Untersuchungsrichter dieses Ge- 
richtes die Eröffnung der Voruntersuchung yerfUgte (§ 182 Str.P.O.), 
80 isty wenn sich später die Unzustftndigkeit des (Berichtes heraus- 
stellt und daher ein Unzust&ndigkeitshesohluß erlassen werden 
muß, die Staatsanwaltschaft nicht berechtigt, von der weiteren 
Verfülgung der Stiai klage Abstand zu nehuiBD, da in einer solchen 
Abstandnahme eine Zurücknahme der öffentlichen Klage erblickt 
werden müßte, welche nach § 154 Str.P.O. in diesem Stadium 
des Verfahrens nicht mehr zulässig ist.^ Aus alledem ist in diesem 
Falle der Beschluß, durch welchen die Unzuständigkeit des derzeit 
mit der Sache befaßten Gerichtes ausgesprochen wird, als zur 

* Der Umstand, daß die Tat jetst anden qualifisiert wiid, begrflndet 
nicht die „Unschuld'* besflglich der geriogeren Stiaftat VgL § 7 der Ab- 
handlung am Anfang. 

' Vgl. auch — wenn freilich mit Einschränkungen dahin gehend, daß 
die Staatsanwaltacbaft in bestimmten Fällen das Verfahren fortsetzen 
muß — Löwe zu § 429 Note 3b. Diese Einschränkungen können natürlich 
im Resultat nichts Jindern, sondern es nur bestärken. 

* Es besteht, wie LiiwE zu §§ IG bis 18 Note 3b zutreÖeud auatubrte 
eine richterliche Pflicht zur Prüfung der örtlichen Ziiataudigkeit, die ihr, 
Orense lediglich in der Bestimmung des § 18 findet 

* Immer dorch BeschluB, auch wenn das Gericht in der Haupt- 
verbandlnng aeine Unsqsttndigfceit ansspricht. 

* aneh wiam ein an sieh nnsnatindigea Gericht die Unteianchnng er- 
Sffnet hat Bo L5wb ma §§ 16 bis le Kote 6h. 

liawiwi, BatMdiUlgniiSi & 
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BogrUndimg eines Entschädigungsbeschlusses geeignet nicht an- 
zusehen. Anders ist es^ wenn der auf erhobene Anklage un- 
mittelbar entscheidende Bichter die „Eröffnung der Untersnchnng*' 
wegen Unzuständigkeit des angegangenen Gerichtes durch Beschluß 
ablehnt (§§ 178, 202 Str.P.O.]. Hier ist die Staatsanwaltschaft 
nicht Terbunden, die Klage nunmehr bei dem zuständigen Gerichte 
anzubringen; sie darf vielmehr davon Abstand nehmen, wenn sie 
inzwischen sich von der ündurchfdhrbarkeit derselben überzeugt 
hat^ In diesem Falle steht der Erlassung eines Entschädigungs- 
beschlusses nichts entgegen, zumal die zu Grunde liegende Ent- 
scheidung formell und sachlich den Stempel der Endgilltigkeit 
trägt. Erhebt dann die Staatsanwaltschaft bei dem wirklich zu- 
ständigen Gericht die öffentliche £lage und wird daraufhin das 
HauptTcrfahren eröffnet, so tritt der Beschluß gemäß § 5 des 
Gesetzes von selbst wieder außer Erailt; auch kommt §8 des- 
selben zur Anwendung. Läßt jedoch die Staatsanwaltschaft die 
Anklage fallen/ so wäre es eine unbillige ffirte, wollte man dem 
unschuldig Verhafteten eine Entschädigung um deswillen vertagen, 
weil eine anderweite Eihtibung der Strafklago möglich war.* 

g) Wenn das Gericht bei der Beschlußfassung über die Er- 
öffnung des Haui tvprfahrens oder in der Hauptverhandlung bei 
der Urteilsüudung zu der Uberzeugung gelangt, daß mit der 
Untersuchung der gleichen Tat bereits ein anderes Ge- 
richt befaßt ist, welches die Untersuchung früher eröffnet 
hat, daß es also selber mit der Sache sich nicht mehr befassen 
darf (vgl. § 12 Str.P.O.}, so hat es durch Beschluß die Strafver- 
folgung als unzulässig au&ugeben. Indes vermag ein solcher 
Beschluß einen Entschädigungsanspruch unter keinen Umständen 
zu begründen. Zwar bringt er das bei diesem Gericht an- 
liiiiigige Verlahien zu einem endgültigen Abschlüsse; er beendet 
aber nicht die staatliche Strafverfolgung als solche, viel- 
mehr ist diese seiner ungeachtet von dem andureu Gerichte so 
lange fortzusetzen, bis über das Vorhaudeuseiu des staatlichen 
Strafansprucbes eine endgültige Entscheidung getroffen werden 
kann. Der Beschluß ergeht hier lediglich im Hinblick darauf 

* So LOws a. a. 0. 

* Ygl. aiush & 57 Anm. 4. 
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daß beattglioh derselben Tat bereits ein Verfahren schwebt, 
das seinerseits mit der Schuldfrage sich zu befassen ha^ e?entne11 
also auch das Vorhandensein der Unschuld des Verhafteten selbst- 
st&ndig prüfen mnfi: es wäre aber widersinnig, wollte man einem 
unzuständig gewordenen Gericht eine Entscheidung ftberfcragen, 
welche die zuständige Behörde später ohnedies zu fällen hai* 

h) EHn verwandtes Gebiet betreffen die Fällen in denen die 
StrafrerfolgaDg mit Rücksicht aui den strafprozessualen Grundsatz 
,,ne bisinidem" angegeben werden muß. Hier können folgende 
Möglichkeiten in Betracht kommen: 

1. Der Angeklagte ist in einem frftheren Ver&hren wegen 
einer strafbaren Handlung 7erurteilt worden; er wird yon neuem 

wegen dieser Handlung zur Untersuchung gezogen und verhaftet; 

2. der Angeklagte ist in dem früheren Verfahren freige- 
sprochen worden; er befand sich während des Verfahrens in 
Untersuchungshaft; jetzt wird er Ton neuem zur Untersuchung 
gezogen und wiederum yerhaftet; 

3. der Angeklagte ist in dem früheren Verfahren freige- 
sprochen worden; er war in dem Venfhhren nicht verhaftet. 

In dem neuen Verfahren wird er verhaftet. 

Allen jenen Fällen ist gemeinsam, dab das Verfahren beendet 
werden muB, weil iunsichtlich dieser Tat dieses Angeklagten 
die Straf klage bereits verbraucht ist; der Staat hat an einer 
anderweiten Feststellung, ob für ihn ein Strafanspruch gegen den 
Angeklagten begründet sei, keinerlei Interesse, weil er bereits in 
dem früheren Verfahren zu einer Überzeugung Yon der Schuld 
oder Nichtschuld* des Angeklagten gelangt ist Diese tiber- 
Zeugung ist hinsichtlich der Entschädigungsfrage der späteren 
Entsdieidung inhaltlich zu Grunde zu legen. Hieraus ergibt sich 
im Einzelnen folgendes: 

Wenn der Verhaftete in dem ersten Verfahren verurteilt 



* Der Fall unterscheidet sieh insofern von den Füllen der örtlichen 
und äachlichen Unzuständigkeit, als dort dasselbe Vorfaliren vor dtMn zu- 
stÄndigen Gerichte fortgesetzt wird, während ea liier zu Gunsten des 
vor dem anderen Gerichte scbwebeDden &berhaapt ganz aufhSrt. 

• Vgl. S. 47 f. dieser Abhandliiiig. 

5» 
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ist» so gilt seine Schuld auch im zweiten Yerfahren filr fest- 
gestellt. Die £rla88img eines Entflcbädigungsbeachlusses Terbietet 
sich daher.^ 

Hat jedoch das frOhere Verfahren mit der Freisprechung 
des AngeMagteu geendet, so liegt der das zweite Ver&hren ab- 
schließenden Entscheidung der Umstand zugrunde, daß die Nicht • 
schuld des Angeklagten aus dem firüheren Verfahren oliuedies 
feststeht Hier ist zu unterscheiden, ob der Angeklagte in dem 
ersten Verfahren verhaftet war oder nichts mit anderen W örter] : 
ob bereits ein Entschädigungsbeschluß aus § 1 des Gesetzes zu- 
stande gekommen ist oder ob ein solcher noch nicht erlassen 
wurde. In letzterem Falle ist zweifellos ein Entschädigungs- 
beschluß zu erlassen; bei Ermittlung der Unschuld des Ver- 
hafteten werden die Gründe des ersten Urtals beachtlich sein, 
wenngleidi der Bichter an dieselben nicht gebunden ist, weil 
die ürteilsgrttnde die Bechtskraft nicht beschreiten.' — Aber 
auch, wenn ein Entschädigungsbeschluß in dem früheren 
Veriabreu zustande gekommen ist, so vermag derselbe den 
Richter einer erneuten Prüluug der Entschädigungsvoraussetzungen 
"nicht zu entheben. Denn wenn sich auch aus dem positivpri 
Beschlüsse des ersten Verfahrens mit Notwendigkeit die Unschuld 
des Verhafteten ergiebty so können doch in dem zweiten Verfahren 
die Voraussetzungen z. B. des § 2 Abs. 1 vorliegen — und am> 
gekehrt ist aus der früheren Versagung einer Entschädigung 
eben mit Rücksicht etwa auf letztere Yorschriflb nicht notwendig 
das Nicht-Vorliegen der Unschuld zu entnehmen. Eine erneute 
BescfaluH&ssung erscheint darum audi hier durchaus am 
Platze. 

i) Ks fragt sicli Süliiießlich ; lai der Umstand, daß der Ver- 



* Diea ist eine Konsequenx der in § 5 dieser Abhandlung ansgefahrten 

Grundanschauung des Gesetzes, nur Unschuldigen diese Entschädigung für 
erlittene Untersuchungshaft zu. Teil werden zu lasp 'ii , nicht aber unter 
Umstäudtiu auch Schuldigen, welche die Uutersucbuugshatt ungerechtfertigt 
erlitten haben. Im vorliegenden Falle ist die zweite Haft zweifellos un- 
gerechtfertigt erlitten. 

* So die gMamte Idteiator; vgl. & B. aaeh LOwi Yotbemerkiing zu 
Boeh m Note 2b. 
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haftete in der UnterBuchuDgshaft stirbt, geeignet, einen 
fintsch&dignngsanflpmch zn begründen?^ 

Die YTB(gd wird praktisoh binncbtlich der UnterbaltB- 
befechtigten^ welche, &lls die Voranesetzongen der 1 nnd 2 
des Geeetses erflQlt sind, einen selbständigen Ansprach auf Bnt- 
schftdigung erlangen (vgl. § 1 Abs. 2 und § 8 Abs. 2).* Das Gesetz 
vom 20. Mai 1898 billigte ümeu beim Tode ihres Unterbalts- 
verptlichteten — allerdings nicht expressis verbis — einen 
Ersatzanspruch zu; die Grundlage dieses Beschlusses war die 
freisprechende Entscheidung des § 41 1 Str.P.O. Die Motive zu 
unserem Gesetze verhalten sich ablehnend, indem sie eben eine 
solche gmndlegende Entscheidung in vorliegendem Falle ver- 
missen; auch bei der Eommissionsberatung stand die Begiemng 
aal dem Standpunkte^ daß dnrch den Tod des Beschuldigten das 
VeifiJiren ohne weiteres sein ESnde erreiche* und darum die 
G^ewlhrung eines Iirsatsansprucbes in vorliegendem Falle aus 
formellen Gründen unmöglich sei.^ Es fragt sich aber, ob im 
Hinblick auf unser Gesetz dieser Anschauung beigetreten werden 
soll. Hier möchte ich mich für die gegenteilige Ansii lit ent- 
schließen, welche aus der allgemeinen Erwägung, daß das einmal 
mit der Sache befaßte Gericht die Sache selbständig beenden 
müsse und die Akten nicht lediglich formlos an die Staats- 
anwaltschaft zurückgeben dürfe, dieErlassung einesEinstellungs- 
beschlnsses för den Fall des Todes des Beschuldigten fordert' 
Jeden&lls trifft der ^elfiu^h gehörte Einwand*, daß die Elrlassung 
eines ausdrücklichen EinsteUungsbescUusses nach dem Tode des 
Beschuldigten swecidos sei, zum mindesten jetat nicht mehr zu, 
da lediglich auf der Grundlage eines soldien Beschlusses ein 
Entsciiädigungsanspruch für die ünterhaltsberechtigten des Ver- 

^ Selbstverständlich nach Erhebung der SffisntlicbeD Klage. Vor Er- 
hebung der öffentlichen Klage ist ein Kotaehädigtiiigisiispracli fiberhaupt 
nndenkbar. Vgl. § 7 dieser Abhandlung. 

' Vgl. auch nnten § 16 dieser Abhandlun«?, inisbesoiiili ro dns. a. E. 

' Überemsümmend Löwb Vorbemerkung 2U Buch Ii Abschnitt 1 
Note 27a; Bk.nnfxke-Hemno 8. 116 V b. 

* Vgl. Komin.Ber. S. 10. So auch Romeit zu § 51 Note 5e. 

* So Snufouni S. 281; Kmum su § 202 Note 4 u. a. 

* Z. B. GLASBa Bd. 2 S. 901. 
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storbenen zur Entstehung gelangen kann. Aus alledem bedarf 
es meines Ehrachtens ßines auf Einstellung lautenden Beschlusses, 
welcher eine (positiYe oder negatiYe) Beschlußfassung ftber die 
Entschädigungsfrage nach sich zieht Wenn dagegen regierungs- 
seitig eingewendet wurde, daB ein eTentuell erforderliches ün- 
schuldsverfahren sich um so schwieriger gestalten würde, als die 
Person, um deren Unschuld es sich handele, nicht mehr am 
Leben sei, so ist darauf hinzuweisen, daß das ganze Verfahren 
nach § 411 Str.P.O. vbd. § 1 des Gesetzes von 1898 dem Kichter 
die gleichen, wenn nicht schwierigere Aufgaben bei Beurteilung 
der Unschuld gestellt hat, da es sich bei der Wiederaufnahme 
des Verfahrens oft um jahrelang zurückliegende Ereignisse handelt^ 
während es in unserem Falle auf Tatsachen zumeist der jttngeren 
und jüngsten Zeit ankommt . — Aber auch die Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes spricht nicht gegen eine Beschlußfassung 
in unserem Falle, zumal die ydUige Wiederherstellung der 
Regierungsvorlage hauptsächlich mit Rücksicht auf den ersten 
Absatz des § 1 erfolgte.* 

Die vorstehenden Ausführungen haben versucht, die wesent- 
lichsten Fälle zusammenzustellen, in denen auiier den KegelfälJen 
der Freisprechung und Außerverfolgungsetzung die Frage, ob 
Unschuld erwiesen oder aber noch ein begründeter Verdacht 
zurUckgebliehen ist, zu beachten und eventuell zu prftfen ist 
Wenn bezfiglich einer großen Zahl dieser Fälle die Motive zu 
unserem G^etz in Übereinstimmung mit einer Reihe wissen* 
schaftlicher Arbeiten zu dem Gesetz von 1898 eineEntschädiguugs- 
pflicht prinzipiell abzulehnen bemUht sind, so worde bereits oben 
auf die Unrichtigkeit dieser Stellungnahme hingewiesen. Die 
Motive geben aber auch selbst an einer Reihe von vStellen in- 
direkt eine «Stütze für die hier vertretene Ansicht i so Öeite 6, wo 



* In der 1. LesuQg dar BetdwtogB'KominiaBion war »W Zimts m 
Abs. 2 folgender Satz 2 anp^nommen worden: 

„Dieser Anspruch wird nicht dadurch aus^tiachlos«»"!! , daü der Ver 
h iltote stirbt, bevor or fireigesprocbeii oder aalier Verfolgung geaeUt 

wordt-n ist." 

In der 2. Lcsuug fiel mit der Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
;:u § I dieser Satz wieder fort. 
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— wie bereits oben erwfilint wurde — ausgeführt wird, daß die 
TJnscbuld durch „bIoße*< Stra&nsschliefiungsgrfmde oder durch 
den „hlo^n** Mangel an Voraussetzungeii oder BediDgungen der 
Strafverfolgüüg nicht als dargetan gelten soll; so ferner S. 9, wo 

auseiDa,DJeigcsetzt wird, daß der „bloße Maugel des Strafautrages** 
die Unschuld des Verhafteten zu begründen niclit geeignet sei 
und im übrigen in diesen Fällen die Unschuld regelmäßig 
nicht dargetan sein werde" — wo sonach das Vorliegen der 
Unschuld als begrifflich nicht ausgeschlossen erachtet wir(i; so 
endlich Seite 8, wo erklärt wird, daß der Begriff des Außerrer- • 
folgaugsetzens sich „der Sache nach auch auf die Fälle erstrecke, 
in denen der Antrag auf Erdffiiung der Voruntersuchung wegen 
Unzul&ssigkeit der Strafverfolgung abgelehnt werde (§ 178 
Str.P.O.).'* Namentlich durch das letztere Gitat erklären ja die 
Motive unumwunden, daß eine Entschädigung begrifflich nicht 
dadurch ausgeschlossen sein öoü, daß eine Entscheidung in der 
Hauptsache nicht ergangen ist. 

Dem Strafrichter wird ja freilich durch diese Ausdehnung 
der rrüfungsptiicht auf die genannten Fälle scheinbar eine neue 
große Arbeitslast aufgebürdet. Davon ist aber in Wirklichkeit 
nicht die Bede. Allerdings ist zuzugeben, daß das Gesetz mit 
einer neuen und eigenartigen Aufgabe an den Strafrichter heran- 
tritt^ die unten ^ noch des näheren beleuchtet werden soll; aber 
die Zahl der vorgenannten Einzelfälle ist im Verhältnis zu den 
BegelfäUen der einlachen »^Freisprechung'' und „Außerverfolgung* 
Setzung" prozentual eine derart geringe, daß eine solche Aus- 
dehrniiiii als eine übergroße Belastung des Strafrichters wohl 
scb^verli('ll empfunden werden wird. Andererseits entspricht diese 
Ausdehnung, wie oben zu zeigen verbucht wurde, dem Kechts- 
und Billigkeitsgeftihle ; zudem ist sie sowohl mit dem Wortlaut 
als mit dem Sinn des Gesetzes nach jeder Richtung hin zu ver* 
einigen. 

Alle diese Schwierigkeiten wären freilich umgangen wwden» 
wenn das Gesetz sich entschlossen hätte» die Zweiteilung der Frei- 
gesprochenen und Außer Verfolgung Gesetzten in MÜnschuldige*' 



§ 20 dieser Abhaudlung. 
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und »»begründet Verdächtige*' Hallen zu lassen and entsprechend 
dem Beschloß des Joiisientagee Ton 1876 den Entschädigangs^ 
ansprach lediglich «Ton der einfiachen und klaren Tatsache der 
FVeisprediuug und Anßerrerfblgnngsetzang abhängig zn machen."^ ' 
Die yerhftngnisYoUste Folge dieser Zweiteilung (nämlich die 
Modifizierung des strafprozessualen Ver&hrens durch dieselbe) 
soll indes nicht bereits an diesem Orte, sondern erat in ^ 20 
dieser Abhandlung behandelt werden. 

§10. 

„Vorsätzlich herbeigeführte" und „fahrlässig verschuldete" 

Untersuchungshaft, 

Auch dem materiell ÜTischuldigen soll nach § 2 Abs. 1 tlcn 
Gesetzes eine Entschädigung versagt bleiben, wenn er die V'er- 
haftung „vorsätzlich herbeigeführt'* oder „durch grobe Fahrlässig- 
keit yerschuldet" hat 

Diese Bestimmung hat namentlich im Reichstage heftige 
Angriffe erfahren. In den Verhandlungen zu unserem Oesetz 
wie bereits zu dem Gesetze Yon 1898 — das in § 1 Abs. 3 eine 
entsprechende Bestimmung enthielt — wurde yon den yerschiedensten 
Seiten darauf hingewiesen^, daß eine Feststellung, ob der Ver- 
haftete seine Verhaftung schul dhafterweise selbst herbeigeführt 
habe, äußerst schwierig sei, namentlich bezüglich einer fahr- 
lässigen Verschuldung; sodann wurde betont, daß die KinfühniTi^ 
des Begriffes ,.grobe Fahrlässigkeit" in das Strafrecht nicht un- 
bedenldich erscheinCi da dem geltenden Reichsstrafrecht Stufen 
oder gesetzliche Grade innerhalb des allgemeinen Begriffes „Fahr^ 

* Komm.Ber. S. 6. 

> £e soll ja nicht in Abrede gestellt werden, daß die Entsch&dignng von 

Personen, die trotz dei* Freisprechung verdiiclitig bleiben, in gewissem Sinne 
ihr Bedenkliclies hat. Jedenfalls kann aber nicht, wie es vielfach geschehen 
ist, von einer „Prämienzahlung für geschicktes L ii^nen" p-f'Hpro<*lien werden! 
Denn es handelt sich doch nicht um eine Beloli uu ug, ja uicht eiumal um 
eine Art Schmurzensgeid, sondern lediglich um i^rsatz des erwachsenen 
Vurmögeussehadeoa! 

* Z. B. für unser Geects: Stenogr. Ber. S. 649, 653, 655, 662, 675 u. ft. 
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lässigkeit" unbekannt seien. Was zunächst den letzteren Einwand 
anlangt» so ist derselbe völlig binflllig; denn die Grandlage dea- 
selben» der Hinweis auf das Strafrecbt, ist Terfehli Es handelt 
mch hier ja gar nicht um strafrechtliche Fabrlässigkeity um 
strafrechtlichen Vorsatz^ also um FahrUlssigkeit oder Vorsatz 
als Begriffemerkmal eines strafrechtlichen Deliktes 
(„Herbeiführen der eigenen Verhaftung" ist kein Delikt!): es 
handelt sich vielmehr um das vorsätzliche oder fahrlässige 
Herbeiführen ei n es den Her hei führenden sei bst schädigen- 
den Ereignisses^ mithin indirekt um das schuldhafte Her- 
beiführen eigenen Schadens, welcher mit einem den 
Herbeiführenden von dritter Seite treffenden Schaden 
in Eonkurrenz tritt Damit ist eine gewisse iLhulichkeit mit 
der Bestimmung des § 254 B.G.B.B gegeben, welche um so eher 
zum Vergleiche herangezogen werden darf, als, wie unten ^ noch 
näher zu zeigen sein wird, die grundlegenden BegriffB »»Schaden«, 
„Entschädigung*- durchaus auf civilrechtlichem Boden 
stehen.* Hier wie in § 254 daselbst hat bei der Entstehung 
des Schadens ein Verschulden des Beschädigten mitgewirkt, 
hier wie dort braucht auch dem Verschulden des Beschädigten 
ein Verschulden des Schädigers nicht notwendig gegen- 
überzustehen.^ Damit ergiebt das Wesen unserer Vorschrift, 
daß die Begriffe Vorsatz*' und „grobe Fahrlässigkeit" nicht aus 
dem Strafrecht, sondern aus dem bürgerlichen Recht heraus 
zu interpretieren sind*, dem ja namentlich der Begriff „grobe 
Fahrlässigkeit*' nicht fremd . ist (Tgl z. B. § 277 B.aB.s). Auf 



* Vgl. 8 14 dieser Abhandluig. 

* Vgl. sueh BiTTBB & 88 ; neaeirdiiigB beaonden Kdaues, QtJBtaX Bd. 04 
S. 865. 

* Uogenaa, w^ m eng, kik dämm der Aiudniek „Kulpakoinpenaation*' 
för unsere Fftlle. Für das B.G.B, vgl. z. B. g§ 867, 904, 912, 917. . 

* WiKKLER, Recht 8. Jahrgang S. 96, schlug de lege ferenda sogar vor, 
cMDeu Hinweis auf § 254 au8(lrucklich in den Qesetzestext Stl.'§ 4 mit aof- 
2UQehincu, der folgendermaßen lanteu sollte: 

(5^ 4 Abs. 2) ..Der Gerichtabeschluß ergeht kraft Gesetzes unter dem 
Vorbehalte der Anwendung des § 254 B.G.B.s mit folgenden Maß- 
gaben: ,Älä Verachulden des Beschuldigten kommt nur Vorsat? und ^obc 
Fohrlis^eit in Betracht« \nw, 



Digitized by Google 



74 VoiaaMeteungen de« EiifsehidigtiiigaaiiiprDches. 



die Definitionen des bflrgerliciien Bechtes brauoht hier nicht näher 
:eingegangen za werden. 

Das Gesetz entscheidet in § 2 Abs. 1 die besprochene Frage 
abweichend von § 264 B.G.B^ dahin, daß bei Torsätslichem oder 
grob fahrlässigem Herbeiführen der Untersuchungshaft seitens des 
Verhafteten die Entsch&digungspflicht des Staates grundsätzlich 
ausgeschlossen wird — also auch dann, wenn der Schaden „vor- 
wiegend von dem anderen Teile verursacht worden ist" (v^V § 254 
B.G.B.s) — ; andererseits genügt eine leichte Fahrlässigkeit des 
Verhafteten nicht zur Ausschließung der staatlichen Krsatzptiicht. 
„Vorsatz" und „Fahrlässigkeit" beziehen sich, wie die Regierung 
iu der Beichstagskommission richtig ausgeführt hat^, auf die 
strafprozessualen Voraussetzungen der Verhaftung, also auf den 
Flucht- und KoUusionsrerdachty aber in Verbindung mit dem 
Vorliegen dringenden Tatverdachtes.' — Der Verhaftete hat in 
dem bezeichneten Sinne YOrsätslich gehandelt, wenn er, mateiiell 
unschuldig, gleichwohl einen Tatverdacht und den hierauf bezüg- 
lichen Fluchtverdacht auf sich lenkte etwa in der Absicht, einen 
Dritten, wirklich Schuldigen, in das Ausland entweichen zu lassen 
und ihn so vor Bestrafung zu schützen; er hat die Verhaftung 
grob fahrlässig herbeigeführt, wenn er nach einem Raufhaudel, 
in dem ein Mensch verletzt worden ist, aus Prahlerei sich an- 
gehlich von ihm verrichteter Heldeutateu gerühmt und von einem 
Vorhaben, die Gegend zu verlassen, gesprochen hat Dagegen 
braucht in folgenden Fällen nicht notwendig eine grobe Fahr- 
lässigkeit erblickt zu werden: ein Yöllig Unschuldiger gerät durch 
die Ge&hr der Verhaftung in solche Bestürzung, daB er sich 
dem Verfahren durch die Flucht zu entziehen Tersucht; oder er 
vernichtet Spuren der Tal, die er in seinen Raumcu entdeckt, 
um dadurcli nicht in Uugelegenheiten zu kommen^; denn man 
würde ja auch rein civilrechtlich ein schuldhaftes Verhalten m 



* S. 15 des Komm.Ber. 

' Nicht etwa bloß fuif die sogenannten Verhaftungsgrunde iFlucht- 
und Kollusionsverdacht; vgl. Löwe zu ^l\2 Not« Sa). Der Begriff Grund 
der Verhaftung'' bezieht sich übrigens in § 123 Str.P.O. auch ata dio Ver- 
dacht 8 gründe (so aveh LOwi »i §1S8 Notot). 

* Koiiiiii.Ber. & 18. 
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diesen FUlen niolit notwendig erblicken müssen. Das Gleiche 
gilt, wenn der Angeklagte wegen Ausbleibens in der Haupt- 
Yerhandlnng gem&6 §§229, 2S5 Str.P.O. Terhaftetp sp&teraber 

als ..unschuldig" freigesprochen wird: auch hier braocht ihn 

bezüglich des Ausbleibens ein Verschulden nicht notwendig zu 
trefifen. ' 

Eine Auslegungsregel enthält Satz 2: Die Ver-^äinnung der 
Einlegung eines Rechtsmittels soll niemals als Eahrlässig" 
keit angesehen werden dürfen. Der Sats ist dem entsprechenden 
in dem Gesetze von 1898 enthaltenen nachgebildet. Bemerkens- 
wert ist, daß er generell das Gegenteil ausdruckt als die Vorsohrift 
des § 839 Abs. 8 B.G.6.S: w&farend in unserem Gesetz die ge- 
nannte Yersäumung grundsätzlicb niemals ein Verscbulden dar- 
stellen soll, wird sie an jenem Orte ebenso grunds&talieb als ein 
mit dem Verschulden des Beamten konkurrierendes Verschulden 
angesehen. 

Eine besondere Vorschrift dahingehend, daß, wenn dem Ver- 
hafteten Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit nur bezüglich eines 
Teiles der Untersuchungshaft zur Last falle, der Anspruch auf 
Entschädigung nur inso'.\oit ausgeschlossen werde, als die Haft 
infolge des Verhaltens des Beschuldigten verlängert werde, glaubten 
die Moti?e mit Becht als selbstverständlich ausschließen zudüifen.^ 

Es fragt sich endlich, ob für den Fall, daß das über die 
Entsch&digungspflicbt befindende Gericht das Vorliegen des in 
§ 2 Abs. 1 bezeichneten >,konlnirrierenden Verschuldens*'* nicht 
annimmt und die Ersatzpflicht des Staates ausspricht, bei der 
späteren Feststellung der Höhe des Anspruches durch die oberste 
Behörde der Landesjustizverwaltung ^ bezw. durch die (jehchte^ 

* Meist witd fireilicb hier ein Yenchnlden vorliegen: wenn jemand 
weiß, daß er eine I^kdung mr Hauptveihsndlung sa gewnrtigm bat und 
wenn er trotzdem abreist, ohne ein Ziel zu hinterlaiseii, ungeaobtet er die 

Folgen kennt, welche sein Tun haben kann, so wird sein Verhalten im 
Itagel^All^ zw^felloB als ngfobe Fahrlissigkeit^ in onaerem Sinne beaelchnet 
werden dürfen. 
« S. 9. 

■ Vgl. hier7Ai S. 73 Note 3 dieser Abliaiidluiig. 

* §() Abs. L' (los Gesetzes (v^^l. S. l'-'H dieser Ahlnuidlung). 
^ §6 Abä. a daa Gt^öcUeä (vgl. S. 133 dieser Abliaudlun^). 
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dem Verhafteten eine ihn bezüglich seiner Verhaftung treffende 
leichte Fahrlässigkeit gemäß § 254 B.G.B.ft zugerechnet werden 
laaoL Bs ist dies meines Brachtens ohne weiteres zu bejahen, 
einmal im Hinblick auf die unter § 14 dieser Abhandlung zu 
machenden Ausführungen^ dann aber auch darauf, daß das Gesetz 
lediglich Aber die Grundlage, nicht aber Über die Höhe der 
Entschädigung Bestimmung treffen will. Indes werden Fälle, in 
denen § 254 B.G.B.s Eintiuli haben könnte, in der Praxis selten 
sein, weil (insoweit stimme ich den oben gegen uust re Bestimmung 
geäußerten Bedenken zu) die Feststellung einer geringen Fahr- 
lässigkeit des Verhafteten in Bezug auf seine Verhaftung meist 
eine äußerst schwierige sein wird. Dagegen wird diese Feststellung 
bezüglich eines Vorsatzes oder einer graben Fahrlässigkeit 
fUr das mit der Hauptsache befaßte, erkennende oder beschließende 
Gericht nicht allzu große Schwierigkeiten bieten. 

§11. 

Tmnkenheitszustand. Unredlichkeit. Unaittlichkeit 
Vorbereitung eines Deliktes. 

Gegenüber der allgemeinen Ausnahmevorschrift des § 2 Abs. 1 
stellt das Gesetz in Absatz 2 daselbst kasuistisch eine Beihe von 
sogenannten „nicht notwendigen'' negativen Erfordernissen des 
Entschädigungsanspruches auf. Der Anspruch kann ausgeschlossen 
werden« 

a) wenn die Tat in einem die freie Willensbestimmung aus» 
schließenden Trunkenheitsznstande begangen worden ist; 

b) wenn die Tat eine grobe Unredlichkeit oder Unsitt- 

lichkeit in sich geschlossen hat; 

c) wenn der Virhaftcte die Verübung eines Verbrechens 
oder Vergehens vorbereitet hatte. 

Der Absatz hat iliese seine Gestaltung erst in der Reichs- 
tagskommission ertahren. Der JBIntwurf hatte eine wesentlich all- 
gemeinere Fassung: 

„Der Anspruch kann ausgeschlossen werden, wenn das zur 
Untersuchung gezogene Verhalten des Verhafteten gegen die 
guten Sitten rerstoßen hat** 
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Der BeichBta^ hat diesen WoitUut als zu allgemeiii wnrorkskf 
die Oedanken aber, yon denen er getragen war, im wesentücben 
aooeptiert and in der Torliegenden kasnistisclien Form zum gesetJE* 
geberischen Ansdruck gebracht Die Regierung führte damals 
zur BegrllndiiDg des Entwurfes etwa folgendes ans:^ 

Der Abs. 2 habe den Zweck, dem Gerichte zu ermöglichen, 
eine Entschädigung auszuschließen, wenn sie mit dem Rechts- 
bewußtsein des Volkes in ofienbaren Wuhrspruch treten würde. 
Es sei nicht ausgeschlossen, daß ein Angeklagter im iiechtssiDne 
unschuldig sei, daß aber dennoch, weil sein Verhalten gegen die 
guten Sitten verstoße, ein Makel an ihm haften bleibe, der ihn 
nach dem gesnndwi Bechtsgef Uhl des Volkes als einer Entschädigung 
unwikdig erscheinen lassa Gegen die guten Sitten aber Terstoße 
das Verhalten des Verhafteten, wenn es sich mit den Geboten 
der Sittlichkeit — das Wort im weiteren Sinne von Ehre, Sitte 
und Anstand genommen — nicht vereinigen lasse. 

Sü ^olI Entschädigung uicht veriaiigeu könneii der Trunken- 
bold, dem ein schweres Verbrechen, wegen dessen er zur Unter- 
suchungshaft gebracht worden ist, aus § 51 Str.G.B.s nicht zu- 
gerechnet werden kann. Denn wenn auch formell hier Unschuld 
vorliege, so sei das Verheilten des bei Begehung der Tat sinnlos 
betrunkenen Verhafteten doch ein derartig unwürdiges, unsittliches 
in dem genannten Sinne, daß die Gew&hrung einer Entschädigung 
hier nicht Terstanden werden würde. — Noch deutlicher aber soll 
eine Verletsnng der Gebote der Moral in folgenden ElÜIen zutage 
treten: Ein Geschäftsmann wird wegen wucherischer Flraktiken 
zur Haft gebracht; im lAxtfd des Ver&hrens aber stellt sich 
heraus, daß die Momente des Wuchers so, wie ihn das Straf- 
gesetzbuch definiert, nicht vollständig vorliegen, daß der Angeklagte 
also des Wuchers unschuldig ist — gleichzeitig aber auch, daß 
der Verhaftete vom moralischen Standpunkte aus eine so scham- 
lose Ausbeutung anderer Personen sich hat zuschulden kommen 
lassen, daß man sein Verhalten als ein anständiges» den Geboten 
der Uoral entsprechendes nicht bezeichnen kann. Oder aber«^ 
ein Wüstling wird wegen Verbrechens gegen § 176 Nr. 3 Str.G.B.s 



> Hot S.»£ 
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zur Haft gebracht; es ergibt sich aber im Laufe des Verfahrens, 
daß das Mädchen zu der Zeit, als der Angriff auf seiue Ehre 
erfolgte, das 14. Lebensjahr gerade voiieadet hat; daher kann 
trotz der Verwerflichkeit der Tat die Feststellung einer straf- 
rechtlicheu Schuld des Angeklagten nicht erfolgen. Auf gleiche 
Stufe werden tou der Vorlage die in der Praxis ao häufig vor* 
kommenden F&lle gesteHt, in denen der Verhaftete freigesprochen 
werden mu^ weil lediglich straflose Vorbereitungshandlungen vor- 
liegen oder weil zwar Versuch festgestellt werden kann, dieser 
aber im gegebenen Falle nicht mit Strafe bedroht ist. 

Betrachtet man diese Einzelbeispiele, ao wird man sie sämt- 
lich iu der jetzigen Fassung unseres Gesetzestextes wiederlinden. 
Die an Stelle des kurzen Wortlautes der Vorlage getretene 
kasuistische Regelung ist vom Reichstag lediglich um deswillen 
vorgenommen worden, weil man vor der Einführung des civilisti- 
schen Begriffes der ,,gnten Sitten'^ in das Gesetz zurückscheute. 
Diese Bedenken können nidit als völlig grundlos bezeichnet 
werden.^ Jedenfalls sind aber die gesetzestechnischen Ausdrucke 
des jetzigen Textes . durchaus im Hinblick auf diesen Ursprung* 
liehen umfessenden Begriff der „guten Sitten** zu interpretieren; 
denn in allen Fällen sind es die moralische Verwerflichkeit 
der Handlungsweise des Verhafteten, der Verstoß seiner Tat 
gegen die Gebote von Sitte, Ehre und Anstanri. welche die Ge- 
währung einer Kntschädi^iing an ihn als dem Rechtsbewußtsein 
zuwiderlaufend und darum unangebracht erscheinen lassen. 
Im Einzelnen ist hier noch folgendes zu bemerken: 
1. Bezüglich des ersten Falles, in dem der Verhaftete frei- 
gesprochen wird| weil er. seine Tat in einem die freie WiUens- 
bestimmung ausschließenden Trunkenheitszustande begangen 

* lui Opgensatzc zu den Begritien des vorigen Paragraphen „Vor- 
satz" nsw. v. iiide der Beg^riff der „guten Sitten" strafrechtlich zu inter- 
pretieren sein, da er sich mit der Tat des Verhafteten als sulclier befaBt 
Ein strafrechtlicher Begriff der ,}guteo Sitten" ist aber bislang unbekannt. — 
Bichtig ist anch der Hinweis darauf, daß der Strafiiehter nicht die Aufgabe 
hat, moraliachw Zensor zn sein, jedenfalls nicht in dem der Vorlage eigoieii 
weitgehenden Umfange. — Ein weiterer Gegengrnnd siehe S. 80 f. dieser 
Abhandlung, besonders S. 81 Anm. 1. Vgl. den Stenogr. Ber. S. 649, 6ö&, 
688 tt. a. 
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hat, wurde bereits oben^ ausgeführt, daß damit dieses frei- 
sprechende Erkenntnis bezüglich der Entscbädigungsfrage prin- 
apiell von allen sonstigen gem&B §51 Str.G.B.8 erfolgenden 
Freisprechnngen abweicht — Die Entscheidung der Frage, ob 
im einzelnen Falle eine EntschädiguDg zu gew&hren oder zu Ter;- 
sagen sei, hat der Richter an der Hand der oben aufgestellten 
Leitsätze zu prüfen; stellt sich danach das Verhalten des Ver- 
hafteten bei der Tat als ein moralisch nicht verwerfliches oder 
nicht allzu verwerfliches dar, so wird ihm eine Entschädigung 
nicht versagt werden dürfen. Dies gilt namentlich, wenn der 
Verhaftete unverschuldet m Trunkenheit geraten iat^; doch 
wird man auch sonst eine Entschädigung gewähren, wenn der 
Verhaftete im allgemeinen kein Trunkenbold, sondern ein ordent- 
licher Mensch ist; einem Trinker gegenüber ist eine Entschädigung 
nicht am Platze. 

2. Was die Interpretati<»i der Begriffe ^^i^'^^lli^s^lEGi^" 
und „Unsittlichkeit" anlangt, so sind auch hier rein ethische 
Gesichtspunkte maßgebend. Vom Standpunkte der Moral bleibt 
der „Betrüger'' ein „Betrüger", auch wenn die Tatbestands- 
merkmale des § 263 Str.G.B.s nicht sämtlich erfüllt sind und 
der Staat daher die Strafverfolgung des „Unschuldigen'* aufgeben 
muß; und ebenso wird durch den Umstand, daß das unzüchtig 
berührte Kind zu der Zeit, als seine Ehre angegrilfen wurde, das 
14. Lebensjahr gerade vollendet hatte, an der Verwerflichkeit 
des TerUbten Fletachesrerbrechens trotz dessen Straflosigkeit in 
ethischer Beziehung nichts geändert Man hat der Vorschrift 
yotgewoifen, daß sie den Strafrichter zum Sittenrichter mache 
and ihm damit eine Aufgabe aufbflrde, die dem Charakter des 
Strafverfahrens fremd sei — nicht mit Unrecht, wie bereits hervor- 
gehoben — ; jedenfalls aber war, sollten einmal Ausnahmen von 
der staatlichen Entschädiguugsverpflichtung aufgestellt werden, 
der beschritteue Weg vom Standpunkte der Ethik wie des ge- 
sunden Kechtsbewußtseins durchaus der rechte. 

Im einzelnen bedeutet der Begriff „Unredlichkeit": jedes 
moralisch yerwerfliche Handeln in Bezug auf fremdes 

^ 8. 60 Anm. 1 dieser Abhandliiog. 

* Tgl. Komm^Ber. 8.17; 8tenogr.Ber. 8.2700. 
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Yermdgen. Man wird in diesem Bahmen den Begriff so weit 
als mdgUch fossen» den Balunen selbst allerdings moht über- 
schreiten dttrfen: nach dem Spracbgebraucb^ kann beispielsweise 

in einem gegen die Person eines anderen gerichteten verwer^ 
liehen Tun eine „Uiiredliüliküit" niemals erblickt werden.^* 

Auch der Begriff „ünsittlichkeit" ist ein yerhältnismäßig 
enger; er umfaßt lediglich ein moraliscli anfeclitbares Tun 
auf sexuellem Grebiete. Dies wollte einmal der Gesetzgeber 
selbst^; dann aber geht aus der ganzen Entstehungsgeschichte 
der Vorschrift in ihrer jetzigen Fassung herrori daß nicht etwa 
der weiterCi dem früheren Begriffe der i,gutcn Sitten'* entsprechende 
Begriff darunter Terstanden werden darf, sondern jenes eng um- 
grenzte Gebiet^ das mit dem 13. Absdmitt im zweiten Buche des 
Strafgesetzbuches in Beziehung steht 

Hervorzuheben ist noch, daß im Gesetz eine grobe ünred- 
Hchkeit und eine grobe Ünsittlichkeit^ gelordert wird, um eine 
Versagung des Entschädigungsanspruches zu ermöglichen. 

Dadurch, daß, wie oben gezeigt, die Reichstagskommission 
lediglich die Beispiele aus den Motiven der kasuistiscben 
Regelung, welche an die Stelle des früheren mit dem Begriff 
„gute Sitten" operierenden Textes trat, zu Grunde legte, ist die 
Tat des Verhafteten bezüglich ihrer moralischen Beschaffenheit 
nach zwei völlig divergierenden Einzelrichtungen hin der 
Betrachtung des Strafrichters unterworfen worden. So eigentam» 
lieh sich auch diese Regelung anläßt» sie nnterscheidet sich vor- 



^ län streng juristisch su umschreibender Begriff sollte ja 
eben mit dem B^^ff „Unredliehkeit" nieht gegeben wefden. 

* Z. B. jemand ist tuu §289 8tr.G.B.s «ngeUsgt Er moB sber frei- 
gespioelien werden, weil sieh heranastellt, daß er die persffnliohe Freiheit 
des anderen nicht aufgehoben, sondern nur dessen freie Bewegung be> 
schränkt oder erschwert hat (vgl. Olssaüsbm §239 Note 3). Hier ver. 
stoßt das Tun des Augeklagten zweifellos „gegen die guten Sitten" (die 
frühere Fassung der Vorächrift würdp also angewendet werden kounen); 
aber eine „Unretllichkeit" kann nan (itch darin in keiner Weise erblicken. 

■ Vgl. übrigens auch den ßegnli „unredlich" in § 716 ß.G.lJ., 
118 U.G.B., woselbst er sich ebeufalis nur aut da« Vermögen bezieht. 

* Komm.Ber. S. 17. 

* Eomm.Bsr. B. 17. 
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teShaft TOn der Allgemdnlieit des früher gewühlten Begriffes» 
indem sie die moralische Prttfiing der Tat auf bestimmte» fest 
nm grenzte Gebiete richtet tmd damit die Beorteiliing des 

Verhafteten in sittlicher Beziehung nicht rein vom Gefühl des 
Richters abhängig macht^ was unter Umständen sein Bedenkliches 
liabeii küQiite.^ 

3. Schließlich soll auch in dem Falle, daß der Verhaftete 
durch Vorbereitung eines Verbrechens oder Vergehens 
eine sittlich Yerwerf liehe Handlimg begangen hat, die Entschädigung 
des FreigeeprcNshenen ausgeschlossen werden kftnnen. Die Voiw 
bereitung einer strafbaren Handlung ist nach unseren moralischen 
Anschauungen etwas Verwerfliches, gleichriel ob der Täter erst 
mit den Vorbereitungshandlungen begonnen oder bereits den 
strafrechtlichen Tatbestand des Versuches erfüllt hatte. Darum 
ist es folgerichtig, auch hier die Entschädigung selbst dann zu 
versagen, wenn nach den Forschriften des Strafgesetzbuches die 
Freisprechung des Verhafteten erfolgen muß. 

Der Begriff „Vorbereitung einer Handlung" ist möglichst weit 
zu fassen: er umfallt daher auch den strafrechtlichen Versuchs- 
begriff.' 

8 12. 

Das Vorleben des Verhafteten. 

Als letztes negatiTes lirfordemis, dessen Beachtnng aber 
gleichfalls dem Richter freigestellt wird, führt das Gesetz an: 
der Verhaftete darf nicht in bestimmter Weise Torbestraft 

sein. Der Gedanke der Bestimmung, die mit geringen Ver- 

* Vgl. Stenogr. Ber. S. 655. Es iit leieht denkbar» dait ein Geriehf^ 
wekheB den AngeUagten v<m der Anklage des §95 Str.G.B.B Msprichti 
nach der alten Fassiing des Gesetaes aagt: die Kiitik am Staalaoberlianpt 
ist nieht gerade bdeidigend, aber doch so scharf, daß sie gegen die guten 
Sitten verstdfit". — Auch ist es nicht undenkbar, daß ein Gericht, welches 
den Angeklagten von der Anklage des § 153 Gew.O. freispricht, den Um- 
stand, daß der Angeklagte Streikposten fj^Htanden hat, als ,. gegen die guten 
Sitten verstoBend" anstellt. Vgl. die uinfaiigreicbe Literatur zu §153 Gew.O. 

^ Dies gilt für diejeuigen strafbaren Handlangen, bei denen der Vcr- 
SQch nicht mit Strafe bedroht ist 
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änderuDgen aus der Begierungsrorlage herübeigenommen worden 
ist, ist jedenfalls dieser: Bei Verfolgung gewisser Verbrechen — 
als BeiBpiela führea die Motive Embruchadiebatähle und Sittbisb- 
keitsTerbFecfaen an — wird sich der Verdacht lUlufig auf soldie 
Personen lenken« die sich ähnlicher Dilekte bereits schuldig ge- 
macht haben: der Verdacht, der zu ihrer Verhaftung ftihrt, ist 
,,die unvermeidliche Folge ihres früheren, aus dem Gedächtnis 
ihrer Umgebung noch nicht geschwundenen verbrecherischen 
Verhaltens". * 

Aber das Gesetz hat diesen Gedanken niclit ganz folgerichtig 
zum Ausdruck gebracht: es will dem Richter gestatten, eine Ent- 
schädigung zu Tersflgen, wenn überhaupt Vorstrafen bestimmter 
Art auf Seiten des Verhafteten Torliegen, gleichviel wegen 
welchen Dilektes sie verhängt worden sind. Damit aber 
wird die Grundidee der ganzen Vorschrift verwischi Man hat nicht 
ganz mit Unrecht betont, da6 damit der Veifiaftete, der das Un- 
glück gehabt habe, wegen irgend eines Deliktes zu einer Strafe 
der bezeichneten Art verurteilt gewesen zu sein, innerhalb einer 
gewissen Frist zu einer minderwertigen, vom Recht minder be- 
schützten Person gestempelt werde.* Jedenfalls ist nicht ein- 
zuselien, weshalb der mit Zuclitliaus vorbestrafte Dieb ^nd- 
sätzlich einer Entschädigung verlustig gehen kann, wenn er wegen 
Verdachtes eines Sittlichkeitsverbrechens verhaftet wird, aber wieder 
entlassen werden muß, weil sich bezüglich dieses Deliktes seine 
Tollstilndige Unschuld ergiebt; die Verhaftung wegen des Sitt- 
lich k ei tsverbr ecken s kann doch keinenfalb als „nuYermeidliche 
Folge" seines früheren diebischen Verhaltens angesehen werden! 
Es soll ja zwar auch hier freies richterliches Ermessen obwalten 
— aber bereits die Möglichkeit einer derartigen Judikatur gibt 
zu liinreicheuden Bedenken Anlaß. Besonticrs gilt dies, wenn 
gegen den Verhafteten zur Zeit der Verhaftung eine der sogen. 
Nr Ii eil 8 trafen noch in Geltung war, er hIso sirli nicht im Be- 
sitz der bürgerlichen Ehrenrechte befand (§§ 32 ti. Ötr.G.B.s) oder 
unter Polizeiaufsicht stan(J (§§ 38, 3J) das.) oder der Landes- 
Polizeibehörde gemäß g§ 181a, 862 Str.ä,B.8 überwiesen war. 

^ Mot xa § 2. 

* Sten. Ber. S. 658. 
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Denn wenn das Gasetz anssprieht^ daB diesen Personen generell 
die Entschädigung Tersagt werden könne, so liegt ^ie Schlnß- 

folgerung nahe, daß damit jeae Nebenstrafen gleichsam mit einer 
neuen Wirkang ausgestattet werden sollen — daB nftmUch ein 

derart Bestrafter auch bei noch so geringem Verdacht einer 
beliebigen strafbaren Handlung lediglich auf Grund des Vor- 
bandeiiäeins jener Nebenstrafen ohuo weiteres oder doch 
unter weniger sorgfältiger Prüfung des Vorliegens der Haft- 
erforderuisse in Haft genommen werden könne, weil er ja doch 
ein Recht auf Entschädigung nicht habe. Eine solche Schluß- 
folgerung ist bedenklieb und wohl auch yom Gesetzgeber in keiner 
Weise gewollt, immerhin aber bei logischer Betraditnng der ge- 
schaffenen Vorschrült nicht aUni fem Hegend.^ 



Dritter Abschnitt. 

Die Entschädigung. 

§ 13. 

Die Entochädigungsberechtlgten. 

Im yorigen Abschnitte dieser Abhandlung wurde ausgeführt, 
unter welchen Umständen freigesprochene oder außer Verfolgong 
gesetzte Personen fflr erlittene Üntersuchungshaft Entschädigung 
aus der Staatskasse yerlangen kennen. Aber nicht nur dem Vei^ 

hafteten selbst will das Gesetz in solchen Fällen einen Ausgleich 
für die Unbilden der Untersuchungshaft gewähren: auch die 
Personen, „denen der Verhaftete kraft Gesetzes unterhalts- 
pflichtig war", sollen einer Entschädigung teilhattig werden 
(§ 1 Abs. 2 des Ges.). 

Mit dieser Ausdehnung des Kreises entschädigungsberechtigter 
Personen auch auf Unterhaltsberechtigte des Verhafteten — 

* Eine gewisse Parallele bieti t ja freilich bt rcits § 113 Ötr.l'.O., wonach 
die V)1oBp Tatsache der Vorbrstraftheit bezüglich einer apjitereu Ver- 
haftung e'mv. benachteiligte Stellung deü Vorbcstraiteu begründet. Vgl. übrigens 
auch §§ 103, 104, 106 Str.P.O. 

6* 
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einer Bestünmniig» welche sich entopreclieiid modifizieit bereits 
in dem Gci^e ?on 1898 findet — bat der Gesetzgeber einem 
Gebote der BiUigkdt in glacUicher Weise Beehnnng getragea 
Denn oftmals werden die XJnterhaltsberecbtigten von einer 

üntersuchungsLafi, welche ihren Ernährer ereilt, noch härter be- 
troffen werden, als Letzterer selbst. Zudem befindet sich jene 
Vorschrift in bewußter ÜbereiDstiuinmng mit den Grundsätzen, 
welche die neuere Gesetzgebung über die Arbeiterrersorgung 
beherrschen,^ 

Dagegen gebührt den Erben des Verhafteten als solchen 
eine Entsohftdignng nicht Nnr wenn der Anspruch des Verhaf* 
teten hei seinem Tode bereits durch einen nach § 4 dee Ges. 
erlassenen Entscb&digungsbeschluß festgel^ und damit an einem 
▼ererblichen Bestandteil seines Vermögens geworden ist', geht er 
anf die Erben des Verhafteten über.* Wenn jedoch der Ve^ 
haftete vor Erlassung des Eutschädigungsbesclilusses stirbt, m 
ist ein Anspruch, der auf die Erbtn übergelieu könnte, gar nicht 
zur Entstehung gelangt.* — Sind die TJnterhaltsberecbtigten zu- 
gleich Erben, so gelangen sie damit unter Umständen zweimal 
in den Besitz einer Entschädigung.^ 

Nach § 1 Abs. 2 des Ges. wird der Kreis der entschädigungs- 
berechtigten Dritten lediglich auf solche Personen besohriinkt, 
„denen gegenüber der Verhaftete kraft Gesetzes unterhalts- 
pflichtig wta^. Damit entföllt eine Entschädignngspflicht der 
Staatskasse gegenftber Personen» die ledighch ein yertragsmftßiges 
Recht auf Unterhalt gegen den Verhafteten besaßen. Das Gesets 
kann sich praktischerweise nur solcher Personen auuehmen, die 
durch die Verhaftung eine Vermögenseinbuße lediglich deswegea 
erleiden, weil sie mit dem Verhafteten durch die H;nKle der 
Familie oder — beim außerehelichen Kinde — wenigstens durch 



> Für das Gesetz von 1898 überdnBtimmend Bittbb S.41f. 
' Vgl auch § 17 dieser Abhandlung. 

' So z. R. auch Mamroth zu § 1 Note 4 b. 

* Daß f^lcichwohl in ciueni solcheu Falle ein Anspruch der Uuter- 
haltsberechtigten iu Frage komnuiu kann, wurde bereite oben (S. 69ff0 
ausgeführt 

' Vgl. jedoch S. 98 dieser Abhandlung. 
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die Bande des Blutes auf das engste verknüpft sind. Weiter zu 
geheU) würde mit unüberwindlichen Sdiwierigkeiten verknüpft sein, 
animal man, weon liier auch die Tertragsmäßig Qnteifaalts» 
berechtigten einer Entschädigung teilhaftig werden sollten« mit 
gleichem Rechte jeden Dritten entsdiftdigen mttfite» der infolge 
der. Verhafbing einen YermlVgensschaden erlitten h&tte. ^ 

Uber die Frage, wer im einzelnen kraft Gesetzes imter- 
haltsberechtigt ist, entscheiden die Vorschriften des Bürger- 
lichen Rechtes. Nach dem Bürgerlichen (jesetzbuche 
sind dies folj^enfle Personen: 

a) Verwandte in gerader Linie; 

b) der £hegatte während der Ehe, unter Umständen aber 
auch nach Beendigung der Ehe; 

c) uneheliohe Kinder gegenüber ihrem Vater, 
Im eiDzelneD ist hier folgendes zu bemerken: 

1. Verwandte iu gerader Linie, also Personen^ deren 
eine von der anderen abstammt (9 1589 Abs. 1 unehetiche 
Kinder gelten nach Abs. 2 mit ihrem Vater als nicht verwandt), 
sind gemäß § 1601 das. verpflichtet, einander Unterhalt zu ge- 
währen ; freilich müssen auf Seiten des Berechtigten die Voraus- 
setzungen des § 1602, auf Seiten des Verpflichteten die des 
§ 1603 B.G.B.8 vorliegen. Den Umfang dieses Anspruches be- 
stimmen die §§ 1610, 1611 B.G.B.s. — Personen, welche durch 
nachfolgende Ehe der Eltern (§§ 1719 E), durch Ehelich- 
keitserklärung (§§ 1723 £) oder mittels Annahme an Kindes- 
statt (§§ 1741 ff.) in einen neuen FamilienTerband au%enommen 
werden, gelten zwar nach dem Sprachgebrauche des Büxgerlichen 
Gesetzbuches nicht als verwandt mit den Gliedern dieser neuen 
Familie, erlangen aber gemäß §§ 1719, 1736, 1757 B.G.B.s ganz 
oder teilweise die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes und 
damit nach richtiger Ansicht* auch diejenige eines Verwandten. 
Unbeschränkt gilt dies bei dem durch nachfolgende Ehe legiti- 
mierten Kinde; bezüglich der EhelichkeitBcrkläxung kommen die 

* Ein zum Empfang einer Leibruutc verlragsm atiig Berechtigter hat 
darum keinen Anspruch aua § 1 Abs. 2 des Gesetzes. — Vgl. übrigens auch 
8. 98 dimr Abbaadlnng. 

* Bima 8. 48. 
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einschränkenden Vorschriften des § 1737, bezüglich der Adoption 
diejenigen der §§ 1757, 1762, 1763 in Betracht Naturgemäß 
tritt die Unterhaltsberechtigaiig in den einzelnen Fällen nur in- 
soweit ein, als der in den neuen Familienrerband Angenommene 
die rechtliche Stellung eines Verwandten eriangt.^ 

2. Die Ehegatten sind, solange die Ehe besteht, ein- 
ander zur Gtewähmng yon Unterhalt verpflichtet Den ümfong 
dieses Unterhaltes bestimmt § 1360 B.G3.S ftlr beide Teile yer- 
schieden; zudem ist der Mann unbedingt verpflichtet, die Frau 
nur bei Bedürftigkeit des Mannes. — Nach Scheidung der 
Ehe gilt ß 1578 (auch § 1579) B.G.B.s; hier ist nur der allein 
für schuldig erklärte Ehegatte zur Gewährung von Unterhalt ver- 
pflichtet und zwar die Frau ledighch bei Bedürftigkeit des Manaes, 
der Mann unter den Voraussetzungen des § 1578 Abs. 1 (vgl 
indes anch § 1579 Abs. 2). — Den allein schuldigen Ehegatten 
stehen bezüglich der Unterhaltsverpflichtung gleich: der anfech- 
tende Ehegatte des § 1351 nnd der nicht geisteskranke Ehegatte 
des § 1588 B.G.B.S; vgl. auch die Bestimmung des § 1345 
B.aB.s. 

8. Unehelichen Kindern ist bis zur Vollendung ihres 
IH. Lebensjahres, eventuell nocL darüber hinaus, von ihrem Vater 
ohne Rücksicht auf ihre Bedürftigkeit nach Maßgabe des § I7ü8 
B.G.B.s Unterhalt zu leisten. — Bezüglich des Unterhaltes an 
die sog. ^nicht ehelichen" Kinder aus nichtigen Ehen ist die 
Sondervorschrift des § 1703 das. gegeben.^ 

Da die Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters wie des 
für allein schuldig erklärten Ehegatten und derjenigen Ehe- 
gatten, welche den „allein schuldigen** ^eich behandelt werden, 
gemfiß §§ 1712, 1582 B.G.B.8 yererblich ist, so gehdren za 
den Unterhaltsberechtigten eines Verhafteten — falls dieser nicht 



* Danacli haben keinen Unterhaltsaiisprucl) : das für ehelich erklärte 
Kind gegenüber deu Aazeuduuteu seines Vaters uud umgekehrt 1737), das 
adiqptiefte Kind and dessen Abkömmlinge gegen die Anendenten des An- 
nehmenden nnd omgekehrt (§ 1768). 

* Besüglieh der Unterbaltflgewlbrang en eolehe Kinder ans niditigen 
Ehen, wdeke nach § 1699 B.G.B.8 ehelich gelten^, bewendet es bei den 
allgemeinen Voisebriften, 
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▼on der Befugnis des § 1712 Abs. 2 das. Gebrauch gemacht 
hat' — unter Umständen die miebelicben Kinder sowie der 
geschiedene Ehegatte seines Erblassers. 

§ 14. 

Zum Begriff „Entsehädigung". 

Der Anspruch der in dem vorigen ParagrapliCD aulgezählten, 
durch die Untersucliuiigshaft geschädigten Personen geht auf 
Gewährung einer Entschädigung für diese Untersuchungshaft 
aus Staatsmittehi. Dieser BegriÜ' bedarf hier zunächst einer 
kurzen Charakterisierung. 

„Entschädigung^ bedeutet wörtlich soviel als: Befreiung 
von einem Schaden, und damit: Ausgleichung, Ersetzung des 
entstandenen Schadens, Schadensersats.' Dem Charakter der 
Sache nach muß dieser Schadensersatz, da Restitution nicht 
möglich ist, in Geld geleistet vrerden.' Daraus ergibt sich die 
Gleichstellung des Begriffes „Entschädiguug" mit „Schadens- 
ersatz in Geld", durch welche sich das Gesetz in terminologische 
Übereinstimmung mit der sonstigen hier in Betracht kommenden 
jßeichagesetzgebung gesetzt hat* 

An dieser Stelle eutsteht vor allem die Frage, ob bezüglicli 
des hier behandelten Anspruches auf Schadensersatz in Geld 
die Torschriften des bürgerlichen Bechtes über den 
Schadensersats in Anwendung gebracht werden dürfen/ Wenn 

* ^ 1582 Abs. 2, S kouiiat nicht in Betracht, da es sich hier nicht um 
üinc Abtiudung (wie in § 1712 Abs. 2), souderu lediglich um HerabseUuug 
der Rente handelt 

* Vgl. § 2 dM Qetetsea von 18S8, § 8 unaens Geietses» wo ausdraek* 
lieh vom „Enmte" eines „Schadeiw'* gesprocb«! wixd. 

* V^. «teh % 5 Sati 2, § 7 Abs. 1, § 8 des GeBetses, wo yon „ZaUang** 
der Entschädigung gcsproehen wird. 

* Vgl. B.O.B. §§«49, 263, 847, 1300; ferner SfcrJ^.O. §§ 70, 84; O.P.O. 
§§ 401, 413; Gesetz vom 20. Mai 1898 § 1 ff. u. a. 

* Unzweifelhaft ist dies (vgl. den vorigen Paragraphen) bezüglich des 
BcgriflPes dsT Unterhaltspflicht und der Person der Unterlialts- 
berecbtigten, da sieh hier das Gesetz auadrücklich auf das B.G.B, bezieht 
(vgl. den Wortlaut des § 1 Abs. 2 des Gesetzes: „denen gegenüber er kraft 

Oeaetses unteriiaitspflichtig war*\ 
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dies etwa mit der Begrüoduog verneint würde, daß der hier 
stataierte Ansprach gar kein civilistischer sei, da er nicht im 
Wege des Civilverfahrens verfolgt werden könne, »vielmehr teils 
— nftmUch gewiBBemaßeB dem Onrnde nach — der Strafrichter 
% 4 des Gesetzee), teile — dem Betrage nach — die oberste 
Behörde der Landesjii8tiz?erwaltung (§ 6 das.) über ihn zu be* 
finden habeS so ist dem gegenüber zn betonen, daß diese rein 
prozessualen Momente doch keineswegs daran hindern können, 
eine materielle Interpretation des dem bürgerlichen Recht - ent- 
lehnten und ihm im Grunde seines Wesens angehörigen Begrift'es 
des „Schadeusersatzes" an d er Hand des B Ii r c r 1 i c h e ii R e c Ii t e s 
vorzunehmen. Aber auch jener prozessuale Einwand würde selbst 
im Falle seiner sonstigen Annehmbarkeit nicht durchschlagen; 
denn mit der für den Fall des § 6 Abs. 3 erfolgten Zulassung 
des OiTÜrechtsweges wird f&r diesen Teil des Verfahrens nn- 
zweifelbalt die Auslegung unseres Begriffes in ciTÜrechtHohem 
Sinne vorgeschrieben; daraus aber ergiebt 8ich> da ein und der* 
selbe Begriff in demselben Gfeeetz nur einerlei Auslegung erfahren 
kann, im Wege des Rückschlusses die civilistische Interpretation 
desselben auch für die übrigen Stadien des Verfahrens mit Not> 
wendigkeit. 

Die anzuwendenden civil rechtlichen Normen sind die iles 
Bürgerlichen Gesetzbuches §§ 249E, da nach richtiger An- 
sicht Reichssondergesetze, die später als das Bürgerliche Gesetz- 
buch erlassen werden — dies ist bei unseren beiden Gesetzen 
der Fall — mit den allgemeinen Bechtsbegriffisn den Sinn Ter» 
binden, den diese im Bftigerlichen Qesetzbuche haben** Die Vor- 
schrifton des Bürgerlichen Gesetzbuches sind also Überall da zur 
Begriffiibestimmung heranzuziehen, wo das Gtesetz nicht ansdrücldich 
etwas anderes vorschreibt oder wo die Anwendung der Normen 
des Bürgerlichen Gesetzbuches durch den cicrenartigen Charakter 
unseres Gesetzes nicht von selbst ausgesciiiossen wird. 

Nach dem Gesagten sind von vornherein unanwendbar die 
§§ 249, 250 B.G.B.s: demi die Herstellung ist naturgemäß nicht 
möglich (§ 251 das.). Bezüglich § 255 wird auf § 18 dieser 

* Vgl. S. 186 dieser Abfasndluiig. 
« So Eiiitjuum, Bd. 1 8. 78 Anm. U. 
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Abhandlung verwiesen.^ Was die Vorschrift des § 254 anlangt, 
Bo wurde bereits oben' daraof hingewieBeiiy daB der in derselben 
enthaltene Grundgedanke in § 2 Abs. 1 des Gesetzes in ver- 
änderter Form zum Ausdruck gelangt ist; daher kann auch hier 
das Bürgerliche Gesetzbuch nur in den dortselbst angeführten 
Grenzen herangezogen werden. Dagegen greift unzweifelhaft die 
Bestimmung des § 252 B.G.B.s auch iur unsem BegnÜ Platz 
und wird damit eine Norm für den Umfang des zu ersetzenden 
Schadens gegeben: denn zumeist wird gerafle in unserem Falle 
erst durch Heranziehung dieser Vorschrift die Höhe der zu ge- 
währenden Entschädigung richtig bestimmt werden können.' 

Was endlich die den Gegenstand des £ntsch&digungs- 
anspruches regehide Vorschrift des § 258 B.G3.S anlangt» so ist 
dieselbe für unser Gesetz irrelevant geworden; denn der Gedanke 
derselben findet sich unTerftndert in § 3 Abs. 1 des Gesetzes 
wieder. Allerdings gilt diese Bestimmung nur für den Yerbafteten 
selbst; Unterhaltsbereehtigten ist lediglich insoweit Ersatz zu 
leisten, alb ihnen durch die Verhaftung der Unterhalt entzogen 
worden ist (§ 3 Abs. 2 des Gesetzes). 

Die Bt leiitunf? dieser Vorschriften soll in den folgenden 
Paragraphen noch näher dargelegt werden. 

8§ 15, 16. 

Der Gegenstand des Entschädigunflsanapruches. 

§ 15. 

I. Der Ersatzanspruch des Verhafteten selbsi 

§ 3 Abs. 1 des Gesetzes bestimmt: 
„Gegenstand des dem Verhafteten zu leistenden Ersatzes istder 
fttr ihn durch die Untersuchungshaft entstandene Vermögens- 
schaden.** 

« S. 102 Aum. 3. 

' S. 73 dieaer Abhandlung. 

^ Näheres vgl. § 15 dieser Abhaudlaug. — Die gleiche Ansicht vertrat 
auch die Regierong in der KommiMiODflbenitung, ohne Widersprach su 
finden (Komin.Ber« S. 19). 
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Die Vorsclirift steht damit durchaus auf dem Boden der 
obengenannten Vorschrift des B&rgerliohen GesetEbuches (§ 253), 
welche dem Sinne nach dahin lautet: 

„Für einen Schaden, der nicht Vermögensflchaden ist, 
kann nur in Ausnahmeföllen EntflchAdigung verlangt werden; 
in der Regel bleibt er unersetsi" 

Der Standpunkt unseres Gesetzes ist nach alledem folgender: 
Entschädigung wird gewährt einerseits „für jede Verschlechterung 
der wirtschaftlichen La^e, welche siih in Geldwert ausdrücken 
läßt"^ daher auch „für alle vermögensrechtlichen Nachteile, welche 
der Umstand der Verhaftung für Erwerb oder Fortkommen des 
Verhafteten herbeiführt''^, soweit diese Nachteile in einem kon- 
kreten „entgangenen Gewinn*' bestehen', — andererseits aber 
nicht für immateriellen Schaden irgend welcher Art Das 
Gesetz steht damit durchaas auf dem Boden des Gesetzes Ton 
1898, welches gleichfalls bei immateriellem Schaden jedwede Ent- 
schädigung grands&tzlich abgelehnt bat 

Diese Stellungnahme unserer Gesetze war bei den Beratungen 
des Reichstages eine heftig umstrittene.* Von den verschiedensten 
Seiten wurde wiederholt und lebhaft gefordert, eine Ausdehnung 
des Anspruches auch auf den immateriellen Schaden stattfinden 
zu lassen. Die Antragsteller bezogen sich dabei zumeist auf den 
Inhalt des § 847 B.G.B.s und betonten, daß, wenn daselbst dem 
Privatmann für den Fall der Freiheitsentziehung eine derartig 
weitgehende Schadensersatzpflicht auferlegt werde« der Staat erst 
recht für Terpflichtet angesehen werden müsse, für den durch 
seine Organe yerursachten immateriellen Schaden filrsatz zu leisten. 

Aber dieser Schluß ist nicht zwingend. In § 847 B.G.B.8 

* Mot M § 2 deft G^Betses von 1898; Hot. ni § 8 uueiM GesetBes. 

' So die Regierung in drr KommisBionsberatung rKomm.Ber. 8. 19). 

* Diese Eiuscbrünkiing hat die Eegierang bei der Kommissionsberatung 
lücbt <i^emaL-lit. So wöuschcnswert auch die Auslegung im weiterfii Sinne 
wäre, sie erscheint durch den Wortlatit dt's Gesetzes in nichts gestützt, durch 
(las — gf'mSß den Ausfuhrungeu des vorigen Paragraphen heranzuziehende — 
IJ.G.ß. 252 vbd. 842, der sich nur auf unerlaubte Handlungen bezieht) 
aber direkt ausgeschlossen. ÜbereinBtiimnend Kühler, G.Saal Bd. 64 S. 352; 
BrnKHBTSB, Mflnchener Keneste Naehfiohten 1904 Nr. 172. 

* Vgl. z. B. Steil. Ber. zu muerem Geaets S. 849, 656, 660, 678 f., 2701 ff 
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handelt es sich lediglich um schuldhafte} als unerlaubte 
Handlung sich darstellende FreiheitsentKiehnng; hier aher ist 
gerade, wie oben gezeigt,* eine anerlaubte Handlang keines- 
wegs notwendige Grundlage des Entschadigungsanspraches, es 
wird vielmehr auch Entschädigung gewährt, wenn dieVerhaftong 
sich als eine Tollkommen ordnungsgemäße, den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung durchaus entspreclieude Freiheitsentziehung 
darstellt. r)ic Grundlagen beider Ansprüche und somit die An- 
sprüche selbst sind danach gänzlich verschieden; darum ist es 
an sich nicht angängig, aus der Vorschrift des § 847 B.G.B.s 
eine Verpflichtung des Staates zu weitergehender Entschädigung 
auch för unser Gesetz herleiten zu wollen.^ 

Andererseits aber setst ein Anspruch auf Ersatz immateriellen 
Schadens selbstverständlich nicht notwendig ein unerlaubtes Tun 
▼oraus (vgl. z. B. § 1300 6.0.B.S). Ist damit die gedadite Aus- 
dehnung begrifflich keineswegs ausgeschlossen, so erscheint sie 
praktisch in hohem Maße wttnsehenswert, wenn man erwägt, daß 
die staatliciiu Vcriuiftimg m Jen Augen des Volkes nicht mit 
Unrecht eine ungleicli schwerere Freiheitsentziehung darstellt 
als die von einem Privatmann vorgenommene, und daß danach 
in sehr vielen Fällen der entstandene Vermögensschaden an 
Bedeutung für den Verhafteten weitaus zurückstehen wird hinter 
den durch Verletzung seiner Ehre, seiner Freiheit, seiner Gesund- 
heit, durch Verursachung körperlichen Unbehagens und seelischer 
Schmerzen ihm zugefügten Unbilden, Wenn bezüglich aller dieser 
Momente die Entschädigung durch unser Gesetz prinzipiell aus- 
gesoblossen wurd, so muß man sagen: das Gesetz ist bei der 
Ldsung der ihm gestellten Aufgaben auf halbem Wege stehen 
geblieben; wenn es einmal als Rechtspflicht anerkannte, daß 
der Staat auch hei Nichtvorliegen einer unerlaubten Haiüllung 
seiner Organe — für die durch die üntersnchungahaft dem Ver- 
hafteten entstandenen Unbilden soweit als möglich zu entschädigen 
habe, dann mußte es, wollte es ganze Arbeit tun, folgericliüg 
den Ersatz gegenständlich nicht allein auf das Kechtsgut des 
Vermögens beschränken , sondern jede dem Verhafteten ent- 

' ObereinstiinmeA n* aqch Uum, D,J.^. 1904 S. 18Q, 
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standene Unbill wieder gut machen und, wo eine genaue Fest- 
stellung des Schadens nicht möglich war wie eben bei jenen 
imponderabelen Gütern, ihm nach Vorbild der §§ 847, 1300 
B.6.B.B einou billigen, die ausgeatandenen Widerwärtigkeiten 
einigennaßeii ansgleieheiiden GddersatB gewShren.^ 

Es ist entschieden xu bedaaem, daß das Gesetz es unter- 
lassen hat, den einmal beschrittenen Weg in der bezeichneten 
Weise weiterzugehen. Innerhalb des jetzigen Rechtszustandes 
werden bestimmte Klassen von Personen in der Regel überhaupt 
nicht entschädigt: der von seinen Zinsen lebende Reiche, der 
Beamte, soweit er in seiner Stellung belassen worden ist, eben- 
sowenig wie der arme Gelegenheitsarbeiter, der wandernde Hand- 
werker. Bezüglich aller dieser Personeni die einen positiven 
Schaden selten werden nachweisen können, es sei denn, daß sie 
eben durch die Verbaftnng in ihrem Erwerb oder Fortkommen 
geschmSlert worden sind und ihnen dadurch ein Gewinn entgimgen 
ist^ bewendet es demnach praktisch zumeist mit dem die staat- 
liche Entsch&digungsverpffichtuug aussprechenden Beschluß (§ 4 
Abs. 1 des Ges.), ohne daß jedoch das durch diesen Beschluß dem 
Verhafteten verliehene Recht praktisch verwirklicht werden könnte. 
Das ist ein Zustand, der, ohne es zu wollen, tatsächlich eine 
gewisse Rechtsungleichheit schafft und damit nicht zu billigen ist. 
Der Kinwaud, daß Rechtsgüter wie Ehre, Freiheit, Gesundheit 
durch Geld überhaupt nicht zu ersetzen seien, ist zwar im ali- 
gemeinen zutreffend; es darf aber auf die obengenannten Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches hingewiesen werden, welche 
Yon dem Gedanken getragen sind, daß eine billige Geldentschädi- 
gung wenigstens einigermaßen ein Äquivalent fiir die zugefügten 
Unbilden zu gew&hren TermOchte. Doppelt unbedenklich muß aber 



' Im Rosultat übereinstimmend besonders «uch Winkibb, Recht 
8. Jahrg., Ö. 96; Köhlek, U.öaal Bd. «4 S, 3f»2. Letzterer sagt ausdrück- 
lich: „ . . . man muß die Freiheitsb - doliiHnkung bei der Untersach uugsh&ft 
als ein deä Ersatzes und der Geuugtuuugüluistiiug fähiges und würdiges Gut 
«nefkenn«!!, sofern man einmal entseMoesen ist, Entschädigung 
fflr nnackuldig erlittene UnterBuehangshaft su gewlhren.« — Vgl. 
aneh S. 18 dieser Abhandlung (Billigkeititheorie). 

* VgL S. 90 dieier Abhandlung. * 
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der Enats immatenellen Schadens in nnserem Entschftdigungs- 
gesetze ersebeinen, das ja nur den Unschuldigen bezw. Nicht» 

verdächtigeu eine Entschädigung gewährt! 

Der Vermögensschadeu muß für den Verhafteten seihst, 
nicht für Dritte entstanden sein. Es ist leicht denkbar, dfiß dritte 
Personen durch eine Verhaftung oft schwerer betrotien werden 
als der Verhaftete selbst — man denke an die Schließung einer 
Fabrik infolge der Verhaftung des vielleicht hemittolten Arbeit- 
gebers, wodnrch die Entlassung der Arbeiter zur nngOnsttgsten 
Zeit notwendig wird — ; aber einen Entschftdigtmgsanspmch haben 
die geschädigten Dritten nicht Der Grond ftr die Versagnng 
jenes Anspruches wird darin zu erblicken sein, daß das Geeets 
anderenfalls jeder Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit yerlustig 
gegangen sein würde.* Andererseits kann freilich der Verhaftete, 
der von Dritten durch die Verhaftung indirekt geschädigten Per- 
sonen in Ansprach gennirnnen wird, eine grunddessen an jene 
Personen zu -leistende Entschädigung im üahmen des ihm selbst 
entstandenen Schadens namhaft machen nnd die geleistete Samme 
ersetzt verlangen. 

Daß der Vermögensschaden durch die Untersuchungshaft* 
entstanden, mithin ein Eausalzusammenhang zwischen dieser und 
dem Schaden begrflndet sein muß, erscheint 8elbst?erständlich. 

§ 16. 

II. Der Ersatzanspruch der Utiterhaltsberechtigten. 

Weit beschrankter noch als der Ersatzanspruch des Ver- 
hafteten selbst ist der Anspruch der in § 13 dieser Abhandlung auf- 
geführten Unterhaltsberechtigten: denn diese können nicht den 

gesamten, ihnen durch die Verbaftung erwachseneu Verniögens- 
schaden ersetzt verlangen, vielmehr haben sie lediglich eiu Hecht 
auf Ersatz desjenigen Unterhaltes, welcher ihnen durch 
die Verhaftung entzogen worden ist 3 Abs. 2 des Ges.). 

» Vgl. dazu oben S. 84 f. 

' inkl. die in 3 Abt. 1 Satz 2 bezeichuete „dem Haftbefehl vorAUS- 
gcgaugeuc Zeit der Haft". Vgl. auch S. 23 f. dieser Abhaudluug. 
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Die Voischrift des § 3 Abs. 1^ die flieh stranggenommen ja nar 
auf den Verhafteten selbst bezieht, gUtj soweit sie den Ersatz 
immateriellen Schadens ausschließt, selbstrerstimdlich auch 
hier; denn die ,,Entziehang des Unterhaltes'' gehört zu den durch 

die Verhaftung entstandenen Vermögensnachteilen. 

Der 80 begründete Anspruch ist mit Recht ^ als Schadens- 
ersatzauspruch, nicht als Anspruch auf Unterhaltsgewährung 
charakterisiert worden; denn der Staat wird durch den die Ent- 
schädigungsverpilichtung aussprechenden Beschluß nicht etwa den 
Personen des § 1 Abs. 2 an Stelle des Verhafteten unterhalte- 
pfiiohtig, sondern er ersetzt lediglich den Schaden, der jenen 
Personen dadurch erwachsen ist» daB der unterhaltspflichtige Ver- 
haftete diesen seinen Pflichten während der Haftzeit nicht nach- 
kommen konnte. 

An den so festgestellten Charakter unseres Anspraches 
knüpfen sich eine Reihe wichtiger Erörterungen. 

Zunächst folert daraus, daß die ünterhaltsberechtigten nicht 
mehr verlangen köiiiieu, als ihnen der Verpflichtete an 
Unterlialt tatsächlich gewährt hätte, wenn er während der 
Haftzeit sich in Freiheit befunden haben würde. War er Uber- 
haupt erwerbsunfähig oder konnte er infolge seiner geringen Er* 
werbsfähigkeit Unterhalt an die Berechtigten nicht leisten , so 
ist diesen durch die Verhaftung Unterhalt seitens des Verhafteten 
. nicht entzogen worden; ein Entschädigungsanspruch an den Staat 
entfillt daher. Das gleiche gilt» wenn der Verhaftete den Unter- 
halt wohl bestreiten konnte, ihn aber aus Nachlässigkeit oder 
Böswilligkeit nicht gewährt hat und auch nicht gewährt haben 
würde, wenn er in Freiheit verblieben wäre.* Ein Entschädigungs- 
anspruch der ünterhaltsberechtigten ist schließlich auch dann 
ausgeschlossen, wenn zur Zeit der Verhaftaug der Unterhalt von 

' LcssiNO S. 46 IV; Ritteb S. 55. 

* Das Letetere muß freilich feststehen; wenu der Verhaftete , der sich 
jahrelaug von seiner Familie ferngclialtcn hat, kurz vor seiner Verhaftung 
j6urückk(»lirt und seinen Unterhaltspflichten wieder nachzukommen be^nnt, 
80 wird dfii Berechtigten zweifellos Entschädigung zuzubilligen sein. 

RiTTKK S. 57 meint, es sei gleichgültig, ob der Verhaftete den Unter- 
halt tatsÄchlich gewahrt liabe oder nicht, es komme nur aui seine Fähig- 
keit zur Unterhaltsgewähruug au. Das ist aber m. £. nicht folgerichtig. 
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einem Dntten. an den Berechtigten geleistet «orden ist^, da aaoh 
hier eine Entziehnng des Ünteihaltes nicht Torliegi^ 

Bei Berechnung der H5he des EntschadigungBan^radies ist 
auch eine etwaige Verbesserung der Lage des Verhafteten, die 
sich ufthrsaid der Haftzeit ereignet und seine damit erhöhte 
Fähigkeit zur Gewährung von Alimenten in Bücksicht zu ziehen; 
andererseits luuB Ireüich auch eine Verminderung der Leistungs- 
fähigkeit infolge Alters, KraDklieit, Siechtums u. a. in Betracht 
gezogen werden, soweit dieselbe nicht lediglich durch die Freiheits- 
entziehung als solche hervorgerufen worden ist. 

Wenn nach alledem der Entschädigungsanspruch der Unter- 
haLtsberechtigten lediglich auf dasjenige sich beschränkt^ was ihnen 
der Verhaftete, wenn er in Freiheit verblieben wäre, hätte leisten 
können und anch tatsächlich geleistet hätte, und was ihnen anch 
nicht von dritter Seite geleistet worden ist^ so unterliegt doch 
auch dieser so eng umgrenste Anspruch noch einer weitergehenden 
Einschränkung. Wie Ritter zu dem Gesetze von 1898^ richtig 
ausführt, stehen die Ausdrücke: „Entziehung des Unterhaltes'* 
§ B Abs. 2), „Berechtigung zum Unterhalt" fehenda) und „Ver- 
piliciiiung kraft Gesetzes zur Gewährung des I Utorbaltes'' 1 
Abs. 2) in Wechselbeziehungen dergestalt, daß unter dem Begnlle 
„Unterhalt'' im Sinne beider Gesetze der gesetzliche Unterhalt, 
wie ihn das Bürgerliche Gesetzbuch festgestellt hat, zu verstehen 
ist. Was Uber diesen gesetzlichen Unterhalt hinansgehl^ ist nach 
dem Btirgerlichen Gesetzbuche Schenkung, weil eine Ver* 
pflichtong zu weitergehender Leistung moät besteht; entgangene 



^ Dieser Dritte hat, wie oben 8. 98 anageAlfarti einen EntMihadiguugs- 
anspraeh nicht Soweit ihn selbst naoh dem Verbsifteten eine Unterhalts- 
pflicht traf^ kann er von dem Yerbafteten Efsats dann nicht vorlaiigen, wenn 

h&L letzterem die Yoraassetzangen des § 1603 vorliegou lß07 Abs. 1); 
anderenfalls kanu er sich (aus §§ 679) 683 B.G.B.s) an dca Verhaftetea selb&t 
halten, der diese Entschädigaugssammo bei Verfolgung des ihm nach ^ \ 
Abs. 1 zustehenden Anspruches liijnidiereu kann. Vgl. B. 9S dieser Ab- 
handlaug. 

' Eine solche könnte Lüchöti 113 in Frage kommen, wenn <lt'r V» rlialtcte 
den Unterhalt iu uuifaugrcicherem Maiii: gewährt haben würde. Vgl. jedoch 
die folgenden Ausführungen des Teites. 

• 8. 55. 
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Schenkungen aber kann der ünterhaltsberechtigte nicht ersetzt 
verlangen. Der Anfipnich des letzteren gebt vielmehr lediglich 
auf dasjenige, was er gemA6 den Einzelbestimmiingen des Bürger* 
liehen Qesetzhnches (§§ 1610, 1611 bezttgUch der Verwandten 
in gerader Linie; % 1860 bezüglich des Ehegatten; §§ 1578, 1579, 
1588 bezüg^eh desaelbett nach Scheidung der Ehe — vgl auch 
§ 1351 — ; §§ 1708, 1703 bezüglich der unehelichen resp. nicht 
ehelichen Kinder) als Unterhalt beanspruchen kann. 

Hieraus ergiebt sich: was der Verhaftete über diese seine 
Very>flichtung hinaus dem Bereclitigten zur Zeit seiner Ver- 
haltung gewährt haben würde, kann bei Berechnung der den 
Unterhaltsberechtigten zn gewährenden Entschädigung nicht in 
Betracht gezogen werden. Ist Bedürftigkeit des anderen Teiles 
gesetzliche VoranBBetznng der Unteriiaitspflicht (vgl z. B. §§ 1602, 
1578 AbZ, 2), 80 kann der Ünterhaltsberechtigte Entschädigung 
nnr verlangen, wenn er nachweisen kann, daß er zur Zeit der 
Untenmcbuugshaft bedflrftig gewesen ist Ähnlich kann das un- 
eheliche Kind für die Zeit nach Vollendung seines 16. Lebens- 
jahres einen Entschädigungaauspiuch nicht iiielir geltend machen, 
mag auch der Beweis zu erbringen sein, diib der Verhaftete es 
noch über diese Zeit hinaus unterhalten liaben würde.* 

Faßt man die hiernach gefundenen Resultate zusammen, so 
kann als Grundsatz für die Höhe des Entschädigungsanspruches 
der Unterhalteberechtigten dieser gelten: Der Unterhaltsberechtigte 
hat einerseits nur zu fordern, was er rechtlich beanspruchen 
konnte, auch wenn er tatsächlich mehr erhalten hätte — anderer* 
seits nur was er tatsächlich erhalten haben wttrde» auch wenn 
er rechtlich mehr verlangen konnte. 

Die Zeit, zu welcher die Unterhaltspflicht bestanden 
haben muß, ist die Zeit der erlittenen Untersuchun^ishaft.* 
Letztere wird jedoch nicht hereits von dem Erlaß des Haflhefehls 
an „erlitten"; vielmehr kommt lediglich der Zeitraum in Betracht, 
in welchem dem Verhafteton die Freiheit tatsächlich entzogen 
war. Dieser Zeitraum beginnt unter Umständen bereits mit der 

* Es «d denn, daß § 1708 Abs. 8 B.G.Rs mr Änwvndmig gelangt 

* Vgl. den WortUmt des GesetBes: „denen er kiaft Oeeetees nnterhalte- 
pflicbtig war.'* 
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▼orlftttfigen Festnahme oder Vorftlhrang des Unterhaltsverpflich- 
teten (vgl. § 8 Abs. l Sats 2 des Ges.), unter Umstanden aber 
auch erat lange nach der eigentliohen Yerluiftiing durch die tat- 
sächliche Ergreifiing. Beendet md der genannte Zeitianm durch 
die Frsilassimg auf Aafhelmng des Haftbefehls oder durch Ent- 
lassung des Verhafteten gegen Sicherheitsleistang. ^ — Nur wer 
zu jeuer Zeit unterhaltsberechtipt war, hat Anspruch auf Ent- 
schädignnff; hatte die Unterhalts pt licht nocli nicht begonnen (z. B. 
beim Adojjtaten) oder schon aufgehört (z. B. beim unehelichen 
Kinde), so ist ein Entschadigungsanspmch nicht begründet. Dies 
gilt namentlich bezüglich der während der Haftzeit zur Entstehung 
gelangenden Leibesfimcbt, die swar im Bürgerlichen Gesetzbuche 
den bereits Geborenen in einzelnen Ponkten gleichgestellt wird 
(?gL §§ 844, 1923 das.), ein allgemeineB Recht auf Unterhalt je- 
doch nicht besitzt.* 

Der Entschädigungsanspruch ist jedoch den Unterhaltsberech* 
tigten lediglich fftr den Fall gegeben, daß ihnen der Unterhalt 
durch die Verhaftung „entzogen" worden ist. „Entzogen" 
ist ihnen aber — das ist der deutliche Siuu der Voitschrift in 
den beiden Gesetzen — jener Unterhalt nur dann, wenn sie die 
Möglichkeit yerloren haben, denselben nachträfflich von dem Ver- 
hafteten selbst zu fordern; anderenfalls haben sie lediglich eine 
Torftbergehende £<ntbehrung des Unterhaltes erlitten. Das Gesetz 
7on 1898 ging von dem Grundsatz ans, daß der Berechtigte im 
aUgemeinen Unterhalt fflr die Vergangenheit nidit fordern kOnne 
ßn praeterttnm non viTitni)» nnd daß ihm deshalb ein von dem 
Ansprüche des Verhafteten nnabh&ngiges Recht auf Entschädigung 
für die Vergangenheit Terliehen werden mfisse. Wenn non auch 
der genannte Rechtssatz im Bürgerlichen Gesetzbuche eine nam- 
hafte Durchbrechung bezüglich des Unterhaltes au uneheliche 
Kinder (§ 1711) erlitten hat. so gilt er doch, wie sich ans 1613, 
1360 Abs. 3, 1580 Abs. 3 ergiebt, für die übrigen Fähe gesetz- 
licher Unterhaltspflicht nur gering verändert weiter und recht- 
fertigt damit die Existenz unserer Vorschrift, die im Falle hier- 
nach eingetretener Entziehung des Unterhaltes zur Anwradnng 

* VgL 8. 21^ dietor Abhaadlmig. 

* So aueh o. a. BmiB 8. 46. 

BBAimnii EDtMUHUgnaf. 7 
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gelangt Soweit dagegen die Nachlorderung noch möglich ist, 
eine „Entziehung'^ des Unterhaltes also nicht vorliegt, können sich 
die Berechtigten lediglich an den Verhafteten halten, der die ihm 
hierdurch entstandene VermögenBeinbiiße bei Geltendmachung 
seine« Schadens gemäß Abs. 1 des § 3 mit in Ansatz bringen kann. 

Ans dem Gesagten ergiebt sich, daß der gegen unsere Vor- 
schriit erhobene Einwand, der Unterbaltsanspruch kOnne nunmehr 
zweimal, nämlich vom Verhafteten und von dem Berechtigten, 
liquidiert werden, völlig hinfällig ist. Düiin zumeist steht dem 
Unterhaltaberechtigten ein Anspruch aus dem Gesetze gar nicht 
zu; wenn jedoch ein solcher begründet ist, liegt für den Ver- 
hafteten eine UnterhaltspÜicht für die in Betracht kommende 
Zeit und damit eine VermögensschlkLignng, die er liquidieren 
konnte, überhaupt nicht mehr vor,^ 

Im Anschluß an diese Erdrterungen rechtfertigt sich schließ- 
lich noch die Frage: Sind die Ansprüche des Verhafteten und 
der ünterhaltsberecbtigten yoneinander abh&ngig oder führen sie 
nebeneinander ein selbständiges Dasein? 

Die Frage läßt sieb einheitlich nicht beantworten. Auf der 
einen Seite hängen beide Ansprüche eng miteinander zusammen; 
man denke an ihre Entstehung durch den gleichen Beschluß wie 
an ihre Vernichtung durch die gleiche die Wiederaufnahme des 
Verfahrens anordnende bezw. das Hauptverlahren eröffnende (i^ 5) 
oder auf Einlegung eines Rechtsmittels in der Sache selbst er- 
gehende neue (§ 4 Abs. 2 ^ Entscheidung. Andererseits aber sind 
sie von großer innerer Selbstftndigkeit: Verzicht des einen hindert 
nicht die Geltendmachung des anderen'; die Geltendmachung 
selbst kann durch den Verhafteten wie durch jeden einzehien 

^ YgL zu diesen Ausfuhrungai Lbbbimo S. 46 f., Sitter S. 69 f. 

' Hier vrird der Anspruch — vorausgesetzt nur, daß die neue Ent- 
scheidung in der Sache nclbst ergeht (vgl. S. 120 dieser Ab}iai!d!iin£r> — 
niciit allein im Falle der VerurteilunL' oder Eröffmin;: il- s Huujttvert'ahreus 
durch die höhere Instanz, sondern auch im 1 alle ilei Zurückweisung des 
eingelegten Hechtsmittels vernichtet, da auch iu letzterem Fall eine ander- 
weite Beschlttßftsmmg gemäß § 4 Abs. 1 edbiderlieh iit. 8. dwrQber unten 
S. 119£ 

' WosBiuni 8. 51, Lbsbdio S. 46 III, LSwi wa 1898 § 1 Annu 3, 
Bmas S. 40. 
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Unterhaltsberdchtigten getronnt eifolgen,^ Von besonderer Be- 
dentong ist diese Selbstindlgkeit der Ansprüche för den oben* 
erw&hnten Fall des Todes des Verbafteten wfthrend der ünteiv 
suehungshaft: hier erwerben lediglich die Ünterbaltsberechtigten 
einen Ansprach aufGnmd desEntschUdignngsbeBchlnsses. Vonras- 
setzung ist freilich auch hier die Eiitziebung des Unterhaltes: 
d. h. die Unmöglichkeit der völligen oder teilweisen Nachforderung 
des Unterhaltes von den Erben; von Bedeutung wird also der 
Beschluß namentlich dann sein, wenn die Erben für die betreffende 
ÜnterbaltspÜlcht wegen Unvererblichkeit des Anspruches nicht 
anfznkommen braueben oder aber für die NachlaßTerbindlichkeiten 
nor beschränkt haften. 

« 17. 

Die Obertnmbarkalt das Ansimicbea. 

Die sämtlichen durch den Entschädigangsbeschluß des § 4 
be{?ründeten Aiisprücht' hrLlien keinen höchstpersönlichen Charakter, 
iSie gehen daher, wie bereits erwähnt wurde, aul die Erben über^; 
auch können sie durch Rechtsgeschäft unter Lebenden übertragen 
werden.^ Daraus ergiebt sich| daß sie der Pfändong unterworfen 
sind' und daB Anfrechnong seitens des Fiskns mit anderen 
Forderungen gegen sie möglich ist' 

Um jedoch „einem unwürdigen Handel mit der Ent- 
sohädigungsfordemng vorznbengen und zu Terhindenii daß die 
dem Verhafteten zugedachte Wohltat demselben durch Dritte 
verkümmert werde''', bestimmt das Gesetz im Anschluß an die 
gleichartige Vorschrift des Gesetzes von 1898, daß der Anspruch 
„bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag" nicht 
übertragbar sein soll (g 6 Abs. 4 des Gesetzes).^ 

< Vgl. unten & 109 dieser Abhandliing. 

* S. 69 ff. dieser Abhandlung. 

' S. auch S. 84 dieser Abhaadlung. 

* Arg. § 6 Abs. 4 des GtcaetaM, 

85! Abs. 1 C.P.O. 
® So auch Lessino S. 4b VI. 
' Mot zu dem Gesetz von 1898 S. 7. 

" Das gleiche gilt flir die Ansprüche der Untcrhaltsberechtigtcu ; vgl. 
LBSsma 8. 46 VI; Wobrmavv 8. 60; Bom ni § 6 Note 4d. 

7* 
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Der Berechtigte^ erlangt damit über den Anspruch erst 
dann die Tdllig freie Verftkgimg, wean die dreimonatige Ans- 
flchlnßfrist des § 6 Abs. 8 Terstrichen ist^ ohne daß die CiYÜ- 
Uage erhoben wurde', oder wenn auf die jener Vorschrift ent- 
sprechend erhobene Ciyilklage das Urteil gemäß 9 705 G.P.O. 
rechtskräftig geworden ist. 

Ans der vorlaufigen Unübertragbarkeit folgt gleichzeitig die 
zeitweilige Unpfändbarkeit der Forderung, web Ii o nach richtiger 
Ansicht die Unzulässigkeit des Arrestes und der vorlaoligen 
Beschlagnahme (§§ 916ff. — insbesondere 928, 930 — ; § 845 
GP.O.) mit umfaßt.^ Dagegen beginnt dieVererblichkeit des An- 
spruches bereits mit seiner Entstehung.* 

Eine dem Verbote des § 6 Abs. 4 zuwiderhandelnde Über- 
tragung des Entschädigungsanspruches Tor der a.a. 0. bestimmten 
Zeit ist — da es sich um ein im dfientlichen Interesse erlassenes 
Veräußerungs verbot handelt* — gemäß § 134 B.G.B.S absolut 
niciitig.* 

§ 18. 

Das durch den Anspruch verpflichtete Rechtssubjekt. 

Da es sich am eine aus der Justishohmt des Staates herzn- 
leitende Verpflicbtang handelt', so ist die Entschädigung aus der 

* Vgl. Noto 8 voriger Seite. 

* „Rechtskräftig" bedeutet hier, wie überall, so viel ab „eudgültig'' 
(vgl. i$ 5 Ab.s. 4 d<'s Gesetzes von 1Ö98). Endgültig riitachit dcu ist jedoch 
über den Antrag ( ist nach Ablauf der im Text genannten Ausachliißfrist, 
da erst dauu dem Berechtigten die Möglichkeit genommen ist, den Kechts- 
weg m hesehreiteiL 

* So Bonn la § 6 Note 4b and die dortigen CStstc. Dm Oetets 7on 
1698 verbot in § 5 die „Pfitadnng** des AnspTttdis neben der „Übertngiuig** 
deaeelben Bnsdrfieklieb. Die Erwfthniuig der „Pfändung*^ erübrigte eich im 
Hinblick auf § 851 Abs. 1 O.P.O. Vgl. die Mot £L 12. S. fibrigens auch 
Note 5 der vorigen Seite. 

^ Al^o mit Erlas^uKo: des EntscbädigungebeaeUaasea nach §4. Vgl. 
auch S. 84 dieser Abhandlung. 

* So unzweifelhaft die Mot. a. a. 0. mit der Wendung: „ttm einem un- 
würdigen Handel vorzubeugen". 

^ Übereinstimmend Brrr£u S. GO, Roukn zu ^ 6 Note 4 c. 
' Hot ztt dem Oeeets von 1898 S. 6. 
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Staatskasse zu leisten; dies ist nach § 7 Abs. 1 des Gresetzes 
die Kasse desjenigen Bandesstaates, bei dessen Gerichte das 
StrafTerfahren in erster Instanz anhängig war. An die SteUe 
der Staatskasse tritt in den zur Znstindigkeit des Beichsgerichtes 
in erster Instanz gehörigen Sachen sowie in Konsnlargerichts- 
sachen die Beichskasse (§ 9 des Gesetzes; § 11 des Gesetzes 
Ybd. § 24 des Gesetzes über die Konsulargericlitä barkeit vom 
7. April 1900^); im militärgerichtlichea Verfahren im Heere die 
Kasse desjenigen Kontingentes, bei dessen Gericht das Straf- 
verfahren in erster Instanz anhängig war, in der Marine die 
Beichskasse (§10 des Gesetzes), in den Schutzgebieten' der Fiskus 
des einzelnen Schutzgebietes (Gesetz über die Einnahmen nnd 
Ausgaben der Schatzgebiete, Tom dO. März 1892, § 5). 

Ffir den Fall, daß das Gericht erster Instanz mehreren 
Bandesstaaton gemeinschafHieh angehört, sind ausdrückliche Be- 
stimmungen im Gesetze nicht getroffen worden. Dasselbe Über- 
läßt vielmehr, gleich dem Parallelgesetze von 1898, die Be- 
stimmung des Entschädigungsverpflichtcten der Verständigung der 
beteiligten Staaten,^ Wenn dagegen im Reichstage eingewendet 
wurde, dali dem Berechtigten in solchen Fällen der Entschädigungs- 
verpflichtete regelmäßig unbekannt sein werde und er daher nicht 
wissen könne, an wen er sich bezüglich der Entschädigung zu 
halten habe, so ist dieser Einwand im Hinblick darauf, daß der 
Berechtigte ja zunächst die Staatsanwaltschaft des erst- 
instanzlichen Landgerichtes anzugehen hat, ydllig binföllig, 
zumal auch ans der dem Berechtigten später zugehenden Ehit- 
scheidung der obersten JustizverwaltungshehOrde der verpflichtete 
Staat in einer für das etwa folgende Civilverfahren ausreichenden 
Weise ersichtlich sein wird. Zudem :sind Vereinbarungen der 
bezeichneten Art bezüglich des Gesetzes von 1898 hereits zu- 
stande gekommen* und es steht zu erwarten, daß deren Geltung 

* § 24 a.a.O. bezieht sich auf § 19 daa.; das vorliegende ({«-setz gebort 
aber zu den in 19 Nr. 2 angeführten Reiclij^p nirtzeii über das Ver- 
fahren in ^traföacli cn. Vgl. auch S. 12 dirser Ahbandlnng. 

' Dali (1m.s Gesetz auch für die Schutzgebiete Geltung bat, darüber 
VgL § 24 dieser Abbandiung. 

* Mot za dem Geaetc tob 18SS| 8. 5« 

* Vgl. dieZiu«niDeii«feellaiigbelBoaBiixud«nGeeeti yon 1898, §8 Apm. Ib. 
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auch auf das hier in Betracht kommende Gebiet ansgedehnt 
werden wird. — Ebenso wird sich eine Ausgleichung empfehlen, 
wenn gem&6 §§ 12, 13 Str.P.O. ein Gerieht mehrere zusammen- 
legende Strafsachen bei sich vereinigt» in denen der Beschuldigte 
bereits bei Gerichten anderer Staaten Untersuchungshaft er- 
litten hat.^ 

Bis zum Betrage der geleisteten Entschädigung tritt die 
Kasse in die Rechte ein, welche dem Entschädigten gegen Dritte 
um deswillen zustehen, weil durch deren rechtswidrige Hand- 
lungen die Untersuchungshaft herbeigeführt war (§ 7 Abs. 2 des 
Gesetzes). Die Bedeutung dieser Vorschrift ist bereits oben' 
gewürdigt worden; hinzuzufügen ist lediglich , daß der Ubergang 
ipso jure erfolgt» ohne daß es einer Abtretung bedürfte.'^ 



Vierter Abschnitt 

Die ädtendmacbiing des EntsehädigangsansprocheB. 

§ lö. 

Oer Entschädiflungsbeschluß. 

Die Frage, oh (h'v „BVeigesprochene" oder „Außer Ver- 
folgung Gesetzte" einen Entschädigungsanspruch au die Staats- 
kasse habe^, hat der die Eröffnung des Hauptverfahrens ab- 
lehnende, bezw. der das Aufgehen der staatlichen Strafverfolgung 
durch Urteil aussprechende Strafrichter zu entscheiden: der* 

1 So OsxLorr, Ziekr. f. gas. Str.WiiB. Bd 8. 180. 

' § 3 dieser Abhandlung. Neben dem rechtswidrig ▼erbaftenden Biehter 
wttrde hier noch der falsch anscliuldlgcndc Denunziant zu nennen bi in. 

' Im Gegensatz zu § 255 B.Ü.B.9, der hier «Ibo nicht gilt Vgl. g 11 
dieser Abhandlung. 

* Daß der „Herbciführuug" der Unterauchungahaft die rechtswidrige 
Verlängerung derselben auch hier gleichzustellen ist, bedarf keiner be- 
sonderen Hervorhebung. 

' wodnreh dann auch die „Unterhaltsberechtigtcn** betroffen werden« 
Vgl. S« 98 dieaer Abhandlung. 
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selbe hat sich Aber die EiitschftdigDiigSTerpfliohtniig des Staates 
gen^, § 4 des Gesetzes durch besonderen Beschluß auszu- 
sprechen.^ 

Zuständig sind demnach in den F&llen der AuServer* 

folgungsetznng durch Beschluß die sogen, beschließenden 

Strafgerichte, mitliin lu den zur Zuständigkeit des iSciiölleu- 
gerichtes gehörigen Sachen der Amtsrichter, in den land- und 
seh w lirgerichtlichen Sachen die mit drei ^litgliedern besetzte Straf- 
kanimer, in den reichsgericiitiichen Sachen der erste Strafsenat 
des Beichsgerichtes ; in der Beschwerdeinstanz die erwähnte 
Strafkammer, bezw. der Stra&enat des Oberlandesgerichtes. — Wird 
erst in der Hauptverhandlung das Aufgeben der staatlichen 
Strafrerfolgnng ausgesprochen, so liegt dem erkennenden (nicht 
dem entsprechenden beschließenden) Strafgerichte die Fassung des 
erforderlichen Beschlusses ob; dies ergiebt sich einmal aus dem 
Wortlaut des § 4 Abs. 1, iro es heißt» daß „gleichzeitig mit dem 
freisprechenden Urteil" die Beschlußfassung erfolgen soll — gleich- 
zeitig aber aus dem ganzen Sinn des Gesetzes, das mit der Ent- 
scheiflnng über das A orliegen eines Entschädigungsaiis])ruche8 den 
in der Hauptsache entscheidenden und daher auch am 
besten mit ihr vertrauten Richter befassen will. Zuständig 
sind also der Amtsrichter (§211 Str.P.O., § ß Abs. 2 E.G.z.Str.P.0,), 
das Schöffengericht^ die erkennende Strafkammer erster und zweiter 
Instanz, der erkennende Senat des Oberlandesgerichtes als Bevi- 
sionsgericht zweiter und dritter Instanz, der erkennende Senat 
des Beichsgerichtes als Bevisionsgericht zweiter und dritter In» 
stanz, der yereinigte zweite und dritte Strafsenat dieses Gerichtes 
in erster Instanz. Was das Schwurgericht iiniaugt, so ist die 
Zuständigkeit zur Erlassung des Entschädigungsbeschlusses hier 
eigenartig geregelt: da über die Entscbädigungsvcrptlichtung „gleicli- 
zeitig mit dem Urteil" zu besclüießen ist, so liegt die ßeschiuü- 
£ft8snng den richterlichen Mitgliedern des Schwurgerichtes ob^, 

* Nur über die EntschadigungsverpfÜch t luip: i\>-u R^trag der 
Eutöcbädignnp^ hat die oberste Behörde der r.Hnd* öjußtizverwaltung fest- 
zusetzen, § 6 dos Gesetzes, — Vgl. ^28 dieser Abhandlung. 

' Unbestritten bereits fttr das Gesetz von 1898. Vgl. z. B. Lüwk zu 
§ 4 Note S, Laaaoto S. 50 IV. Für anaer GeseU u. a. Rojmr m § 4 Note ib. 
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wodurch das oben erwähnte und sonst so konsequent durchge- 
ftkhrte Prinzip y naoh welchem der in den wichtigsten Fragen — 
und dazu gehört ohne Zweifel die strafprozessuale Schuldfrage — 
entscheidende Richter auch Uber die fintscMdigung befinden soll, 
in gewisser Weise wieder durchbrochen wird.^ 

Der Beschluß ist bei einer jeden Freisprechung und Außer- 
verfolgungsetzung zu erlassen, auch wenn er negativ ausfällt, 
d. h. einen Entschädigungsanspruch versagt. Dies ergiebt sicii mit 
besonderer Deutlichkeit aus § 5 des Ges., woselbst die Worte: 
„die Entschädiguiigaverpflichtung aussprecliende^' sonsl ganz iehlen 
könnten; vgl. jedoch auch § 4 Abs. 3 Satz 3 das. Die Beschluß- 
fassung ist nicht durch einen Antrag des Verhafteten bedingt, 
sie hat vielmehr vob Amts, wegen zu erfolgen* und darf nach 
richtiger Ansicht auch dann nicht unterbleiben, wenn der Ange* 
klagte ausdrftcklich auf eine Entschädigung yerzichtet*, da sonst 
die Unterhaltsberechtigten des durch die Freisprechung erworbenen 
Anspruches yerlustig gehen würden, welcher doch, wie oben gezeigt, 
TOn einem Verzicht des Verhafteten in keiner Weise beröhrt wird.* 

Uber die Frage, welcher Rechtsbehelf dem Freigesprochenen 
zur vSeite steht, wenn das Gericht glei( ]iwobl verabsäumt, einen 
Entschädiguugsbeschluß zu erlassen, giebt das Gesetz, in 
gleicher Weise wie das Parallelgesetz von 1898, keinerlei Aus- 
kunft. Die Bestimmung des Abs. 8 Satz 2 in § 4 unseres Gesetzes 
kann zur Beantwortung nicht herangezogen werden, da dieselbe 
die Gewährung eines Bechtsmittels nur gegenüber dem einmal 
erlassenen Beschlüsse versagt — Zutreffend wird man daher 



> Dies iQgt namentlich Bon, Becht 8. Jahig. 8. 135. Er nennt die 
bier getroffime Begelung „einen Übelstand, der duveb Ifiuweis auf § 499 
Abi. 2 Str.P.O. um so weniger gerechtfertigt werde, als diese Bestimmung 
in ihrer zeitigen Fassung eine Kompromißbestimmiuig sei, deren BchlieBliche 
Unlialtbarkcit bereits aus ihrem prinzipiellett Gkigeneats Jca § ÖOS Abs. 2 
erhelle". — Vgl. auch Sten. Ber. S. R04 f. 

® Dag(3gen u.a. Bozi a. a.O.; deröell)e will einen Kntschudigungsbeschluß 
nur auf Antrag Zustandekommen lassen; mit der jetzigen Regelung „werde 
der Makel einer versagenden Eutacheidung auch demjenigen augeheftet, der 
eine Entsehftdigung nidit beanspraehe''. 

* So LsssiKo S. 50 III. 

* 8. 98 dieser Abhandlung. 
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aus der Erwägung, daß das Gesetz als ein Anhang und somit 
gleichsam als Bestandteil der Strafprozeßordnung angesehen werden 
muß ^, dem Berechtigten gemäß § 846 a. a. 0. das Bechtsmittel 
der Beschwerde gewähren müssen, da letztere nach richtiger 
Ansicht auch dann zulässig i&t, wenn der Bichter überhaupt unter- 
läßt, eine m erlassende Entscheidung zu treffen.* Beschwerde- 
führer ist nicht nur der Verhaftete, sondern auch aus eigenem 
Rechte jeder Uiiierlialtsbtireciitigte, womit der Kreis der m ^ 346 
Abs. 2 Str.P.O. erwähnten „anderen, durch einen Beschluß be- 
troffeneu Personen*' auch auf diese Unterlialtsberechtigteu erstreckt 
wird. Uber das Yerfahren bei der genannten Beschwerde, dessen 
Gestaltung durchaus nicht unzweifelhaft erscheint, sollen unten ^ 
noch nähere AusfOhrongen folgen. 

Bei Beantwortung der Frage, welche Majorität zur Fassung 
des Beschlusses erforderlich seil kdnute es an sich zweifelhaft 
erscheinen, ob die Bestimmung des % 262 Abs. 1 Str.P.O. auch 
hier in Anwendung zu bringen ist Nach der genannten Vorschrift 
soll zu jeder die Schuldfrage betreffenden Entscheidung, wenn 
sie für den Angeklagten nachteilig ist, eine liiajorität von zwei 
Drittel der Stimmen erforderhcli sein. Nun hat der EntscLadigungs- 
richter nach § 1 des Ges. zunächst das Vorliegen der Unschuld 
zu prüfen; die Feststellung oder Nichtfeststellung dieser „Un- 
schuld" bildet die Grundlage des Beschlusses; es fragt sich daher: 
darf der Beschluß zu jenen ,,die Schuld frage betreffenden Ent- 
scheidungen'' gerechnet werden? 

Die Frage ist zu verneinen. Zuvörderst ergiebt sich bereits 
aus der Stellung des § 262 im 6. Abschnitt des IL Buches der 
Strafprozeßordnung, daß unter den die ,,Schuldfrage betreffenden 
Entscheidungen" lediglich solche Entscheidungen verstanden sind, 
die bei Gelegenheit und zum Zwecke der Urteilsfinduiig Lila.^bcu 
werden*, wie auch die Beispiele in Abs. 2 a. a. 0. erkennen lassen; 

* S. 8. 12 dieser Abhandhing. 

' So LöwB zu § 346 Note l h. V<rl, übrigens auch bereits zu dem Ge- 
setz von 189B die Keichstagskommisäion ^Komm.Ber. a. a. O. b. 8); dazu 
auch LiEssiNo S. 51 IX. 

* S. III Anm. 

* Vgl. aneh die Einteflung !des Mohsten Ahseho, bei IjOwB) in (ler 
Yorbem. zu diesem Absolmitty Note 4, 
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der in Bede stehende Beschloß hängt aber mit dem Urteil nur 
insoweit zusammen, als er sich auf die in letzterem ausgesprochene 
„Freisprechung*' oder ,,Außer7erfolgttngsetzung'' stfitEi — Vor 
allem aber will der Beschluß, wenn er die FeststeOung des Vor- 
handenseins oder Nichtvorhandenseins der „Unschuld'* unternimmt, 
eine Entscheidung über die strafprozessuale „Schuld" doch 
überhaupt nicht treffen, da der Begriff der „Unschuld*' — wie 
oben des Ausfuhrlicheren gezeigt wurde ^ — mit dem straf- 
prozessualen „Schuldbogriff'* nicht das mindeste zu tun hat.^ 
Auch aus diesem Grunde kann darum die sich lediglich auf diesen 
Begriff der „Schuld** beziehende Vorschrift des § 262 hier keine 
Anwendung finden. — Zu dem gleichen Besnltat kommt man 
übrigens auch auf Grund einer mehr formellen Erwftgung: da- 
durch, daß der Gesetzgeber» wie oben gezeigt ^ die Entscheidmig 
über die staatliche Entschädigungspflicht im Schwurgericht8Te^ 
fahren den Bichtem, nicht aber den gemäß §§ 293, 305 zur 
Entschließung über die Schuldfragc berufenen Geschworenen 
übertragen haf*, hat er zum deutliclion Ausdrucke gebracht, daß 
er die Entscheidung über die Ersatzpflicht als eine „die Schuld- 
firage betreffende Entscheidung" nicht angesehen wissen wollte.* 
— Nach alledem entscheidet in jedem Jj'alle die einlache Miyohtät 
(§ 198 Abs. 1 G.V.G.). 

Der Beschluß ist , mit Rücksicht auf die in § 4 Abs. 3 des 
Ges. geforderte Zustellung, schriftlich zu fassen, bedarf aber 
wohl, wenn er von dem erkennenden Gerichte erlassen wird, einer 
Aufnahme in das Sitsungspiotokoll nicht*, da er zu den durch 
das Protokoll bekundeten Formalien der Haupt^erhandlung, in 
welcher er nicht einmal verkündet wird', doch in keiner Weise 

> S. 47ff. 

* Unrichtig daram Lbmino S. 50 Y, wenn er mdnt, daß bei dem Be- 
schlüsse „die Schuldfrage" (se. in ^eaem Sinne) „unter allen Umstiiideii 

beantwortet werden müsse*'. 

» ö. 103 f. dieser Abhandlung. 

* zwar nicht expr. verb., aber doch zwingend aus § 4. 

" So bereits für das Gesetz von 1Ö98 Löwe zu § 4 Note 4; Lessim 
S. 60 V. 

* So im Besnltat anch Löwe zu 1898 § 4 Note 5. 

* § 4 Abs. 8 Sats 1 dei Geeetses. 
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gerechnet werden kann, ancb infolge der NichtTeikflndung dem 
GericlitBSchreiber regelmäßig unbekannt sein wird. ' übrigenB kann 
. sich der BeBchlufi auf den bloßen Ansspraoh beschranken, dafi 
die EntBchftdiguDgsverpflichtang der Staatskasse Yorliege oder nicht 
Toriiege; einer Beigabe Yon Grflnden bedarf es nicht, da der 
Beschluß der Anfechtung durch ein RechtsniiUel iiiclit unterliegt 
(§ 4 Abs. o Satz 2 des Ges. vbd. § 34 Str.P.O.). Die Gründe können 
vielmehr nach richtiger Ansicht auch dann fohlpii. wenn ein aus- 
drücklich gestellter Antrag des verhafteten reigesprochenen 
auf Zubilligung einer Entschädigung durch den Beschluß abgelehnt 
wird (TgL § 34 Str.P.O.), da ein solcher Antrag nach den obigen 
Ausführungen YöUig überflüssig ist' 

Der Beschluß ist — diese Bestimmung hat natürlidi nur 
insofern Bedeutung, als das erkennende Gericht die Entscheidung 
trifit — nach § 4 Abs. 8 des Ges. nicht zu yerkünden; er 
bildet insoweit eine Ausnahme tou der allgemeinen Vorschrift des 
§ 35 Abs. 1 Str.P.O. Die eigenartige ßestimmuüg unseres Ge- 
setzes, die sich übrigens entsprechend bereits in dem Parallel- 
gesetze vom 20. Mai 1898 findet, bezweckt die Beseitigung oder 
doch wenigstens die Abschwächung der Härten, welche die Ver- 
kündung eines ablehnenden Beschlusses in Öfienthcher Sitzung 
für den freigesprochenen Verhafteten unzweifelhaft mit sich bringen 
würde. £s wurde bereits oben' darauf hingewiesen, daß eine 
Freisprechung unter der Eröffnung, eine Entschädigung wegen der 
erlittenen üntersuchungshaft werde nicht gewährt , fibr den Ver- 
hafteten nur eine halbe Freisprechung bedeutet, die ihn in den 
Augen seiner Volksgenossen auch weiterhin mit dem Makel einer 
Schuld behaftet erscheinen läßt. Um daraus sich leicht ergebende 
Ubelstaude abzuschwächen, ist man auf das Mittel verfallen, den 

* VgL § 195 G.V.G. Der ab GeriefatHehnibar imigiflrende Beferandttr 

darf der Beratung beiwohnen (Entaeh. d. RG. XVIII 161, Rspr. X 549). 

An dieacm Resaltat vermag auch der Umstand nichts zu ftndern, daß 
der Beschluß ein „Ergehnia" der Hauptverbandlung darstellt (vgl. § 1 de* 
GUisetzes: ,,wrnn sich die Unschuld ergeben hat" vbd. § 273 Str.F^.O.). 

' ClKireinstiinmi iid u. a. Löwi; zu 1898 ^ i Note 5; Mamroth § 4 
Note 2; a. M. Lbsöinu S. 51 VII. — Der Antrag bedarf darum auch uicbt 
der Protokolüerung (vgl. § 278 Str J*.0.). 

* & 49f, 
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Beschluß der Verkündung in öflfentlicher Sitzung zu entziehen und 
ihn den Berechtigten im Wege der ZusteUting oder einfiEMsheii 
Mitteilung bekannt zu machen — ein Ausweg, der die genannten 
Härten wenigstens einigermaßen mildert, wenngleich auch damit 
eine YöUige Geheimhsltang dee Beschlusses vor dem Fabliknm 
kaum gesichert erscheint^* 

Die Bekanntmachung an die Berechtigten geschieht im 
Einzelnen in folgender Weise: 

a) Der die Entschädigung versagende Beschluß ist ledig- 
lich dem Verhafteten — nicht auch den Unterhaltsberechtigten — 
nach Rechtskraft der die StratVerfolcrnng aufgebeiuien Entscheidung 
in Gemäßheit des § 37 Str.P.U. zuzustellen (zwingende Vor- 
schrift). ' 

b) Der die Entschädigungsverpflichtung des Staates aus- 
sprechende Beschluß ist dem Verhafteten in gleicher Weiw 
(kraft zwingender Vorschrift) zuzustellen^; außerdem soll er 
(reine Ordnungsvorschrift!] den Unterhaltsberechtigten, aber nur 
wenn ihr Aufenthalt dem Gerichte bekannt ist und sie nicht dem 
Hausstande des Verhafteten angehören, „mitgeteilt" werden. 
Diese „Mitteilung" ist an keine Form gebunden; sie wird aiso 
zweckmäßig im Wege der einfachen Nachricht, etwa wie der 
Bescheid des § IßO '' oder die Nachricht des § 11)5 Abs. 3 Str.P.O. 
erfolgen.® Besondere Erhebungen über Namen und Aufenthalt 
der Unterhaltsberechtigten braucht das Gericht nach Willen und 
Wortlaut des Gesetzes nicht anzustellen; es wird sich aber em- 

*■ Man denke s. B. an die YerhUtniBfle auf dem Lande, woielbit ei» 
man das Gesets ent eimnal sich ebgeb ärgert haben wird, fOat die lüi> 
bewohner det Dorfes ein leidiCet Min dürfte, die Wahrheit ttber den Ent* 

Bchftdigungsbeschluß zu erfahren. 

* Qegen die Geheimhaltung des die EntoehSdigangsverpflichtung aus» 
sprechenden Beschlusses insbesondere Winklu, Recht 8 Jahrg. S. 91: 
„Die Verkündung eines gewährenden Beschlusses böte dem Verhafteten 
unter Umständen eine nicht^zu unterachätzcnde öffentliche Ge- 
nugtuung." 

* Vgl. dazu S. 104 Note 2. 

* Vgl. Kote 2 dieser Seite. 

* aoüsro er nicht mit BUckaieht auf § 170 das. xogeiteüt weiden mnSw 

* Über die ZnlMgkeit einer jolchen einfiwhen Mitteilang anob L9wb 
an % 85 Note i. 
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pfehlen, daß der Haftrichter den Verhufteten« welchen er gemftß 
§§ 115, 128 Abs. 1 Satz 2 ybd. 136 Abs. 3 anoh Aber seine 
Peraonafien zu yemehmen hat» sofern dies nicht schon geschehen 
ist, bei Gelegenheit dieser Vernehmung im Hinblick auf eine 

spätere Verpflichtung der Staatskasse wegen ebendieser Unter- 
suchungshaft sogleich auch über jene Unteilialtsberechtigten die 
erforderlichen Angaben machen läßt. Selbstverständlich kann 
auch derjenige ünterhaltsberechtigte, der eine solche Mitteilung 
nicht erhalten hat, innerhalb der unten noch näher zu bezeich- 
nenden Präklusivfrist den in § 6 des Ges. vorgeschriebenen Weg 
beschreiten. Besonders gilt dies von den dem Hausstande des 
Verhafteten angehörigen, also r&nmlich und wirtschaftlich mit ihm 
zusammenlebenden ünterhaltsbereditigten, die ja eine besondere 
Nachridit niemals erhaltee, sondern stets allein anf die Mitteilungen 
des Verhafteten selbst angewiesen sind. Der Wortlaut ,3ftU88tand 
des Verhafteten« besagt übrigens nicht, daß die verhaftete Person 
notwendig das Oberhaupt dieses Hausstandes sein müßte: es 
genügt, dat) sie demselben angehört. Dahf r wird z. B. in dem 
Falle, daß eine Ehefrau, welche ihrem Khumauiio ^zt mäß § 1360 
Abs. 2 B.G.B.S unterhaltspflichtig ist, einen Entschädigungsanspruch 
wegen unschuldig erlittener Untersuchungshaft erlangt, die Mit- 
teilung an alle zu dem gleichen Hausstande gehörigen Personen, 
einschließlich also den Ehemann^ unterbleiben kdnnen, ob- 
wohl die Verhaftete nicht Mittelpunkt jenes Hauswesens ist ^ 

Der Beschluß ist richtiger Ansicht nach dem Verhafteten 
selbst« nicht dessen Verteidiger zuzustellen, da er eine Be- 
kanntmachung an den Verhafteten in sich schließt.' 

Der Staatsanwaltschaft wird der Beschluß in keinem 
Falle zugestellt, da es für jene Behörde auf den urkundüchen 
Beweis der erfolgten Bekanntmachung nicht ankommt.^ 

■ Dies ist unsweifelhaft der Siun der Voischrift. Vgl. 8tAn. Rer. S. 2892. 

' So auch Löwe allgemein in der Vorbem. zu Abschn. 11 des I. Buches, 
Note 8d; für dtm Gkaeti von 1898 § 4 Note 6; Bl. &at Becbtspfl. in ThOr. 
IL, 254. 

' Denn der Beschluß mit' rUegt nicht der Anfechtung durch Kcclits- 
mittel (§4 Al)t». 8 Satz 2). — Die Staatsanwaltschaft wird gleicliwolil zu- 
meist Kenutiu» von dem luhalt des Beschlusses erlangen, da ihr die Ur- 
schrift des Beschlusses (so Bindino § 91 I) zur Zustellung au den Verhafteten 
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§ 20. 

Oer Einfluß des Gesetzes auf das strafprozessuale Verfahren. 

Bereits eingangs' wurde bei der Besprechung des VerhältniseeB 
anseres Gesetzes zur Strafprozeßordnung darauf hingewiesen, daß 

das Gesetz — in gleicher Weise wie dasjenige von 1898 — an 
den Bestimmungen der Strafprozeßordnung nicht rütteln will. 
Dieser Grundsatz wurde hei der Beratung beider Gesetze im 
Eeichstage ausdrücklich ausgesprochen , ohne von irgend welcher 
Seite Widerspruch zu finden. 

Es knüpfte sich jedoch hald bereits an das Gesetz betr. die 
EntschlkUgung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen eine in der Wissenschaft bislang ungeschlichtete, auf das 
Verfahren bezügliche Streitfrage an. Dieselbe ist in unsersr 
Abhandlung bereits des öfteren angedeutet worden, soll aber erst 
an dieser Stelle eine eingehendere Behandlung erfahren. 

Der Ausgang kann für unser Gesetz von folgendem Beispiel 
genommen werden: Jemand wird wegen dringenden Verdachtes 
aus § 176 Nr. 3 Str.G.H.s und wegen Fluchtverdachtes in Unter» 
suchuiigshaft genommen und das Hauptverfahren gegen ihn er- 
öÖhet, In der HaupUerhandlung bestreitet der Anklagte, die ihm 
zur Last gelegte Tat begangen zu haben; zudf m stellt sich die 
Aussage des gemißbrauchten Kindes, des einzigen Belastungszeugen^ 
als eine wenig glaubwürdige dar. Der Schuldbeweis hanu da- 
her als nicht erbracht gelten und es muß darum Freisprechung 
erfolgen'; auf der anderen Seite bleibt freilich ein „begründeter^ 
Verdacht gegen den Angeklagten bestehen. Nun bietet aber der 
Angeklagte einen Alibibeweis zur Erhärtung seiner vollständigen 
„Unschuld" an. Muß das Gericht, das auch olinedeni zur 
Freisprechung gelangen würde, diesen Beweis mit ßück- 

regelmäßig zu übergebt'n ist (§ 36 ötr.P.O.); eine Ausnahme bilden die £ut- 
acheiduugeu des AuitärichUn-s und des Schoticngerichtos (§ 36 Abs. 2; b. auch 
LüWE zu § 36 Note 6) — der Uuteröucbungsrichter triflt kerne Eutacheidungen 
der hier erfoiderteD Art (§ 178 Ahe. 1 Sats 2 Str.P.O. vbd. § 4 des QeseUes). 

* S. 12 dieser Abhandlmig. 

* Vgl. die Anefllhnixigeii S. 41t dieser Abhsndliing. 
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sieht auf den zvl lassenden Entschädiguugsbeschluß 
orheben? 

Die Motive^ venieinen diese Frage. Sie gehen von dem 
Gesetz von 1889 ans, für welches sie die gleiche Frage nach« 
trfiglich entscheiden, und erklären folgendes: 

„Nach dem Qesetze TOn 1898 sollen die Ergebnisse des 
WiedemnfnabmeTerfahrens yerwertet werden, um anch Uber die 
Frage der Unschuld des Freigesprochenen eine Entscheidung zu 
erzielen, denn nach § 1 Abs. 1 des Ges. von 1898 wird Ent- 
schädigung nur f^e währt, wenn das Verfahren die Unschuld des 
Verurteilten ergeben oder dargetan hat, daß ein begründeter Ver- 
dacht nicht besteht'' 

ffD&s bezeichnete Gesetz hat demnach die dem Gerichte bei 
der Hauptverhandlnng im WiederauiuabmeYerfahren gestellte A.uf- 
gäbe nicht etwa erweitert, insbesondere nicht die Erhebung 
von Beweisen gefordert, die lediglich für die Entschädigung, 
nicht aber zugleich fttr die Entscheidung in der Hauptsache in 
Betracht kommen. Der Tom erkennenden Gericht neben dem 
Urteil zu fassende besondere Beschluß über die Voraussetzungen 
des Entschädigungsanspruches ergeht vielmehr auf Grund der 
Beweisergebnisse, die das Wiederaufnahmeverfahren im 
Rahmen der ihm gestellten Aufgabe gleichzeitig für die 
Entscheidung der Frage der Unschuld geliefert hat" 

Diese Grundsätze sollen nach den Motiven auch für unser 
Gesetz gelten. Hier wird noch folgendes ausgeführt: „Es gehe 
nicht an, die Unschuld des Angeklagten zum Gegenstande besonderer 
Erhebungen zu machen und damit dem Strafverfahren (das die 
Frage zum Austrag bringen 8oUe> ob ein staatlicher Strafanspruch 
vorhanden sei oder nicht)^ einen Bestandteil zuzufügen, der 
dem eigentlichen Zwecke dieses Verfahrens fremd sei. 

Zudem könne ein solches Verfahren unter Umständen einen 
so weiten Umfang annehmen, daß dadurch das eigentliche 
Strafverfahren ganz in den Hintergrund gedrängt und 
sein geordneter Gang gestört würde. 

Endlich müsse man anderenfalls auch den nicht Verhafteten 
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das gleiche Recht auf ausdrückliche Ermittelung und Feststellung 
der UüBchnld zugestehen/ da die Ifeststeliung der Unschuld für 
diese einen ungleich höheren Wert hahen könne." 

Ans allen diesen Orflnden gelangen die Motive zu dem 
Schluß: ,;Die Entschädigung des Beschuldigten fttr erlittene Unter- 
suchungshaft darf nicht über die P&Ue heraus erstreckt werden, 
in denen schon die aus Aiilaü der ytrah eriulgung vorgenommenen 
Ermittelungen zugleich die Unschuld des Verhafteten dargetan 
haben. ^ 

Es tragt sich aber, ob dieser Standpunkt der Motive der 
richtige ist 

Vergegenwärtigt man sich noch einmal den Inhalt der grund- 
legenden §§ 1 und 2 des Gesetzes, so soll nach denselben der 
Entschädigungsanspruch nicht allein in der einfachen und klaren 
Tatsache der Freisprechung oder Außerrerfolgungsetzung sene 
Grundlage haben, sondern yon dem Vorhandensein einer Bohe 
Ton Erfordernissen abhängig gemacht werden, deren wichtig^« 
die Unschuld des Verhafteten ist. Diese „lOrlordernisse" bilden 
den alleinigen Anlaß zum Entstehen jener Streitfrage. Hätte 
raan, wie namhafte Theoretiker ^ und mit ihnen auch der Juristeii- 
tag von 1876^ es wollten und wie auch bei Beratung des Gesetzes 
im Reichstage unablässig gefordert wurde/ sich entschioasea, 
zwecks möglichster Vereinfachung des Verfahrens und zur Ver- 
meidung der „Zweiteilung der Freigesprochenen*'^ diese ^iEi* 
fordemisse ^ aus dem Gesetze wieder zu entfernen, so hätte es 
eines besonderen Entschädigungsbeschlusses gar nicht bedurft, 
vielmehr hei einem einfachen, der jetzigen Kostenentscheidung 
entsprechenden Ausspruch im Urteil oder Außerrerfolgungsetzungs- 

^ Im Besnltat übereiiuitiinmend Jastrow, DJ JSL 1891 8. 478; Won- 
uäXH S. 56. 

« z. B. Nissen, 12. J.T. Bd. 1 S. 55 f.; Gtsm, Zeit- und Streitfragen 
S. 28 ff.; derselbe, Nordnnd Süd S. I83f.; Wahtherö, 11. J.T. Bd. 1 S. 42 ff.: 
Zucker 12. J.T. Bd. 3 S. 147 ff. — Die Gegenmeinung vertreten, wie be 
reits oben R. 51 f. augefUhrt, v. SoHWikBZB, Ullmann, Metgb. Siehe die 
dortigen Citate. 

* Vgl. S. 7 dieser Abhandlung, insbesondere daselbst Anm. 1. 

* VgL die Citate auf 8. 50 Aiiin.l. 

* Vgl. 8. 50 £f. dieser Ahhaadlung. 
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beschlaß bewenden k5iiiien. Das Gesetz hat aber den anderen 
Weg eingeschlagen und damit dem Stra&ichter, der nmi das Vor- 
handeaeein jener Erfordernisse prüfen muß, allerdinga nnd trotz 
jeder abweichenden EridSmng der Motive eine neue und Ter* 
antwortungsreiciie Anljabe gestellt Bisher hatte der Strafricbter 
nur zu prüfen^ ob ein staatlicher Stralanspruch begründet, d. h. ob 
der Angeklagte schuldig sei Jetzt hat er außerdem zum 
miudesten festzustellen, ob die Unschuld des Angeklagten vor- 
liegt, und femer, ob der Angeklagte nicht selbst seine Verhaftung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat (§§ 1, 2 
Abs. 1) — von den sogenannten ,,nioht notwendigen Entechädigungs- 
erfordemissen^' (§ 2 Abs. 2, 3) ganz zu geschweigen. Wenn aber 
nach alledem das Gesetz dem Bichter eine neue Aufgabe zuge- 
wiesen hat» 80 muß es auch die zar BRchgemftßen Erfüllung dieser 
Aufgabe nötigen Mittel gewollt haben.^ Das heifit mit anderen 
Worten: das Gericht braucht und darf sich nicht auf die f&r 
den Strafenspruch erheblichen Erörterungen und Beweise be> 
schränken; es muß vielmehr auch alle die Beweise erheben, die 
fUr die Beantwortung der Eutschädiguugäirage notwendig er- 
scheinen.^ 

Dieses Resultat ist hier noch des näheren zu erörtern. 
Zunächst wird ohne weiteres zugegeben, daß die auf Fest- 
stellung des Vorhandenseins jener Erfordernisse gerichteten Er- 



* So Löwe zu dem Geaetze vou 1898 ^ 4 Note 2. 

* ObeTOinBtimmend LOws a. a. O.; LdCBniia S. 49 II; Köbub, G.Saal 
Bd. U & 857 f., 870. ^ Vgl. anoh Obtkoft, Ztachr. t ges. Stmfr. Wias. 
Bd. 22 S. 789, weleher de leg. übt. eine EatBchSdignng mar auf Antrag 
geben wollte mid bei dem dabei m beobaebtenden Vet&bren asgt: ^n 
AiischlaB an die QmndflitBe des StrafVerfabiens, besonders an die Offizial- 
maxime der Stellang des Gerichtes zu den Anträgen} wird nicht 
abzuweisen sein, insrnwoit dna Gericht von Amts wof^en alles 7.n 
erörtern haben wird, was zur Peststellnng der Aiitrat^öbej^^ründuiigi'u 
dienlich erscheint." — Y^l. endlich auch die Regierung selbst in 
der Reichstagskommission zu dem Gesetz von 1898 (Komm.Ber. 8. 9): „Dem 
Freigesprochenen ist die MögUclikcit offen, zur rechten Zeit alle seine An- 
trüge (aadi die zwecks Nadiweises der Unaehuld) eiasubringen.*' Dag be- 
deutet ebne Zweifbi, daß das Gericht diMe „Unaehnldabeweiae" eifaeben 
mn6; riehtig Roimi an 1898 Note 8 e m § 4. 

Biuiiins, SntMthMIgaag. 8 
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örternngen „dem eigeDÜichen Zwecke des Strafverfahrens fremd" 
sind, auch daß sie unter ümst&nden ,»grdderen Um£anges<' sein 
nnd infolgedessen i^den geordneten Gang des Verfahrens stören'* 
können. Ein solches Ergebnis vird sich aber kaum yermeiden 
lassen, wenn man, ine es hier geschehen ist, einen außerhalb 
des StrafTerfahrens liegen sollenden EntsobädignogsbeschlnB 
von ^ üraussetzungen abhängig macht, deren Vorliegen nur im 
Strafverfahren erkannt werden kann. — Aber auch der Hin- 
weis auf den Wortlaut des § 1: „wenn das Verlaliren ihre Un- 
schuld ergeben hat usw." vermag an der oben vertretenen Auf- 
fassung nichts zu ändern. Denn wenn auch zugegeben werden 
kann, daß das Vorliegen jener meist impondorabelen Erforrler- 
nisse — wie „Beseitigung eines hegrfindeten Verdachtes", Nicht- 
unredlichkeit oder NichtunsittUohkeit des Tons — sich oftmals 
in der Hauptrerhandlung ohne besondere Beweiserhebung „er* 
geben** wird, zumal bei Beurteilung ihres Voihandenseins h&u£g 
ethische Gesichtspunkte maßgebend sind, so ist es doch — mao 
denke an das eingangs erwähnte Beispiel — keineswegs ausge- 
schlossen, daß eine lediglich auf Prüfung des staatlichen Straf- 
ai]s])inche^ i^erichtete Hauptverhandlung, auch wenn rIp die Sache 
selbst zu emer Freisprechung hinlänglich aufklärt, eben bezüglich 
jener Fragen nichts „ergiebt", d. h. den Richter darüber im 
unklaren läßt, ob der Angeklap^tn unschuldig ist oder ob noch 
begründeter Verdacht gegen ihn besteht usw. In solchem Falle 
aber darf das Gericht, das ja nicht auf Antrag, sondern Ton 
Amts wegen Uber das Vorhandensein jener Erfordernisse zu be- 
schließen hat, unter keinen Umslflnden vor die Möglichkeit ge- 
stellt werden, rein auf Grund unbestimmter Empfindungen und 
unzureichender Vermutungen seine Entscheidung treffen : u müssen, 
sondern es muß in die Lage versetzt werden, auch bezüglich jener 
impondernbelen ErfordernissB zu einer richterlichen Über- 
zeugung als Grundlage seiner Entscheidung zu gelangen. Um- 
gekehrt muß aber auch dem Angeklagten, für welchen die Mög- 
lichkeit, eine Entschädigung zu erlangen, durch Aufstellung der 
genannten Erfordernisse ohnedies gewaltig erschwert ist, Gelegen- 
heit geboten werden können, das Vorhandensein jener Erforder* 
nisse OTentuell im Wege einer neuen Beweisaufnahme darza- 
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tun. ^* Ans alledem leehtfertigt sich die luer vertaretene 
Memung, 

Dem 80 gefimdenen Ezgebnis stehen aaeh die Yorschnfteii 
der Stra^Tozeßordimng nicht entgegen. Nach diesen ist der 
Richter im Rahmen der strafprozessnalen HanptTerhand- 

luug wohl befähigt, sieh ancfa nach der hier angedeuteten 
Richtung iiin die gewünschte Aufklärung und Uberzeugung zu 
verschaüen. In jeder Hauptverhandlung kann daß Gericht (aus- 
genommen ist natürlich die Hauptverhandlun^ in der Revisions- 
instanz) stets von Amts wegen neue Beweise erheben (§ 243 Abs. 3 
Str.P.O.); andererseits steht dem Angeklagten — außer freilich 
in Schöffensachen sowie in Ubertretungs- und Privatklagesachen 
in der BerofangsinstanSy wo das Gericht den Umfung der Beweis* 
anfnabme bestimmt (§ 244 Ab& 2 daselbst)' — jederzeit das 
Recht auf Ladung neuer Zeugen und SachTcrständigen sowie auf 
Herbeischafiung neuer Beweismittel zu; die Beweiserhebung darf 
nicht deshalb abgelehnt werden, weil das Beweismittel oder die 
zu beweisende Tatsache zu spät vorgebracht worden sei (§ 245 
daselbst), und auch sonst unterliegt die Ablehnungsbefiip^nis des 
Gerichtes nach Theorie und Praxis den weitgehendsten Be- 
schränkungen.^ 

über das Verfahren in der EeTisionsinstanz gemäß § 394 
Abs. 1 Str.P.O. Tgl. unten SL 122 f. dieser Abhandlung. 

* Die AuHfuhrungeu der Motive (S. T), daß man von dem hier ver- 
tretenen Standpunkte au8 auch deu Nicbtverliafteteu das y:leiche Recht 
auf auädrückliüke Ermittelung ihrer Unschuld zugesteheu müäae, da die 
Feststellung der Unschuld für diese einen ungleich hSheren Weit besitaai 
könne, sind in dieBein ZQMmmenhange nieht reeht TentSndlioh. Die Feft> 
stellimg der Unschuld geschieht doch in unseren FftUen nicht, um den 
Angeklagten in den Angen der Welt als ,|iui8chiildlg" sn rehabilitieren, 
sondern lediglieh, um die Grundlage für einen EntscbSdi^uugsanspruch zn 
gewinueii, Grund dessen dw Verhaftete seinen durch die Uutersaehnngs- 
haft entstandenen Vermögensschaden ersetzt verlangen kaun! 

' d. h. immer im Wege einer Bewrisaufuabnie, die sicli im Kähmen 
der strafprozessualen Hauptverhaudlung abspielt. S. u. 

^ Auf diesen Mißstand bezieht sich auch Bozi, Recht 8. Jahrg. S. 134. 

* Diese im Eiuzelueu hier darzustelleu, würde deu Kähmen vorliegen- 
der Abhandlung überschreiten. Vgl. inri>«M»ndeie die eingebenden EvSrto- 
jongen bei LOws au § 248 Note 8 ff. und die dortige Literatar. 

8* 
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^^^^ 

Was das bei der bisherigen DarstoUang der Übersichtlichkeit 
halber vorerst beiseite gelassene Beschlußverfahren anlangtf 
80' giebt die Stra^irozeßordnung aach hier im wesentlidieik aus- 
reichende Besttmmnngen der geforderten Art So ist vor Ent- 
seheidnngliber dieEr5ffiiung des Haaptrer&hrensder Angeschuldigte 
nnter Mitteilung der Anklageschrift »»aafzufordero, sich innerlialb 
einer zu bestimmenden Frist zu erklären, ob er eine Vomnter- 
suciiuiig (wenn eine solche noch nicht stattgefunden hat) oder die 
Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor der Haujitverhandlung 
beantragen wolle (§ 199 Abs. 1,2; diese Vorschrift versagt frei- 
lich in Schöüengerichtsaachen, Abs. 4 daselbst)"; andererseits kann 
das GMchti nnd zwar auch der Amtsrichter, vor der Beschlaß- 
fassnng »^ur besseren Anfklärong der Sache" die Vornahme ein- 
zelner Beweiserhebnngeni . in nicht schöfifengerichtlidien Sachen 
die Ergänzung der Vornntersuchnng oder die Eröffiinng einer 
soldien — wenn dieselbe noch nicht stattgefunden hat — anordnen 
(§ 200 Str.P.O.). 

Aus alledem ergiebt sich, daß das die Hauptentscheiduog 
fällende Gericht im Rahmen der Strafprozeßordnung sehr wohl 
befähigt ist, auch in Richtung auf den EntschädigungsbeschluB 
die erforderlich ersclit iiit nden Beweise zu erheben. Auf der 
Gmudlage dieser im System der Strafprozeßordnung begründeten 
Befähigung erwächst durch das vorliegende Gesetz dem Gericht 
eine Verpflichtung. Dieselbe tritt um so dringender an den 
Bichter heraui als der Verhaftete in einer Reihe von Beziehungen 
hinsichtlich der Mö^ichkeit^ eine Aufklärung nach der bezeichneten 
Richtung herbeizuf&hren, weniger günstig gestellt ist (vgl z. B. 
§§ 244 Abs. 2, 199 Abs. 4, auch Abs. 8 daselbst). ^ 

* Die nach dem Text geforderte Prttfiing des Vorliegens oder Nicht- 

yorliegeua der Eutschädigungserforderuissc muß sich im Falle des Haapt- 
verfahrons, wie bereite ob(?u S. 115 (auch Aiim. 2 daseibat) bemerkt, streng 
im Kähmen der strafprozessualeu Hauptverhaiullnng halten. Eine selb^tämliue 
Prüfuug der Eutächädigungsvoraussetzniit^eii in einem besouderen Viirl'ahren 
verbietet .sich hier. Kommt da?» Gericht hv.l dfr Beratuug zur Freisprechuug, 
hegt es aber bezüglich der Eutachädigung^^vuraussetzuugen noch Zweifel 
und sieht es sieh daher veranlaBti noch einmal in die Beweisaufnahme ciu- 
zutrelen, so smd naoh Schluß dieser Beweisanfbahme die Formaliea des 
§ 857 Str.P.O. nochmals m erfüllen nnd das Urteil efst denn zu verkflndoD. 
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Wie die Beweiserhebung im einzelnen za erfolgen hat und 
wie weit sie auszudehnen ist, bestimmt das Gericht je nach Lage 
des Falles nach seinem freien Ennessen. Im Falle des § 2 
Abs. 3 des Gesetzes werden, wenn der Angeklagte glaubhaft in 
Abrede stellt, die genannten Strafen yerbüBt zuhaben, und wenn 
das Gericht das a. a. O. angeführte „nicht notwendige" Erfordernis 
zu berücksichtigen gedenkt, zweckmäßig die betreffenden Akten 
zum Beweise herangezogen werden müssen. 

Die so gewonnen 11 Grundsätze finden aber auch nonh nach 
einer anderen Richtung hin Anwendung. In § 9 dieser Abhand- 
lung wurden die Fälle aufgezählt, in denen die Beendigang des 
Verfahrens aus einem anderen Grunde erfolgt, als weil der An- 
geldagte der ihm zur Last gelegten Tat nicht überfilhrt werden 
kann. Bs sind dies die F9lle, wo wegen fehlenden oder un- 
genftgenden Straiantrages die Eiinstellnng des Verfobrens erfolgen 
muß, wo die strafbare Handlung verjährt ist oder wo, wie z. B. 

Ei|^^eiiartig wird dieses Ergebui.s unter Umstäudeu das Schwurgerichts- 
verfahreu beiufluasen. indem hier das Gericht, falls es an der Schuld des 
Angeklagten Zweifel hegt, für den Fall eiuer möglicheu Verneinung der 
Schuldfrage durch die Geschworenen bereita vor der Fragestellung auch 
flolehe Tfltaaelien aufklären iniiß^ die aufiwfaalb des Wabnpniekes der Ge> 
aehwoxeiMii liegen (s. B. Festotellong, ob der Verhaftete seine Vohaftmig 
grobfiabrlgiwig Tersehnldet hat; FeetateUmig der Toretiafen gemiB Ab». 8 
des ^ 8, wenn Angeklagter diese verbüßt zu haben beatreitetX da im Falle 
des § 314 Abe. 1 Str.P.O. eine erneute Beweiaaufeahme unter keinen Um- 
ständen mehr zulässig ist 

Weiter ist in diesem Zusammenhang zu behandeln die Frage, ^vie zu 
verfahren api, wenn das zur Beschlußfassung über die Entschädi^j^uni^^sfrage 
berufene Genclit es versehentlich unterläßt, die genannte Enta( ht i iimg zu 
treffen und wenn der Angeklagte oder ein UuterhaLtäbcrechtigtcr das ihm 
nach richtiger Ansicht (vgl. oben S. 104£ dieser Abhandlung) gegen eine 
solcbe Unterlassung anstehende Rechtsmittel der Besehwerde etgreift Hier 
wird allein das Gericht, das die fxeispreehende oder aufler Terfolgang 
aetaende Hanptentscheidnng getroffen hat, an einer naehtrSglichen Beaehlnß- 
ftasnng berufen sein (vgl. oben 8. 108 dieser Abhandlung); diesem aber 
wird man, da es Uber Erfordernisse zu entscheiden hat, die meist nur in 
der Uauptverhandlung erkannt werden können, die Befugnis einräumen 
müssen, crfordorlichenfalls die Hauptverhandlung zu wiederholen oder doch 
wenigstens eniü;elue Beweiserhebungen zu beschlieBen. Im Fall der Wieder- 
holuntr der Hauptverhandluuf^ dürfte iU)ri<jcTi3 in dor Ilauptentscheidnng 
nicht abgewichen werden. Vgl. Lowe zu. 1598 §4 Aum. 1. 
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in § 178 Abs. 4 Str.G.B^^ ein Delikt im Bechtssiime nur wegen 
Fehlens einee snbjekÜTen Tatbestandunerkmalee nielit Yorliegt 
Nun konnte oben^ des längeren ausgeführt werden, daß in solchen 
F&llen eine JBntscbftdignng nidit schlechthin ausgeschlossen werde, 
vielmehr auch hier das Vorhandensein der Entschädigaogs- 
erfordemisse geprüft werden müsse. Damit wird jedoch das 
Vertakren auch nach dieser Richtung hin nicht unwesentlich 
beeinflußt. Denn während disher das Gericht beim Hervortreten 
von Umständen, die die Straflosigkeit des Angeklagten begründeten, 
zur sofortigen Beendigung des Verfahrens für berechtigt erachtet 
werden durfte^, so wird es nunmehr, falls es auch sachlich an 
der Täterschaft des Angeklagten Zweifel hegt, seine Erörterungen 
und Beweiserhebungen so lange fortsetzen dUrfen und messen, bis 
es über das Vorhandensein auch jener Erfordemisse za einer 
richterlichen Überzeugung gelangt ist Auch hier gilt es 
nicht, den Angeklagten, der sonst einer Entscheidung in der 
Sache selbst überhaupt nicht teilhaftig geworden sein würde, vor 
den Augen der Welt als „unschuldig^* zu rehabilitieren; es soll 
ihm lediglich ein Entschädigungsanspruch verschaff"t werden, 
welcher die ihm durch die Verhaftung entstandene Vermögens- 
einbuüe in geeigneter Weise auszugleichen vermag. Letzterer 
kann ihm nicht um deswillen versagt werden, weil eine tatsächhche 
Prüfung der Frage für die Hauptentscheidung sich erabrige.' 

§21. 

Die Unanfechtbarkeit des Beschlusses. 

Tn Anlehnung an die gleichartige Bestimmung in dem Gesetz 
vom 20. Mai 1898 hat § 4 Abö. 3 Satz 2 unseres Gesetzes die 

' § 9 dieser Abhandlung. 

* LuwE wollte in solchen Fällen eine sofortige UrteilsüKllang zulassen, 
auch ohne Beachtung des § 844 Ab8..1 Sats 1 (vgl. ^ 244 Note 7 and § 259 
Note bii, Abs. 2). 

» Auch der Wortlaut des § 259 Abs. 2 Str.F.O.: „Die Einstellung 
des Vcrfalireua iät aasznspreehen , wenn aich ergiebt usw.", schliefit eine 
weitere Beweisaufnahme nicht aus, nachdem sich das Fehlen des Antrags 
usw. eigeben hat. Das „wenn'' ist hier nieht temporal (gloicb sobald) , 
sondern konditional (gleieb falls) so verstehen, 
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Unanfechtbarkeit des Beschlusses ausgesprochen und damit 
sowohl dem Verhafteten als der Staatsanwaltsehafb ein Beohts- 
mittel gegen denselben versagt Im Beichstage bat diese 
Stimmung manchen Angriff erfiabren^: es warde banpi^blich — 
und nicht ganz mit Unrecht — dannif hingewiesen, daß man 
infolge jener Unanfechtbarkeit zn einer einbeitlicben Bechtspreehung 
nun niemaJbs gelangen werde, da der höchste Gerichtshof sich 
nur iu Ausnahmefällen mit der iilutschädiguugsfrage werde befassen 
können.^ Man darf dieses Resultat beklagen^, namentlich im 
Hinblick auf die Auslegung der mannigfachen in dem Gesetz 
enthaltenen Einzelfragen und Einzelbegriffe; es fragt sich aber^ 
ob auf Grund der allgemeinen Gedanken des Gesetzes eine 
andere Lösung überhaupt möglich war. Es wurde bereits mehr- 
iach darauf hingewimn^, daß das Gesetz bestrebt ist, nur dem 
die Hauptentsoheidung treffenden Siebter die Entscheidung 
auch über die Ersatzfrage anzuTertrauen: und es muß diesen 
Standpunkt einnehmen, da es die Zubilligung der Entschädigung 
Yon Erfordernissen abhäugig macht, deren Vorliegen oder Nicht- 
vorliegen nur der mit der Sache selbst befaßte Strafrichter ent- 
sihoideii kann. Eine selbständige, von dem Verfahren in der 
Hauptsache abgetrennte, durch ein Bechtsmittel zn erreichende 
Nachprüfung des Entschädigungsbeschlusses durch ein höheres 
Geriebt würde jenen Grundsätzen völlig widersprechen: daher 
war fbr ein solches Bechtsmittel im System des Gesetzes kein 
Raum. 

Gleichwohl ist die Entscheidung über die staatliche Ent- 
scbftdigungspflicht nicht von Tomherem eine endgültige. Das 
Gesetz bestimmt nümBch in den Absätzen 2 und 4 des § 4: 

„Wird auf üin gegen die Hauptentscheidung eingelegtes Rechts- 
mittel von neuem auf Freisprechung erkannt oder Außerverfolgung- 

* Stenogr. Ber. S. 850, 658, 663 A, 6S8D. 
« Vgl. obeu S. 103, unten S. 122 f. 

3 Vgl. auch KöHLBB, G.Saal Bd. 64 S, 371 f. - Winkler, Eecht 
8. Jahrg. S. 96 f., will wenigstens im Beschlußverfahren, ,,wo der Angeklagte 
nicht einmal gehört worden ist", ein Bechtsmittel, nämlich das der 
fortigen Beschwerde", zulassen. — Vgl. auch Bozi S. 125 dieser Abband- 
Imig Note 1 «. E. 

* oben S. 103, 117 Anm. 
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Setzung beschlossen, so ist von dem erkennenden bezw. beschließenden 
höheren) Gericht über die Ekitsohädigungsfirage von neaem Be- 
schluß zu fiuasen.'* Der gesetzgeberische Grund dieser fiestimmung 
eigiebt sich aus dem oben Gesagten mit Leichtigkeit. Das in der 
Sache selbst Ton neuem entscheidende Gericht, das in gleicher 
Weise wie der Vorderrichter m einer die Strafverfolgung des 
Verhafteten aufgebenden Entscheidung gelangt, kann auf Grund 
der ihm nunmehr vorliejP^endeii Beweise und danach vielleicht 
veränderten Sachlage hiusiclitlich des Vorliegens oder Nichtvor- 
liegens der zur Entschädigung berechtigenden Erfordernisse anders 
denken als das Gehöht niederer Ordnung; solchenfalls aber er- 
scheint es billig, diese nnderweite Ansicht anch in einem erneuten 
Beschlüsse zum Ausdrucke gelangen zu lassen.^ 

Yoiaussetaung ist freflich, daß auch in der höheren Instanz 
„auf Frdspzechung erkannt^' bezw. „die Außerrerfolgungsetzung 
beschlossen'* wird. Das bedeutet, daß in der höheren Instans 
eine KachprOfung in tatB&chlieher Beziehung stattgefunden 
haben muß, um einen erneuten Beschluß — der ja in gewisser 
Hinsicht mit der Entscheidung in der Sache selbst in engstem 
Zusammenhange steht — zustande kommen zu lassen. Wo die 
höhere Instanz nur ans Rechtsgründeu erneut mit der Sache 
befaüt worden ist, da ist auch kein ßaum für einen neuen £nt- 
schädigungsbeschluß vorhanden.^ 

Die Yorstehenden Sätze bedürfen noch einer näheren Er- 
örterung. Aus ihnen ergiebt sidi zunächst praktisch « daß über 
die Entscbftdigungspßicht Ton neuem dann zu beschließen sein 
wird, wenn eine gegen die FreiBprechung eingelegte Berufung 
oder eine gegen die Außerrerfolgungsetzung erhobene sofortige 
Beschwerde der Staatsanwaltschaft verworfen wird.' Denn 
hier ist das Gericht zu neuer tatsächlicher Prüfung berufen. 



* So im wesentlichen die Mot. zu § 4. 

^ Vgl. Mot. a. a. 0. — Einp npwisse Modifikation, die jedoch von dem 
im Text aufgestellten Grundsätze nur scheinbar abweicht» erhält di^er Satz 
durch die Ausführungen auf S. 122 f. 

' Eine erneute ,,Freisprechanß" oder „Außerverfolgungsetzuug'' findet 
]n Wirklichkeit nicht statt, sondern eine — Bschlich damit ttboelnstim- 
mende — VerwerAmg des staatsanwaltBchafUichen Secfatmiittelst 
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nuihm aueh im Sinne des Gesetzes zur £2nt8cheidung über Vor- 
liegen oder NichtVorliegen der EntschÄdigungserfordernisse befähigt. 
— Anden in d«i Fällen, in denen ein Bechtamittel — z. B. in 
den Fallen der 8§ 363, 389 StrP.O. — als anzul&ssig ver- 
worfen wird. Hier erübiigt ricli nach dem Gesagton eine 
besondere Beschlnßfassnng deshalb, weil eine tatsächliche 
Prüfung gar nicht stattfindet nnd dämm anch eine yon nnserem 
Gesetze ^clorderte Würdigung des (.TesamtverbalteDS des Ver- 
hafteten, z. B. eine Feststellung der Unschuld desselben, nicht 
erfolgen kann. Das gleiche wird man annelirneii müssen, wenn 
die gegen ein freisprechendes Urteil eingelegte Kevision der 
Staatsanwaltschaft von dem Revisionsgerichte zurückgewiesen 
wird.^ Denn da das Eeyisionsgericht allein die rechtliche, niemals 
aber die tatsächliche Seite der Sache znm Gegenstand seiner 
JBrörterungen madien dar( so kann es einen Beschloß, der seine 
Grundlage ledi^ch in der tatsächlichen Würdigung des Falles 
hat, niemals erlassen, zomal ihm die f&r eine solche Entscheidung 
wichtigsten Grundlagen — wie der persönliche Eindruck yom 
Angeklagten, die Glaubwürdigkeit der Zeugen, das Aussehen 
der Urkunden, die Beschaffenheit des beaugenscheinigten Tat- 
ortes usw. ^ — als Unterlage fiir seine Entscheidung nicht zu Ge- 
bote stehen.' 

* Übereinatimmend anch Rohen zu jj 4 Note 2. — Vgl. aucli Mot. S. lt. 
' Vgl. § 390 Abs, 1 Satz 2 Str.P.O.: der Angeklagte braucht nicht zu 

erscheinen; §3i^l: eine BeweiBaulnahme findet nicht statt. 

* £b könnte diesen Gränden gegeaäber dngewendet wefden, daft anch 
das über die ErSffiiimg des HauptverfshraiB luw. beacUiefiende Geriebt 
ohne die gauumten ErkeuDtnisquellen entBeheideii und ideh dennoch mit 
der EntBebidlgnngalkage befuMa mfitee. Dem gegenüber ist darauf hin- 
TOweiaen, daß dieses Gericht einmal zur tatsächlichen Prüfung der Sache 
berufen ist, dann aber für den Fall, daß das Vorliegen der Eutschädigungs- 
erfordemlBse zweifelhaft ist, die notwendigen tatsächlichen Ermittelungen 
durch BeweiHerhebniig veranlassen kann 200 Str.P.O.X was dem Bevisions- 
gericbte versagt ist. 

Auch der Hinweis auf die oben in §§ 9, 20 a. E. dieser Abhandlnng 
gemachten Ausführungen, na(;b welchen das lediglich aus Rechtsgründen — 
z. B. wegen fehlenden Antrags — .das Aufgeben der 8tra#!rerfolguug aus- 
sprechende, besehliefiende oder erkennende Strafgericht j^eicbwobl aar 
Fassung eines Bntschädigungsbefchlasses verpffiehtet sein soll, veraiag an 
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D&ß das Grericht höherer Instanz auch für den Fall der 
Aufhebung des verurteilenden Erkenntnisses des Vorder- 
ri<diter8 gmnds&tzlich über die Entschädigung der Staatskasse zu 
beschlieBen bat, eigiebt sich bereits aus § 1 des Gesetzes. Im 
Übrigen walten hier die gleichen Gmnd^tze ob: sonach hat den 
Beschluß stets zu fassen der Bemfnngsriohter.^ — Was das 
BeTisionsgericht anlangt^ so hat dieses je nach Lage der Sache 
entweder zurückzuverweisen oder selbst zu entscheiden (§ 394 
Str.P.O.). Hier verbietet sich im ersteren talle die Fassung 
eines Enlschädigniii^>iif Schlusses bereits aus dem nicht abschließen- 
den Charakter der Hauptverhaudlung heraus ohne Bedenken.^ — 
Fraglicher schon erscheint dies im zweiten Falle, wenn das 
Be?ision8gericht entgegen der verurteilenden Vorinstanz gemäß 
§ 394 Abs» 1 Str.P.O. auf Freisprechung oder Einstellang 
des Verfahrens erkennt Denn hier liegt emerseits die Ent- 
scheidung eines Gtoriditee vor, das nur mit der rechtliches 
Seite der Sache beMt ist; andererseits idkre es eme große ffirte, 
dem seine Freisprechung erst in der Rerisionainstanz erreichenden 
Verhafteten einen Entschädigungaanspruch lediglich aus Juris ti- 
schen Krwä^rnngen heraus zu versagen. Man wnrd daher einen 
Mittelweg einschlagen müssen, der auf der einen Seite dem 
Verhafteten die Erlangung einer Entschädigung nicht grund- 
sätzlich abschneidet, auf der anderen aber das Revisionsgericht 
. nicht mit der Entscheidung tatsächlicher Fragen betranty die dem 
Bevisionsverfahren in seinem innersten Wesen firemd sind. 

der im Text vertretnMn AnUhiiiing nlehts m Sadein. Denn jenes Gericht 
»t Tomdunlieh heraftn, die tatsächliche Seite der Sadie sa prfifen und 
vorerst sa diesem Zweck stehen ihm die msiiiiig&ehe& Erkeimtnisqnellen 
des Stra^nroMsses sn Gebote; ttg^ebt sich nim auch wiiUich Im Isiaii der 

Verhandlung die Notwendigkeit einer Freisprechung uB\r. lediglieh ans 
Rechts^Tünden, so bleibt gleichwohl die Befugnis, mit genannten 
Mitteln deu Sachverhalt, soweit derselbe ftir den Entschädigungsbeschluß 
wichtig erscheint, in tatsächlicher Besiehung aufzuklSxen. Vgl. hienu 
auch S. 118 Anm. 3 dieser Abhandlung. 

' Das parallele Beschhiß verfahren kommt mit Rücksicht auf die Ün- 
aufechtbarkeit der das Ilauptverfahren eröffnenden Beschlüsse hier nicht 
m Betracht (§ 209 Abs. 1 Str.P.0., vgl. dasn auch LOwa Note 8 a daselbst 
und die dort angeliUute Literatur). 

* Vgl oben 8. 48| 68 ff. dieser ilbhandliiiig. 
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Hier mvd man mit folgenden Erwägangen zum Ziele gelangen. 
Der §894 Str.P.O. l&ßt das Bevisionsgericht nur dann in der Sache 
selbst entscheiden! ^sofern ohne weitere tatsächliche ErOrterongen 
auf Freisprechimg oder auf Einstellung des Verfahrens zu erkennen 
ist''. Sind „weitere tatsächliche Erörterungen** erforderlich» so 
muß zurttckverwiesen werden (Abs. 2 daselbst). — Durch unser 
Gesetz wird aber, wie bereits oben gezeigt', dem Strafrichter im 
aligemeinen die Verpflichtung auferlegt, den Sach verbalt nicht nur 
wie bisher im Hinblick auf die bevorstehende Hauptentscheidung, 
sonderji auch mit Kücksicht auf einen für den Fall einer Frei- 
sprechung erforderlichen EntschädiguugsbeschluÜ und die diesem 
zu Grunde liegenden Entschädigunp^serfordernisse tatsächlich auf- 
zuklftren; das Qericht hat also seine tatsächlichen £rörterungen'V 
sofern es letzterer überhaupt bedarf, nach zwei Bichtungen 
(nicht wie bisher allein auf die Schuld des Angeklagten^ zu 
erstrecken. Nun erscheint es- zur Vermeidung der Härten, die 
eine grundsätzliche Yersagung des Entschädigungsanspruches in 
unserem Falle mit sieb bringen würde, nicht unzulässig, unter die 
„tatsächlichen Erörterungen" des § 394 Str.P.O. auch die auf einen 
etwaigen Entschädigungsbeschiuß bezüglichen mit einzube^reifeii 
und damit den Absatz 1 ;i. a. 0. nur dann zur Anweiiduiig gelaniien 
zu lassen, wenn es auch dieser Letzteren zur Entscheidung der tür 
den Beschluß in Betracht kommenden Fragen nicht mehr bedarf. 

Damit gelangen wir zu folgendem Besultat: das Bevisions« 
gexicht hat nur in dem Falle selbst zu entscheiden, wenn es 
ohne tatsacUicfae, auf die Hauptsache oder die Entschädigungs- 
frage bezftgliche Er&rtorungen zur Freisprechung und zur (posi- 
tiven oder negativen) Beschlußfassung gelangt. Anderenfalls 
hat es die Sache gemäß Abs. 2 a. a. 0. an die Vorderinstanz 
zurückzuverweisen, der alsdann die Entscheidung über die Ent- 
schädigungsfrage zusteht. 

Es darf hier endlich noch die Frage aufgeworfen werden: 
Kann der Freigesprochene oderAußer Verfolgung Gesetzte, der eine 
Entschädigung nicht erhalten hat, die Vorschrift des § 4 Abs. 3 
Satz 2f wonach der Beschluß unanfechtbar ist, wirksam dadurch 

^ § 20 dieser Abbandlnog. 
* Oben 8*47 ff. 



124 Di« GeltendmaohoDg des EaischfldigiiiigflMUipfaelies. 



umgehen, daß er die HaaptentBcheidung anficht und so 
gemäß Abs. 2 des genannten Paragraphen eine nene 
BeschlußfaBSung herheifahrt? 

Die Frage ist zu Yemeinen. Znnftohst ist dem Verhafteten 
der Inhalt des Beschlnsses Tor der Bechtskraft der Hanpten^ 
Scheidung regelmäßig nnhekannt, da er erst nach Bechtskraft 
dieser Entscheidung zugestellt wird (§ 4 Abs. 3 Satz 1), vorher 
aber niclit in die OflFentlichkeit dringt Auch aus .den in der 
Hauptverliaodiung verkündeten Urteilsgrtinden (§ 267 Str.P.O.) ist 
ein absolut sicherer Schluß auf den Inhalt des Beschlusses nicht 
immer zu ziehen, da sich jene Gründe nur über die Voraus- 
setzungen des § 1, nicht iüi>er über die des § 2 des Gesetzes aus- 
lassen. — Selbst angenommen aber, der Inhalt des Beschlusses 
sei dem Verhafteten bereits vor Zustellung des Beschlusses^ also 
TOr Bechtskraft der Hanptentscheidung, dentlioh erkennbar, wie 
dies z. B* stets der Fall sein wird, wenn die Urteilsgründe e^ 
geben, daß die JMsprechung ledi^ch mangels genügender 
Beweise erfolgt ist, so ist doch eine Anfechtung der die Straf» 
Verfolgung aufgebenden Hauptentscheidung seitens des Frei- 
gesprochenen aus allgemeinen strafprozessualischen Erwäjnmgen 
heraus als völlig unzulässig zu bezeichnen. Denn eine straf- 
prozessuale Entscheidung unterliegt nur dann der Anfechtung 
durch üechtamittel, wenn ihr Inhalt den Anfechtenden be- 
schwert: der Angeklagte darf darum ein gegen ihn ergangenes 
Urteil nur dann anfechten, wenn in demselben seine Schuld 
festgestellt ist^, da er durch eine solche Feststellung unter 
allen Umst&nden beschwert wird, sei es — wie es die Begel 
ist — , daß auf Grund jenes Schuldspruches seine Verurteilung 
erfolgt, sei es, daß er zwar von Strafe freigesprochen wird 
(Vgl. §§ 199, 233 Str.G.B.s), gleichwohl aber der Schuldspruch 
bei einer späteren Verurteilung wegen der gleichen oder eiiwr 
ähnlichen Tat als erschwerend ins Gewicht fallen, auch die Ver- 
urteilung in die Kosten des Verfahrens gemäß § 5ÜU Ötr.P.O. 
erfolgen kann.^ iiAne Beschwerung des Augeklagten in diesem 

* Vgl. S. 47 ff. dieser Abhaadlong.. 

* Übereiiurtimmend LSwv lu § 888 Nota 2b; Bindimo S. 287 YI\ y, Kues 
8. 688; PvoBBLT 8. 526; Ullmahs S. 684, o. a. 
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stra^rozessaalen Sinne liegt aber bei Versagnng eines Eni- 
schädigangsanspraches nicht vor; denn das freisprechende ürteil 
basiert ja gerade auf der Nichtschnld des Angeldagten. Nun 
wurde zwar im yorigen Paragraphen ausgeftlhrt, daß die Er- 
hebungen des die Hauptentseheidung treffenden Richters auch 
auf Ermittelung der Unschuld des Angeldagten rait erstreckt 
werden müßten; dies hat aber doch nur um deswillen zu ge- 
schehen, weil die „Unschuld** des Angeklagten ein notwendiges 
Erfordernis des Entschädigungsanspruches ist; die Haupt- 
entseheidung hat mit der ^,Unschuld" des Angeklagten gar nichts 
zu tun. Aus alledem folgt, daß der Angeklagte kdneefaUs die 
seine Nichtschuld feststellende Hauptentscheidung aus dem 
Grunde anfechten kann, weil seine Unschuld sich nicht ei^eben 
habe und ihm deshalb ein Bntschftdigungsanspmch ymagt gct 
blieben seL^ 

§22. 

Zeitliclie Qrenzen der Wirksamkeit de» Beschlusses, 

Nach den AusflOhrungen des Torigen Paragraphen tritt der 
Entsch&digungsbeschluß Ten selbst außer Kraft, wenn infolge 
emer Anfechtung der Hauptentseheidung eine ander weite Be- 
schlußfassung in der höheren Instanz erfolgt; Zeitpunkt 

des AulieikialUretens ist die Fassung des späteren Beschlusses. 

' Durch die Vorschrift über die Unanfechtbarkeit des Beschlusses wird 
indirekt bestimmt , daß eine Nachprüfung der Unschuld des Verhafteten 
nicht statttiudeu soll. Hierauf aber müßte sich ja gerade das Kecht-^mitd l 
des Freigeaprocheucn richten, da seine Nichtbchuld bereits aucrkaunt i.^l. 

Überdies würde eine Anfechtung dca Beschlusses nach § 2ü2 Str.P.O. 
dureh den Beaduildigten nidit m(!gUdi wam, da dieser BeeehluB gemSfi 
§ 209 Aba. 8 daaelbst nur toh der Stsatsanwaltewlisft mgefoeliten werden 
kann. — Ein Eingdien auf die praktischen Folgen, wdieke die Gewttfarang 
eines Beohtsmittels in den genannten Fftllen tSx das ganze strafyroseBsuale 
Yer&hren (das ja docb mcSgUchst unberührt bleiben soll) haben würden kann 
sieh an dieser Stelle erübrigen, da die Unzulässigkeit eines solchen Beohts- 
mittels bereits aus theoretischen Gründen einleuchtet. 

Nach alledem ist die Hi-mcrkunc' voii Bozi im „Recht" 8. Jahrg. 
S. 135: „daß die Uuauft rlitliurki it di - Bi-scliiuHHes nur zu Uuirunstcu de» 
Verhafteten statuiert .sei, da du-, btaatüauwaltachaft gemsilj g 4 Aba. 2 er- 
zielen könne, daß da» letztentficheidendc Gericht im Gegensatz zur Vorin- 
stana die Entsch&digimg veraage", bedaneiUeherweise niclit ganz nnriohttg. 
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Das Gleiche gilt, wenn die höhere Instanz zurftckTerweist 
und der Vordemchter zn erneuter ßeschlnßfassang gelangt 

Keiner besonderen Herrorhebnng bedarf« daß der BeBchluS 
fleine Wirksamkeit ?on selbst auch dann terliert^ wenn die hdbere 
Instanz abweichend Ton der Entscheidnng des Vorderrichters Ter* 
urteilt oder das Hauptverfahren eröffnet 

Kratt positiver Vorschrift soll aber weiter der die Ent^ 
scbädigungsverpflichtung aussprechende Beschluß dann außer 
Kraft treten, wenn zu Ungunsten des Freigesprochenen tlie 
Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet oder wenn 
gegen den Außer Verfolgung Gesetzten nach Wiederaufnahme der 
Klage das Hauptverfahren eröffnet wird (§ 5 des Qesetses). 
Notwendig ist also nicht eine spätere Verurteilung; es genftgt 
ein nachtrii^liches Heryorbreten neuer Verdachtsmomente, Der 
in der Hauptsache too neuem entscheidende Bichter ist dann, 
hih er zur Freisprechung des Angeklagten gelangt, von neuem 
zur Fassung eines Entscbftdigungsbeschlusses berufen. 

Wenn zu den genannten Zeitpunkten die Entschädigung be- 
reits ausgezahlt war, so kann sie von da an zurückgefordert 
werden (§ 5 Satz 2). Diese Vorschrift ist nicht ganz glücklich. 
Es ist doch sehr leicht denkbar, daß der Angeklagte wiederum 
freigesprochen wird und daß dann die Entschädigung yon neuem 
ausgezahlt werden muß; die vorherige Zurückforderang aber kann 
dem Angeklagten schwere wirtschaftliche Nachteile bringen.^ Hier 
sollte der Zeitpunkt einer sp&teren Verurteilung oder der Fassung 
eines Tersagenden Beschlusses als maßgebend angenommen werden.' 

Im Anschluß an die Vorschriffc des § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
bestimmt endlich % 8, daß unter gewissen Umständen die Ent- 
scheidung der obersten ßehürde der Laudesjustizverwaltung nach 
§ 6 Abs. 2 sowie die Zahlung der Entschädigung nach § 7 Abs. 1 
wegen Auftreten späterer Verdachtsmomente boü ausgesetzt werden 

' Darauf weist iiisbt'^<ondrre Köhleb, G.Saal Bd. 64 S. 373 hin: „es 
kuuntc oiiic schwere Seliädigun^' bedeuten, wenn der Vcrhafti te die viel- 
leiclit 8cl»wer uud nur durcl» Verkauf zu Schleuderpreisen flimsig i^u machende 
Summe jetzt »clion hcrauäzahleu muß. Um den uaclitiagliclt wicde^ 
crlaogten Betrag kann er die Sachen nidit niifteUcaiifen." 

* So aneb Hahk, D.J.Z. 1904 S. 184 f. 



Digitized by Google 



Di« Entadieidmig über den Betrsg des AnBpruehes. 127 

können. Hier genügt es aber lediglich, daß zu UnguiiBten des 
Angeklagten die Wiedmnfoahme des Verfahrens beantragt oder 
gegen den AuBer Verfolgung Geaeteten die Klage viederanf- 
genommen worden ist 

§23. 

Dia EntscMdung über da» Batrag daa Ai»|inielies. 

Wenn ein Verhafteter freigesprochen oder außer Verfolgung 
gesetzt wird, so hat der Strafrichter einen fifeschluß zu fassen, 
der Über das Vorliegen der staatlichen Entsch&digangs- 
pflicht entscheidei Damit ist jedoch seine T&tigkeit erschöpft; 
das weitere Verfiihrenj namentlich die Festsetzung der Höhe 
des zugesprochenen Anspruches, ist ihm durch das Gesetz 
entzogen. Der Straliichter entscheidet also nur iHjer den Grund, 
nicht über den Betrag des Anspruches. Diese Zweiteilung der 
Entscheidung, die sich bereits in dem Gesetze von 1898 findet, 
hat zwar von den verschiedensten Seiten lebhaften Widerspruch 
erfahren^, weil sie das mehrfach erwähnte Prinzip, nur dem mit 
der Sache selbst befaßten Bichter die Entscheidung über die 
Entsohädigungsverpflichtung des Staates zu überlassen, in gewisser 
Weise selbst wieder durchbreche; es firagt sich aber, ob eine 
andere Lösung des Flroblems — woUte man einmal das straf* 
prozessuale VerfieJiren möglichst wenig Yon dem Entschädigungs. 
verfahren beeinflussen lassen — überhaupt denkbar war. Die 
Festsetzung des Betrages jenes Anspruches hätte gegebenen la Iis 
der Vornahme von Erhebungen bedurft, die noch weniger als die 
Erörterungen über den Grund desselben in den Rahmen des 
Strafverfahrens als solchen hineingepaßt hätten; denn während 
die Erhebungen aber den Grund mit den zur Hauptsache not- 
wendigen Eröterungen wenigstens zum Teil in einem äußeren 
kriminalistischen Zusammenhange standen, insofern sie sich auf 
Fragen bezogen, deren Beurteilung ledi^ch dem Strafrichter 
überlassen werden kann', besteht bezfiglich der rein civilistischen 

* Vgl. u. V. a. Brunner, Allg. üsterr. Qer.Ztg. 55. Jalirg. Nr. 15 8. 117; 
vgl. auch den Deutachcn Juristeutag vou 1892 (vgl. S. 7 Aum. 2 dieser Ab- 
haiiUluug. 

* Z. B. auf Peatstellung der „Uiisehuld',, der „Nicht-Umcdiicbkeit" etc. 
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Feststellung der Höhe des Betrages ein solcher Zusammenhang 
in keiner Weise, weshalb auch der Binwand, eine andere Behörde 
ermangele bei ihrer Entscheidung des persdnliohen BlindnickeB der 
Hanptrerhandlmig, hier yöUig hinfällig isi^ Ans alledem kann 
die getroffene Zweiteilung des Verfahrens nur gebilligt werden.* 
In § 6 Abs. 2 unseres Gesetzes wird die Entscheidung über 
den Betrag des Auspruclies der obersten Behörde der Landes- 
justizverwaltung zugewiesen. Diese Bestimmung ist geeignet, 
Befremden hervorzurufen. Zu ihrer Begründung^ wurde (so auch 
bereits zu dem Gesetze von 1898) geltend gemacht, daß der Ver- 
haftete durch ein solches Verfahren regelmäßig schneller in den 
Besitz der ihm zustehenden Entschädigung gelangen werde, daß 
aber femer infolge der Vereinigung sämtlicher Entschädigungen in 
der einen Hand der obersten JastizTerwaltongsbehörde wesenüiche 
Ün^eichheiten in der Bemessung jener Vergütung sich leiditer 
würden yermeiden lassen. Diese Ghründe erscheinen aber nicht 
stichhaltig. Zunächst ist in keiner Weise dargetan, weshalb d&s 
Verfahren vor der höchsten Behörde der Landesjustizverwaltung 
einen schnelleren Verlauf nehmen soll als ein solclies vor den 
ordentlichen Gerichten; man darf vielleicht sogar das Gegenteil 
für das Wahrscheinlichere halten im Hinblick darauf, daß jene 
höchste Verwaltungshehörde . die Entscheidungen aus dem ganzen 
Lando in ihrer Hand vereinigt, dann aber auch mit den Zu- 
ständen der betreffenden Gegend kaum so vertraut sein wird und 
infolgedessen weit umfangreichere Ermittelungen anstellen muß 
als das Gericht, das mit Schadensersatzentscheidungen aus seinem 



^ Der peradnliehe Eindrack ist bei der Entseheidiing Aber den Betrag 
entbehrlich. Im AnwallsproEesse, in welchen das VeriUuwn bei Bemfang 
auf den Becbtsweg Übergeht (die Landgerichte sind ansachliefllich sn- 
stündig, § 6 Ab«. 8 Sats 8), braucht ja der Verbaflete auch nicht an er- 
scheinen. 

' Man wenfle niolit ein, daß h<'\ Zangen- und SachverstSndigengebühren 
usw. auch der Betrag von dem 8tr at'richtrr festgesetzt wrvdo. Denn in 
diesem Falle ist die Feftsetziing des Betragee zunieist Äuberst einfach, so 
daß sich praktisch üms Gericht der Hilfe des Geriehtsschreibers bedienen 
kann; die Festsetzung der Höhe des dem Verhafteten zu ersetzenden 
Vermögensachadens kann und wird sich jedoch aumeist «ehwierig und om- 
fitngreicb gestatten. 
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Bezirke ständig befaßt und dauiii bezüglich der Höhe des zu 
gewährenden Ersatzes zu bestimmten, gleichmäßig in Anwendung 
gebrachten Sätzen gelangt ist. Aber auch die behauptete Gleich* 
mäßigkeit der Entscheidungen, die sich durch Vereinigung der- 
selben in einer Hand soll erreichen lasaen, steht durchaus nicht 
so zweifellofi 'fest Denn einmal wird sidi eine solche Gleidi- 
mABigkeit in den Bundesstaaten größeren Umfangs bereits ndt 
RUcksicbt auf die Verschiedenartigkeit der LebensTerhfiltnisse und 
LebensbedttarMsse von selbst yerbieten; dann aber handelt es 
sich bei diesen Kütscheidungen der höchsten Justizverwaltuiigs- 
behörde immer nur um Entscheidungen erster Instanz, die durch 
Berufung auf den Recht swcl^ vor die ordentlichen Gerichte ge- 
bracht und daselbst in beliebiger Weise wieder abgeändert werden 
können (§ 6 Abs. 3 des Gesetzes). — Bedeutsamer aber als dies 
aUes ist, daß durch die getroffene Regelung in geivissem Sinne 
gegen ein an andern Orten nachdrücklichst betontes Grundprinzip 
verstoßen «ird^ — gegen das Prinup nSmlich, daß durch das 
Gesetz dem unschuldig Verhafteten ein Bechts an Spruch auf 
Entschädigung gewfthrt werden soll. Denn wenn eine Ver- 
waltungsbehörde auch nur über die Höhe eines Anspruches 
entscheidet, so ist diesem der spezifische Charakter eines Rechts- 
anspruches in gewissem Sinne genommen.^ liimen Ausgleich ent- 
hält einzig und allein die schon erwähnte Bestimmung des § 6 
Al s. H, in weicher die Berufung aui den Rechtsweg zugelassen 
worden ist. 

Aus diesem allen ergieht sich: der Grundsatz, daß dem un- 
schuldig Verhafteten ein Rechtsanspruch auf Entschädigung zu- 
gebilligt werden sollte, ist im Gesetze nicht ganz festgehalten^ 
indem die eratinstanzHche Entscheidung über die Höhe des Be- 
trages nicht» wie man erwarten sollte, den Civilgerichten, 
sondern einer Verwaltungsbehörde übertragen worden ist. 

Das Verfiüuen im Einzelnen ist folgendes* Sobald die Haupt- 

* Vgl § 8 dieser Abhandlung am Anfang. 

* Im Sesnltat gleich der JnrittoBtag von 1898; denelbe wollte — s. B. 

Bd. 4 S. 438 — eine solche EntBcheidung einer Verwaltongabdifede zulaflseD, 
nicht aber den Beacb&digten veipfliekten, diese Behörde vor Betretung dea 
Rechtsweges anzugehen. Vgl« dagegen unten S. 184 dieser Abhandlang. 
Bajonus, JBntMhidigiiiif. 9 
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entscheiduiig die T?eclitskraft beschritten hat und der Beschluß 
damit ein endgültiger geworden ist^ hat die Zustellung des Be- 
schlusses an den Angeklagten gemäß § 4 Abs. 3 Satz 1 zu er- 
folgen. Von dieser Zustellung ab läuft eine sechsmonatige 
Präklusivfrist, in welcher der Verhaftete, der auf Grund des 
die Blrsatzpflicht der Staatskasse aussprechenden BeschlusseB 
einen Entschädigungsanspruch geltend zu machen gedenkt, „diesen 
Anspruch«* durch Antrag bei der zuständigen Staatsanwaltsdiaft 
„zu yerfolgen* hat (§ 6 Abs. 1 des G-esetzes). Die genannte Frist 
ist ebenso wie die in Abs. 3 a. a. 0. gcnuimte eine Ausschluß- 
frist im Sinne des Bürgerlichen Reciites. Nach richtiger 
Ansicht^ kommen daher die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
über die „Fristen" und namentlich über die „Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand'^ (§ 42 if. das.) hier nicht zur Anwendung; 
das Bürgerliche Gesetzbach hat aber die „Wiedereinsetzung in 
den Torigen Stand" im allgemeinen beseitigt.^ 

Übrigens setzt die Zustellung an den Verhafteten die ge- 
nannte sechsmonatige Frist auch gegenftber den Unterhalte- 
berechtigten in Lau! Denn diesen Personen wird der BeseUnB 
unter keinen Umständen durch Zustellung bekannt gemacht: er 
soll lediglich einem beschränkten Kreise derselben mitgeteilt 
werden (§ 4 Abs. 3 Satz 3). Durch diese Vorschrift bat der 
Gesetzgeber eine möglichste Vereinfachung und VereinheitlichuBg 
des späteren Verfahrens zu erreichen gesucht*: hier wäre es ein 
unzweckmäßiger Zustand, wenn die Frist bezüglich jedes einzelnen 
Berechtigten besonders zu laufen begänne. — Andererseits birgt 
die genannte Bestimmung auch Härten in sich. Es ist nicht 
ausgeschlossen, daß die Mitteilungsberechtigten jene Mitteilung 
nuTersehuldet so spät erhalten, daß ihnen die Einreichung eines 
sachgemäßen Antrages unmdglich ist; andererseits können unter* 
haltsberechtigte Personen^ die dem Gerichte zur Zeit des Erlasses 



* Vgl. § 4 Abs. 2 des Geaetaes. S. den Torigen Paragraphea dieser 
Abhiadlnng. 

* liBHsiMo S. 54 V; WoEBKAW 8. 60; Bomr sn § 6 Note Id. Ab- 
weichend BLuiBOTH ZU 1898 § 5 Note 2. 

* Mot z. B.a.B. Bd. I 8. 846f. 
« Sien. Ber. 8. 2898. 



Digitized by Coogl 



Die EstMlieidiing über den Betrag dei Anspnidies. 131 



der iJOtteümigeii'' nidit bekannt waren oder zum Hansstande 
des Verhafteten geliOrten, einer EntBdiädignng gänzlich Terlnstig 
gehen, weil sie — was freilich selten Torkommen wird — von 
der Existenz eines Entsch&digungsbeschlnsses niemals oder zn 
spät etwafl erfahreti und infolgedessen auch die erforderlichen 
Maßnaiiiiieii zur Erlangung der Entaciiädigiiüg nicht oder nicht 
rechtzeitig ergreifen können. 

Wenn tibrig^f ns im Reichsta.L^e ant^t regt wurde ^, den zu er- 
lassenden Bekanntmachungen einen Hinweis auf den Inhalt des 
§ 6 beizageben, so verdient dies in der Praxis die vollste Be- 
achtung. Da das Verfiahren dem Volke noch nea nnd zudem 
ziemlich umständlich ist, so wird man dem freigesprochenen Un- 
sclroldigen gern eine Handhabe zur Verfolgung seines Bechtes 
bieten, um später nicht lediglich wegen Vers&nmong der Frist 
seinen Anspruch abweisen zu müssen. Zudem sind auch der 
Strafprozeßordnung solche Hinweise auf gesetzliche Bestimmungen 
bekauiit; vgl. z. B. § 453 Abs. 3 Str.P.O. 

Zuständig znr Entgegennahme des Antrages ist nach § 6 
Abs. 1 ,,die Staatsanwaltschaft desjenigen Landgerichtes, in 
dessen Bezirke das Verfahren in erster Instanz anhängig war'', 
gleichviel also, ob eine Strafkammer, ein Schwurgericht, ein 
Schöffengericht oder der Amtsrichter den £intsch&digungsbeschlufi 
erlassen hat Bezüglich deijenigen Sachen, welche in erster 
Instanz zur Zuständigkeit des Beichsgerichtes gehören, erklärt 
§ 9 Abs. 2 des Gesetzes die Staatsanwaltschaft bei dem Beichs- 
gerichte für zuständig. Im militärgerichilichen Verfiediren ist der 
Antrag an den Gerichtsherm erster Instanz za richten (§ 10 
des Gesetzes), im Verfahren vor den Konsulargerichten an den 
Konsul (§11 das.), im Verfahren vor den Schutzgebietsgerichten, 
wenn es sich um Verbrechen oder Vergehen liandelt, an die 
Staatsanwaltschaft (§ 6 Nr. 2a des Schutzgebiets-Gesetzes in der 
Fassung vom l'l September 1900 und Kaiserl. Verordnung vom 
9. November 1900, betr. die Bechtsverhältnisse in den deutschen 
Schutzgebieten, § ö).' 

» Sten. Ber. ö. 656. 

* Db6 dM Geaeti a«eh für die SehutigeUete Geltung hat, darüber vgl. 
§ 24 dieser Abhandlimg. 

9» 
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Über den Antrag wird von der obersten Behörde der 
LandesjttstizTer waltung entschieden (§ 6 Abs. 2 Sats 1). Wer 
dieae in den einzelnen deutechen BnndesBtaaton repräsentiei-t, 
beatimmt sich nach Landesrecht In den zur Zastftndigkeit des 
Seichsgerichtes in erster Instanz^ der Eonsnlargranclite nnd 
Sohntzgebietsgeriohte^ gehörigen Sachen entscheidet der Reichs« 
kanzler (§ 9 Abs. 2 des Gesetzes; §§19, 28 Abs. 8 des G^etzes 
betr. die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. Aprü 1900; § 3 des 
Schutzgebietsgesetzes, § 23 des Koiisulargericiitsbarkeitsgesetzes). 
Im militärgerichtlichen Verfahren ist die oberste Militär- oder 
Murine -Justizverwaltungsbehörde zur Entscheidung über den 
Antrag zuständig (§10 des Gesetzes). 

Uber die Form des Antrages sowie Uber das Verfahren 
bei Entscheidung desselben vor der Verwaltungsbehdrde 
giebt das Gesetz keine besonderen Bstimmungen. Der Antrag 
wird in erster Linie eine Aofstellxing des behaupteten Schadens 
enthalten und die Beweismittel fOr jene Behauptungen bezeichnen 
müssen. Das Verfahren zu regeln bleibt dem Landesrecht ftber- 
lassen: dieses entscheidet daher auch über die Frage, unter 
welchen Umständen und m weichem Umfange eine Beweis- 
aufnahme zulässig ist.* Das Reichscjesetz legt der Verwaltungs- 
behörde nur eine prozessuale Vorschnlt auf: sie muij dem Antrag- 
steller — wem es auch sei' — eine Ausfertigung der Entscheidung 
nach den Vorschriften der Civilprozeßordnung zustellen (§ 6 Abs. 2 
des Gesetzes, vbd. §§ 166 ff. C.P.O.). 

Gegen die Entscheidung der obersten Behörde der Landes- 
Justizverwaltung steht dem Antragsteller (nur diesem und seinen 
Bechtsnachfolgeml) binnen einer Ausschlußfrist* von drei Monaten, 

^ Vgl. Anm. 2 der vorigen Seite. 

Jedenfalls iVt zu präfen: Antrat, slierechtignng, Rechtzeitigkeit des 
Autragea (die Staatsanwaltschaft darf aucli im Fall»; verspäteten Kinbringens 
nicht si'lbst entscheiden, sondern muß dt-n Autrag weitergeben: sd richtig 
RoM£N §6 Note :^bj, femer der Umstand, ob der Eutschädigungsbeschluß 
etwa gemäß § 5 wieder außer Kraft getreten ist (vgl. § 22 dieser Ah- 
haadlung). 

* Die Yonehrift das § 4 Aba. 8 Sats 8 rbd. Sats 1. kommt also hier 
jiieht sQr Anwendnog; 

* Vgl. 8. 180 disfler Abhandlong. 
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die Ton der Zustellimg der Verwaltungsentacheidimg an läuft, die 
Berufnng' auf den ordentlichen Rechtsweg zil Die Klage 
muß gegen diejenige Stelle gerichtet werden, die nach dem 
Gesetze zur Vertretung des Fiskus berechtigt ist, also bezüglich 
des Reichsfiskus an den Reichskansler (Reichsgesets vom 17. Mftrz 
1878), bezüglich des Reichsmilitärfiskus an die Kontingents- 
verwaltungen der Einzel Staaten, die zur selbständigen Verwaltung 
des Militärwesena in Vertretung des ßeiches berechtigt und daher 
auch befugt sind, den Reichsmilitärfiskus im Prozesse zu ver- 
treten. Der Fiskus der Schutzgebiete^ wird durch den Reichs- 
kanzler vertreten; dagegen übt der QouTemeur die Vertretung 
auSy wenn ihm die selbständige Verwaltung des Gebietsvermögens 
übertragen ist — Die Vertretong der bundesstaatUchen Fisci ist 
in den dnzehien Staaten dnich Landeegesetz geregelt 

Bezüglich der sachlichen Zuständigkeit des anzurufenden 
Gerichtes bestimmt § 6 Abs. 8 Satz 3 des Gesetzes, daß die 
Oivilkammem der Landgerichte ausschließlich zuständig sein 
sollen; damit wird der Kreis der in § 70 G.V.G. genannten Sachen 
reichsgesetzlich erweitert. Mangels einer besonderen Vorschrift 
wird man die Zuständigkeit der Landgerichte auch bezüglich 
derjenigen Sachen annehmen müssen, welche in erster Instanz 
vor dem Reichsgerichte geschwebt haben.* Gemäß § 547 Nr. 2 
C.P.O. ist demzufolge in allen Fällen ohne Rücksicht auf den 
Wert des Streitgegenstandes Revision bei dem Reichsgerichte 
zulässig (t^ § 135 G.V.G.). — In den zur Zuständigkeit der 
Konsulargerichte gehürigen Sachen ist för die Ansprüche auf 
Entsohftdigung das Reichsgericht zust&ndig (§11 Abs. 2 des 
Gesetzes), und zwar in erster und letzter Instanz. Bezüglich 
der Schutzgebiete vgl. § 24 dieser Abhandlung, sowie § 6 Nr. 0 
des Schutzgebietsgesetzes, § Ö der obengenannten Kaiserlichen 
Verordnung. 

Die ort Ii che Zuständigkeit der Gerichte wird durch die 
§§ 18, 19 C.P.O. bestimmt Da? Verfahren ist dasjenige eines 
gewöhnlichen Oivilprozesses. 



1 Vgl Sw 181 Anm. 8 dieser Abhandlung, auch 8. 101. 
* So aneb Bonn sn § 6 Note 8f und Konim.Ber. S. 2S. 



Digitized by Google 



134 Geltendmaebnng des EntBchldigangMiiapniclieB. 

Schließlich bleibt noch zu erörtern, ob der Verhaftete auch 
noch auf anderem Wege als auf dem durch das Gesetz vor* 
gezeichneten zu einer Entschädigung für den erlittenen Yennögans- 
schadeo gelangen kann. Hier gelten folgende Sätise: 

Im Wege des einfachen Civilyerfalirens l&ßt sich ein Jßnats- 
ansproch der bezeicbneten Art in der Hegel nicht geltend madien^ 
weil der einen solchen Anspruch fundierende Bechtsgrond fehlt» 
welcher erst durch den die Entschädigungsverpflichtnng der Staate 
kasse aussprccbenden Beschluß des Strafgerichtes zur Ent- 
stehung gelangt Eine Ausnahme bildet lediglich der Schadens- 
ersatz anspruch wegen widerrechtlicher Freiheitsentziehung; vgl 
darüber oben § 3 dieser Abhandlung. — Aber auch auf der 
Grundlage eines nach § 4 des Gesetzes erlassenen Beschlusses 
kann der' Berechtigte im allgemeinen nicht alsbald den Civil- 
rechtsweg beschreiten; denn § 6 Abs. 3 des Gesetzes schreibt 
zwingend yot, daß eine Civilklage erst innerhalb dreier Monate 
nach ZusteUnng der Entscheidung der Verwaltongsbehdrde er* 
hoben werden darf. Zudem stellt sich diese Klage als eine Be- 
rufung auf den Rechtsweg gegen die Vorentscheidung jener 
Behörde dar. — Daß späterhin, wenn über den Betrag des An- 
spruches bereits rechtskräftig entschieden ist (sei es durch die 
Verwaltungsentscheidung oder durch gerichtliclies Urteil), keine 
neue KlaL^e auf Grand des Kiitsrhädigungsbesclilusseg zur Er- 
langung einer höheren Entschädigung erhoben werden kann, 
ergibt sich aus den allgemeinen Grundsätzen des Oivilprozeß- 
rechtes^; lediglich im Falle rechtswidriger Freiheitsentziehnog 
ist ein weiteres Oihlverfahren nicht ausgeschlossen.' 



1 Eb kann mit Eifolg die exceptio rei judicatae geltend gemuht werden. 
* Vgl. obeB § 8. Denn hier kann noch auf Enats immateriellen 
Schadens geklagt werden. 
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Fünfter Abschnitt. 

• SclilüB. 

§ 24. 

Zeitliche, örtliche, persöniiche Geltung des Gesetzes Verhältnis 
zu dem Gesetze vom 20. Mai. 1898. — Schlußwort 

Die zeitliche Wirksamkeit des Gesetzes bestimmt sich, da 
besondere Vorechriften nicht getroffen worden sind, nach den 
allgemeinen Grundsätzen. Da das Gesetz unter dem 29. Juli 1904 
durch das ßeichsgesetzblatt publiziert worden ist, ist es demnach 
seit dem 12. August 1904 in Geltung. Von diesem Tage ab ist 
es M jeder „Freisprechung" oder „Außerverfolguogeetzung" in 
Anwendung am bringen , selbst wenn das Verfiahren noch vor, 
seinem Inkrafttreten begonnen hat (TgL dazu § 8 E.G. zur Str.P.O.). 
Dies gilt — nach dem Smne des ganzen Gesetzes — auch dann» 
wenn yorher bereits ein Endurteil erster Instanz ergangen war 
(dagegen Abs. 2 a. a. 0,}} 

Das Gesetz gilt Örtlich für den gesamten Umfang des 
Deutschen Keiches. Dariiher hinaus bestimmt, wie bereits hervor- 
^rehoben, § 11 des Gesetzes die Ausdehnung seiner Wirksamkeit 
auch auf das konsulargerichtliche Verfahren. — Gemäß 
§ 3 des Scbutzgebietsgesetzes in der Fassung vom 1 0. September 
1900 in Verbindung mit § 19 Nr. 2 des Gesetzes über die 
Konsulargerichtsbarkeit, nach welchen die Vorschriften der Reichs- 
gesetze aber das Verfahren in Strafsachen auch fUr die Schutz- 
gebiete gelten, ist es aber» da es TOrwiegend strafprozessualen 
Charalcter hat^ auch fttr die Schutzgebiete in Kraft getreten.' 

^ Zwingend kommt § 8 Ab«. 2 (ebensowenig wie Abs. 1 daselbst) nicht 
zur Anwendung, da er sich streng genommen nur auf die Str.P.O. bezieht. 
Aber auch dem Sinne nach ist er nicht licTanzuziehen, da dtis Entschädigunga- 
verfahren in der höheren Instanz völlig von Anfang au wi< derholt wird, 
diest'S Verfahren daher -— zumal auch der Entschädigungsbeschluß un- 
anfechtbar ist — sich jedenfalls stets in seiner ersten (und letzten) 
Instant befindet 

« S. S. Ifif. 

' Übereinstimmend Bomsh sq g 11 Note 5. 
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Sehlufi. 



Das Gesetz findet Anwendung anf alle dem deutschen 
Strafprozeßrechte unterworfenen Personen.^ Ausländer 
sollen jedoch der in demselben enthaltenen Wohltaten nur dann 
teilhaftig werden, wenn durch die Gesetzgebung ihres Heimat- 
staates oder durch Staatsyertrag die Gegenseitigkeit Terbürgt 
und dies im Beichsgesetzblatt ausdrücklich festgestellt worden 
ist (§12 des Gesetzes). 

Bezüglicli unschuldig verhafteter Militärpersonen gelten 
die Sondervorschriften des § 10. Wenn hier nur von „frei- 
gesprochenen", nicht auch wie sonst von „außer Verfolgung ge- 
setzten'^ Personen geredet wird, auf welche das Gesetz zur 
Anwendung gebracht werden soll, beruht dies auf den grund- 
legenden prozessualen Verschiedenheiten, welche zwischen der 
Strafprozeßordnung und der Milit to tralg e richtsordnung bestehen. 
Denn da im militftrgerichtlichen Verfifthren eine dem BeschluB- 
gericht des bürgerlichen Strafprozesses entsprechende Stelle nicht 
Torhanden ist, vielmehr allein der Gerichtsherr zur Beendigung 
des Verfahrens vor der Hauptverhandlung berechtigt ist (§§ 245, 
272 Mil.Str.G.O.), so entspricht eine Außerveriolguiigsetzong vor 
der Hauptverhandlung der Einstellung des Verfahrens gemäß 
§168 Str.P.O. und konnte deshalb eine BertLcksichtigung hier 
nicht erfahren.* 

Was schließlich das Verhältnis unseres Gesetzes zu 
dem Beichsgesetz vom 20. Kai 1898 anbetrifit, so erlangt 
ein im WiederaufiiahmeTei&hren freigesprochener, sofern nur 
die Voraussetzungen des § 1 des G^esetzes von 1898 und der 
§§ 1 und 2 des G^esetzes von 1904 erfüllt sind, einen Ent- 
schädigungsanspruch aus beiden Gesetzen. Insoweit hier die 
erlittene üntersuchungshall; auf die ^kannte Freiheitsstrafe ge- 
mäß § 482 Str.P.O. anzurechnen war oder gemäß § 60 Str.G.B.s 
angerechnet worden ist, gilt sie als „vollstreckte Strafe" im Sinne 
von § 1 des Gesetzes von 1898, weshalb auch dieses Gesetz 
und nicht das Gesetz über die Entschädigung für erlittene Unter- 
suchungshaft zur Anwendung gelangt Letzteres bleibt jedoch 

* Vgl. hienn hsuptaftchlich g 8 Str.G.B.s; §§ 3, 4, 6 Abi. 1 E.G. mr 
StrJP.O.; Art. 81 B-V. ybd. § 6 E.G. tat Str.P.O. 

* Vgl. S. 89 ff. dieser Ablwndliuig. 
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bezüglich des nicht auf die Strafe angerechneten Teiles der 
Untersuehungshaft maßgehend. 

Mit den beiden Gesetzen hat das Deutsche Reich einen 
hedenisamen Schritt TorwSrts getan auf einem Wege, der tob 
der Gesetzgebung der dTÜisierten Welt bisher nur äußerst yer^ 
einzelt beschritten worden ist Die Anerkennung der staaüicben 

EntschädigQDgspf licht ist erreicht. Möchte die kommende Gesetz- 
gebung nun auch die Mängel beseitigen^ die namentlich unserem 
Gesetze noch anhaften, und damit den Kulturfortschritt, welche 
die Gewährung eines Rechtsanspruches an jene Personen in sich 
schließt, zu einem ganzen und yoUständigen machen I Die Frage 
der Entschädigung unschuldig Verhafteter ist die praktisch 
wichtigere. Möge namentlich auf diesem Gebiet die bevorstehende 
Beform des Strai^rozesses die auf sie gerichteten großen Hoff- 
nungen erfüllen, auf daß auch hier DentacUand Torbildlich sei 
fSae die Welt als ein Hort der Freiheit! 
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